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Gesetz zur Sicherung der nachhaltigen Finanzie-
rungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung 
(RV-Nachhaltigkeitsgesetz)

Thomas Göhde, Willi Schmitz, Bettina Rüttgardt, Abteilung Versicherung, Rente und Rehabilitation

Rentenreform

Über die kurzfristigen Maßnahmen zur Sicherung der

Rentenfinanzen, die durch das Zweite und Dritte Gesetz

zur Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch

und anderer Gesetze vom 27. Dezember 2003 eingeführt

wurden und überwiegend zum 1. Januar bzw. 1. April

2004 in Kraft getreten sind, wurde bereits in der Ausga-

be 1-2/2004 dieser Zeitschrift berichtet.

Der folgende Beitrag soll nun die mittel- und langfristi-

gen Maßnahmen, die die Sicherung der Finanzierungs-

grundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung be-

treffen, zur Kenntnis bringen und ihre Auswirkungen in

der Praxis kurz erläutern.

Allgemeines

Das Gesetz zur Sicherung der nachhaltigen Finan-

zierungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenversiche-

rung ist ein weiterer Teil des Programms zur langfristi-

gen Sicherung der Sozialsysteme und Bestandteil der

Agenda 2010.

Das Bundeskabinett hat am 3. Dezember 2003 den

Entwurf des Gesetzes  beschlossen und u.a. folgende

mittel- und langfristig wirkenden Maßnahmen vorgese-

hen1:

• Modifizierung der Rentenanpassungsformel durch

Einführung eines Nachhaltigkeitsfaktors,

• Umwandlung der Schwankungsreserve in eine

Nachhaltigkeitsrücklage,

• Anhebung der Altersgrenzen für den frühestmög-

lichen Beginn der vorzeitigen Altersrente wegen 

Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeitarbeit auf

das 63. Lebensjahr,

• Einführung einer Berichtspflicht der Bundesregie-

rung für das Jahr 2008 über die Rahmenbedingun-

gen einer Anhebung der Regelaltersrente,

• Konzentration der bewerteten Anrechnungszeiten

bei schulischer Ausbildung auf Fachschulen und be-

rufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen und Be-

grenzung der Bewertung bzw. Höherbewertung von

schulischen und beruflichen Ausbildungszeiten auf

insgesamt höchstens 36 Monate und

• Konzentration der Höherbewertung der ersten 36

Kalendermonate mit Pflichtbeitragszeiten auf Zei-

ten tatsächlicher beruflicher Ausbildung.

Durch diese Maßnahmen soll mittelfristig der Bei-

tragssatz bis zum Jahr 2020 nicht über 20 Prozent 

steigen und gleichzeitig die Schwankungsreserve auf

1,5 Monatsausgaben aufgebaut werden. Langfristig soll,

auch unter Einbeziehung der Maßnahmen des Zweiten

und Dritten Gesetzes zur Änderung des Sechsten Bu-

ches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze, bis zum

Jahr 2030 der Beitragssatzanstieg auf 22 Prozent be-

grenzt werden.

Neben den Regelungen mit vornehmlich finanziel-

len Auswirkungen sind im RV-Nachhaltigkeitsgesetz

auch Maßnahmen enthalten, die sich aufgrund der jün-

geren Rechtsprechung des Bundessozialgerichts erge-

ben haben sowie Klarstellungen und Streichungen von

Vorschriften vergangener Reformgesetze, die durch

Zeitablauf entbehrlich geworden sind.

Das Gesetz wurde am 11. März 2004 in 2. und 3. Le-

sung beschlossen; es ist am 26.7.2004 im BGBl. I S. 1791

verkündet worden und tritt soweit nichts anderes geregelt

ist am 1. August 2004 in Kraft. Der Bundesrat hatte zu-

vor am 14. Mai 2004 Einspruch gegen das Gesetz einge-

legt, nachdem im Vermittlungsausschuss keine Einigung

1 Vgl. Gesetzentwurf vom 09.12.2003, BT-Drucks. 15/2149



über Änderungsvorschläge erzielt worden war. Der Ein-

spruch des Bundesrates wurde jedoch am 16. Juni 2004 

mit der sog. Kanzlermehrheit zurückgewiesen. 

In den folgenden Abschnitten werden nicht alle 

Vorschriften, die durch das RV-Nachhaltigkeitsgesetz 

geändert wurden, angesprochen. Die Ausführungen be-

schränken sich auf die wesentlichen Änderungen, die 

auch für die Praxis von Bedeutung sind. 

1.  Maßnahmen zur nachhaltigen Sicherung 
der Generationengerechtigkeit in der ge-
setzlichen Rentenversicherung 

1.1. Orientierung der Rentenanpassungsformel an der bei-

tragspflichtigen Bruttolohn- und Gehaltssumme 

Nach der bislang geltenden Anpassungsformel be-

rechnete sich der Wert der lohndynamischen Anpas-

sung nach der Veränderung der Bruttolohn- und Ge-

haltssumme je durchschnittlich beschäftigten Arbeit-

nehmer aus der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-

nung (§ 68 Abs. 6 SGB VI in der bisherigen Fassung). 

In dieser Gesamtrechnung enthalten sind die Löhne 

und Gehälter aller Beschäftigten unabhängig von der 

Beitragspflicht in der Rentenversicherung. In Zukunft 

orientiert  sich die Rentenanpassung nicht mehr – wie 

bisher – an der Entwicklung aller Bruttolöhne, sondern 

nur noch an der Entwicklung der beitragspflichtigen

Lohn- und Gehaltssumme (§ 68 Abs. 2 und Abs. 7 SGB 

VI n.F.). Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung 

werden die Daten aus der vom Verband Deutscher Ren-

tenversicherungsträger (VDR) geführten Versicherten-

statistik ermittelt. Nicht beitragspflichtige Löhne oder 

Lohnbestandteile, wie z.B. Beamtenbezüge, Entgelte 

oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze und Entgeltbe-

standteile, die in eine betriebliche Altersversorgung 

umgewandelt worden sind, fließen jetzt nicht mehr bei 

der Berechnung der Rentenanpassungen ein.2 Systema-

tisch ist diese neue Ausrichtung nachvollziehbar. Aller-

dings kann sie entsprechend der Erfahrungen der jüng-

sten Vergangenheit tendenziell zu etwas niedrigeren 

Anpassungen führen.3

Wirksam wird die neue Berechnung der Bruttolohn-

entwicklung erst bei der Anpassung zum 1. Juli 2006. 

Für die Anpassung zum 1. Juli 2005 sieht eine neue 

Übergangsregelung in § 255f SGB VI, die die bisherige 

Besonderheit für die Anpassung Juli 2001 ablöst, noch 

eine Berechnung nach den bisherigen Grundsätzen vor, 

weil die Ermittlung und Aufarbeitung der neuen Daten 

einer gewissen Vorlaufzeit bedarf. 

1.2 Modifizierung der Rentenanpassungsformel durch 

Einführung eines Nachhaltigkeitsfaktors 

Im Mittelpunkt des RV-Nachhaltigkeitsgesetzes 

steht die Modifizierung der Rentenanpassungsformel 

durch den sog. „Nachhaltigkeitsfaktor“. Danach soll 

in Zukunft die jährliche Rentenanpassung nicht allein 

– wie bisher – von der Bruttolohnentwicklung, der Ent-

wicklung des Beitragssatzes zur gesetzlichen Renten-

versicherung sowie der Veränderung des sog. Alters-

vorsorgeanteils abhängig sein, sondern auch von der 

Veränderung des Verhältnisses von Beitragszahlern 

zu Rentenempfängern. Eine derartige Ergänzung der 

Rentenanpassungsformel wurde von der „Rürup“- und 

der „Herzog-Kommission“ gleichermaßen empfohlen.4

Die aktuellen und zukünftigen finanziellen Probleme 

der gesetzlichen Rentenversicherung sind nicht allein 

von einer längeren Lebenserwartung geprägt. Zu-

sätzlich ist der Geburten- und Erwerbstätigenrück-

gang zu beachten. Der Nachhaltigkeitsfaktor soll hier 

eine sachgerechte Aufteilung der finanziellen Belas-

tungen auf Rentner und Beitragszahler gewährleisten. 

Bei den künftigen Rentenanpassungen soll auch die 

Relation von Rentenbeziehern zu Beitragszahlern 

berücksichtigt werden. Diese Relation beinhaltet die 

steigende Lebenserwartung, umfasst aber auch Ver-

änderungen in der Erwerbstätigkeit. Verlängert sich 

die Lebenserwartung und steigt deshalb die Zahl der 

Rentner an, vermindert sich die Rentenanpassung. 

Würde gleichzeitig die Zahl der Arbeitnehmer steigen, 

2 Vgl. BT-Drucks. 15/2149, S. 18 
3 Ruland KrV 2004, S. 7, 9 
4 „Rürup-Kommission“, Nachhaltigkeit in der Finanzierung der Sozialen Sicherungssysteme, 2003, S. 100ff; „Herzog-Kommission“, So-

ziale Sicherheit, 2003, S. 43 
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faktors.

Der Nachhaltigkeitsfaktor besteht nach § 68 Abs. 4 

Nachhaltigkeitsfaktors nicht von der Anzahl der 

tatsächlichen Beitragszahler und Rentner ausgegangen, 

nern“ und „Äquivalenzbeitragszahlern“ (vgl. Erläute-

rung weiter unten). 

Beitragszahler enthält der Nachhaltigkeitsfaktor einen 

Parameter �

der Anpassungsformel mit dem 

Der Gesetzesbegründung ist zu entnehmen, dass der 

Faktor a, die Funktion haben soll, den Beitragssatz 

zustellen.5

stimmung des aktuellen Rentenwertes für die Zeit vom 

wie folgt ergänzt: 

verbeitragten Lohnsumme aller versicherungspflichtig 

Beschäftigten, der geringfügig Beschäftigten und der Be-

(Parameter 0,25) auf die Höhe der Anpassung aus. 

tigen Rentenanpassung mit angenommenen Zahlen 

dargestellt:

2003 = 24,0 Mio. 

„ 2004 = 24,5 Mio 

Äquivalenzbeitragszahler 2003 = 50,0 Mio 

„ 2004 = 49,7 Mio 

(Die Zahl der Rentner hat sich in diesem Beispiel leicht erhöht, 

die Zahl der Beitragszahler geringfügig vermindert.) 

Rentnerquotient 2003 = 24,0 : 50,0 = 0,4800 

„ 2004 = 24,5 : 49,7 = 0,4930 

Formel: 1 – 1,0271 = – 0,0271 x 0,25 = – 0,0068 

- 0,0068 + 1 = 0,9932 (Nachhaltigkeitsfaktor) 

nem Nachhaltigkeitsfaktor 0,9932 multipliziert, was eine 

zur Berücksichtigung des Altersvorsorgeanteils wirken 

und den Anstieg der Renten zusätzlich dämpfen. Bei ei-

Altersvorsorgeanteil innerhalb der bisherigen Anpas-

sungsformel bis 20116

5

6

sung im Jahre 2009 mit 4 % abgeschlossen gewesen. Durch die fehlende Anpassung im Juli 2004 wird nunmehr die Endstufe von 

4 % erst im Jahre 2010 erreicht. Der Altersvorsorgeanteil wirkt daher noch bis zur Anpassung im Juli 2011. 
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verringert sich dieser Bremseffekt des Nachhaltigkeits-

SGB VI aus der Veränderung des Rentnerquotienten, 

d.h. des Verhältnisses von Rentenempfängern zu Bei-

tragszahlern. Allerdings wird bei der Ermittlung des 

sondern von modellhaft ermittelten „Äquivalenzrent-

Neben der Veränderung der Relation Rentner/ 

, der später in der verbalen Beschreibung 

Wert 0,25 belegt wird. 

langfristig – d.h. bis zum Jahr 2030 – von 22 % sicher-

Um dieses Ziel zu erreichen ist nach den ak-

tuellen Berechnungen der Faktor 0,25 erforderlich. Es 

fragt sich, warum dieser Wert von 0,25 nicht direkt in 

die Anpassungsformel aufgenommen worden ist. 

Nach § 68 Abs. 5 SGB VI bzw. nach dem für die Be-

1. Juli 2005 bis zum 1. Juli 2011 maßgebenden § 255e 

Abs. 4 SGB VI wird die bisherige Anpassungsformel 

Für RQ t-1 bzw. t-2 steht der Rentnerquotient des 

Vorjahres zum Rentnerquotienten des vorvergangenen 

Jahres. Er wird ermittelt, indem die Zahl der sog. Äqui-

valenzrentner eines Kalenderjahres durch die Zahl der 

Äquivalenzbeitragszahler dividiert wird. Die Zahl der 

Äquivalenzrentner ermittelt sich durch Division der ge-

samten Rentenausgaben eines Kalenderjahres durch den 

Wert einer sog. Standardrente (aus 45 Entgeltpunkten). 

Der Äquivalenzbeitragszahler wird aus der Summe der 

zieher von Arbeitslosengeld eines Kalenderjahres divi-

diert durch das Durchschnittsentgelt dieses Kalender-

jahres ermittelt. Die beiden Ergebnisse ins Verhältnis ge-

setzt ergibt den Rentnerquotienten des betreffenden Ka-

lenderjahres. Die Veränderung des Rentnerquotienten 

des Vorjahres zum vorvergangenen Jahr ist Ausgangs-

wert für den Nachhaltigkeitsfaktor. Der Veränderungs-

wert wirkt sich – wie oben dargelegt – zu einem Viertel 

Nur beispielhaft wird die Berechnung einer zukünf-

Äquivalenzrentner 

Veränderung 2004 zu 2003 = 0,4930 : 0,4800 = 1.0271 

Der Anpassungssatz würde in diesem Beispiel mit ei-

Minderung der Anpassung um 0,68 % bewirken würde. 

Der Nachhaltigkeitsfaktor wird nach § 255e SGB VI 

in der neuen Fassung in den nächsten Jahren parallel 

nem unveränderten Beitragssatz wirkt sich bereits der 

bei jeder Anpassung mit 0,62 % 

BT-Drucks. 15/2149, S. 18 

Die Berücksichtigung des Altersvorsorgeanteils in 0,5-%-Schritten (sog. „Riestertreppe“) wäre nach § 255e SGB VI in der bish. Fas-



mindernd auf den jeweiligen Anpassungsprozentsatz 

aus. Nach dem derzeitigen Kenntnisstand des VDR 

wird der Nachhaltigkeitsfaktor bei der Anpassung im 

Jahre 2005 bei einer Minderungswirkung von ca. 0,5 % 

liegen. Dies bedeutet, dass der Anstieg der Bruttolohn-

summe für die nächste Anpassung bei mindestens 1,1 % 

liegen muss, damit sich überhaupt eine positive Anpas-

sung ergeben kann. 

Die Anwendung des Nachhaltigkeitsfaktors kann 

nach § 255e Abs. 5 SGB VI nicht zu einer Rentenkür-

zung führen. Eine negative Rentenanpassung ist – wie 

nach bisherigem Recht – nur möglich, wenn die Lohn-

entwicklung negativ ist. 

Im Gesetzgebungsverfahren wurde kritisch ange-

merkt, dass parallel zur Einführung des Nachhaltig-

keitsfaktors im Alterseinkünftegesetzentwurf die soge-

nannte Niveausicherungsklausel in § 154 Abs. 3 SGB 

VI gestrichen werden sollte. Mit der Streichung der Ni-

veausicherung hätte das Rentenrecht nur noch Bei-

tragssatzziele formuliert. Dann besteht aber die Gefahr, 

dass das vorgesehene Beitragssatzziel verabsolutiert 

und das in der Rentenversicherung erreichbare Renten-

niveau vollständig zu einer abhängigen Größe des Bei-

tragssatzzieles gemacht wird.7 Um dies zu verhindern 

wurde in letzter Minute im RV-Nachhaltigkeitsgesetz 

ein Mindestsicherungsziel im § 154 Abs. 3 und 4 SGB 

VI definiert. 

1.3 Niveausicherungsklausel 

Auf Grund der Neuregelungen zur Rentenbesteue-

rung zur stufenweisen Einführung der nachgelagerten 

Besteuerung von Renten kann nicht mehr für alle Ren-

tenzugangsjahre ein einheitliches Nettorentenniveau

ausgewiesen werden. Stattdessen wird künftig anstelle 

des bisherigen Nettorentenniveaus ein Nettorentenni-

veau ohne Berücksichtigung von Steuern als Verhält-

nis zwischen Standardrente (brutto) – vermindert um 

die Sozialabgaben der Rentner – und dem Durch-

schnittsentgelt nach Anlage 1 SGB VI – vermindert um 

die durchschnittlich geleisteten Beiträge der Arbeitneh-

mer zu den Sozialversicherungssystemen und zur ge-

förderten privaten Altersvorsorge gebildet. Sowohl 

beim Rentner als auch beim Arbeitnehmer werden die 

zu zahlenden Steuern nicht berücksichtigt. Dieses neue 

„Nettorentenniveau“ ist Gradmesser für das in § 154 

Abs. 3 SGB VI festgelegte Mindestsicherungsziel in der 

gesetzlichen Rentenversicherung. Das Nettorentenni-

veau darf für einen Zugangsrentner im Jahr 2020 nicht 

unter 46% und im Jahr 2030 nicht unter 43 % absinken. 

Sofern einer der genannten Werte voraussichtlich nach-

haltig und nicht nur zeitweise unterschritten wird, hat 

die Bundesregierung geeignete Maßnahmen zur Ände-

rung vorzuschlagen. 

Hierfür hat die Bundesregierung von 2008 an alle 

vier Jahre zu prüfen, ob zur Beibehaltung des Siche-

rungsziels entsprechende Maßnahmen unter Wahrung 

der Beitragssatzstabilität vorzuschlagen sind (vgl. § 154 

Abs. 4 SGB VI unter 3.4). 

1.4 Nachhaltigkeitsrücklage 

Für die Bestreitung der laufenden Ausgaben und 

zum Ausgleich unterjähriger Einnahme- und Ausgabe-

schwankungen hat die Rentenversicherung nach § 216 

SGB VI eine Schwankungsreserve bereit zu halten. 

Diese Schwankungsreserve war in den letzten Jahren 

mehrfach Gegenstand von Gesetzesänderungen. Zu-

letzt wurde die Mindestschwankungsreserve im Zwei-

ten Gesetz zur Änderung des Sechsten Buches Sozial-

gesetzbuch und anderer Gesetze auf  0,2 Monatsaus-

gaben abgesenkt.8 Nunmehr sieht das Gesetz vor, die 

Schwankungsreserve mittelfristig wieder aufzubauen 

und sie in eine „Nachhaltigkeitsrücklage“ umzuwan-

deln. Den Ausbau der Schwankungsreserve hatten 

auch die „Rürup“- und die „Herzog-Kommission“ emp-

fohlen.9 Die Schwankungsreserve soll unterjährige Li-

quiditätsschwankungen ausgleichen und auch zur Sta-

bilisierung des Beitragssatzes im Konjunkturverlauf 

beitragen. Mit dem für das Jahr 2004 auf 0,2 Monats-

ausgaben abgesenkten Niveau kann nicht einmal eine 

Liquiditätssicherung gewährleistet werden. Aus diesem 

Grund ist es zu begrüßen, dass eine neue Nachhaltig-

keitsrücklage aufgebaut werden soll. 

7 Vgl. Nürnberger/Stapf-Finé SozSich 2004, S. 38, 41 ff 
8 Vgl. Schmitz/Rüttgardt MittLVA Rheinpr 2004, S. 1, 8 ff. 
9 „Rürup-Kommission“, Nachhaltigkeit in der Finanzierung der Sozialen Sicherungssysteme, 2003, S. 126ff; „Herzog-Kommission“, So-

ziale Sicherheit, 2003, S. 46 ff 
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Nach § 158 Abs. 1 SGB VI neuer Fassung soll der 

sonsten vorhandener Beitragssatzsenkungsspielräume 

vorgesehene Aufstockung der Reserve auf den genann-

me hierfür ergeben. Ferner müsste vor allem zunächst 

die die Finanzlage der Rentenversicherung sowie die 

druck der jeweiligen Gesetzestexte in diesem Beitrag 

2. Änderungen bei der Bewertung von 
Zeiten einer Ausbildung 

2.1 Die Bewertung von Anrechnungszeiten bei schulischer 

Ausbildung

Die gesetzlichen Regelungen zu den Ausbildungs-

10

seither haben sich die Modalitäten der Dauer der Aner-

einer schulischen Ausbildung nach dem vollendeten 

bis zu acht Jahren 

als Anrechnungszeiten anerkannt (§ 58 Abs. 1 Satz 1 

Besuch der Schule, Fachschule oder Hochschule sowie 

maßnahme.

her nach § 74 Satz 4 SGB VI insgesamt höchstens drei 

Jahre schulische Ausbildung bewertet.

Am bisherigen Umfang der Anrechnung aller Arten 

verändert. Damit bleiben wie bisher die genannten Zei-

3 SGB VI günstig bei der Ermittlung des sog. Gesamt-

leistungswertes nach § 71 SGB VI aus. 

Bewertung von Zeiten der schulischen Ausbildung 

nach § 74 SGB VI. 

„Der sich aus der Gesamtleistungsbewertung er-

Zeiten einer beruflichen Ausbildung, Fachschul-

vorbereitenden Bildungsmaßnahme auf 75 vom 

Der so begrenzte Gesamtleis-

tungswert darf für einen Kalendermonat 0,0625 

Entgeltpunkte nicht übersteigen. Zeiten einer 

beruflichen Ausbildung, Fachschulausbildung 

tens drei Jahre bewertet, vorrangig die Zeiten der 

berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme. Zei-

ten einer Schul- oder Hochschulausbildung und 

zeiten sind, weil 

legen hat, für die nicht Arbeitslosengeld oder 

sind,

10 vgl. auch Blüggel SozSich 2004, S. 61 ff.; Loose Soz.Sich 2003, S. 431 ff. 
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obere Zielwert für die Rücklage auf 1,5 Monatsausga-

ben angehoben werden, soweit dies ohne eine Anhe-

bung des Beitragssatzes – also durch Ausnutzung an-

– realisierbar ist. Ob sich die im Nachhaltigkeitsgesetz 

ten Wert in den kommenden Jahren realisieren lässt, ist 

allerdings entscheidend davon abhängig, inwieweit sich 

in den nächsten Jahren tatsächlich finanzielle Spielräu-

der auf 0,2 Monatsausgaben abgesenkte untere Zielwert 

wieder auf ein ausreichendes Niveau angehoben wor-

den. Dies ist mit dem RV-Nachhaltigkeitsgesetz aller-

dings nicht festgelegt worden. 

Alle unter 1.1. bis 1.4 angesprochenen Änderungen, 

Modalitäten der nächsten Rentenanpassungen betref-

fen, treten unabhängig von ihrem Wirksamwerden nach 

Art. 15 Abs. 1 mit dem 1. August 2004 in Kraft. Vom Ab-

wurde abgesehen, da sie für die tägliche Praxis von un-

tergeordneter Bedeutung sind. 

zeiten im Rentenrecht lassen sich als ein kontinuierli-

cher Prozess der Reduzierung beschreiben . Sie wurden 

erstmals im Zuge der Rentenreform 1957 eingeführt und 

kennung, der Bewertung und der formalen Vorausset-

zungen der anrechenbaren Zeiten häufig geändert. 

Nach dem zur Zeit geltenden Recht werden Zeiten 

17. Lebensjahr insgesamt höchstens 

Nr. 4 SGB VI). Zur schulischen Ausbildung zählt der 

die Teilnahme an einer berufsvorbereitenden Bildungs-

Unabhängig von der Art der Schulzeit wurden bis-

von Schulzeiten ändert sich durch das Nachhaltigkeits-

gesetz nichts; § 58 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SGB VI bleibt un-

ten Anrechnungszeiten für die Erfüllung bestimmter 

Wartezeiten. Sie wirken sich auch weiterhin als „nicht 

belegungsfähige beitragsfreie Zeiten“ i.S. von § 72 Abs. 

Eingeschränkt wird durch die Gesetzesänderung die 

Neue Fassung des § 74 SGB VI (Art. 1 Nr.13): 

gebende Wert wird für jeden Kalendermonat mit 

ausbildung oder der Teilnahme an einer berufs-

Hundert begrenzt. 

oder der Teilnahme an einer berufsvorbereitenden 

Bildungsmaßnahme werden insgesamt für höchs-

Fachschulausbildung und der Teilnahme an einer 

Kalendermonate, die nur deshalb Anrechnungs-

1. Arbeitslosigkeit nach dem 30. Juni 1978 vorge-

Arbeitslosenhilfe gezahlt worden ist, 

2. Krankheit nach dem 31. Dezember 1983 vorge-

legen hat und nicht Beiträge gezahlt worden 



3. Ausbildungssuche vorgelegen hat, werden nicht 

bewertet.“

Die Änderung tritt nach Art. 15 Abs. 11 am 1. Januar 

2005 in Kraft. 

Mit der Neufassung von § 74 Satz 4 SGB VI entfällt 

die bisherige Bewertung von Zeiten des Schul- und 

Hochschulbesuchs. Nach Satz 1 und 3 werden ab Ja-

nuar 2005 nur noch die Zeiten des Fachschulbesuchs

und die Teilnahme an einer berufsvorbereitenden Bil-

dungsmaßnahme bewertet.

Die Streichung der unmittelbar rentensteigernden 

Wirkung von Schul- und Hochschulzeiten wurde im 

Gesetzgebungsverfahren kontrovers diskutiert. Nach 

der Gesetzesbegründung wird durch diese Neuregelung 

eine nicht gerechtfertigte Besserstellung von Akademi-

kern, die im Regelfall überdurchschnittliche Rentenan-

wartschaften aufbauen können, beseitigt11. Für Zeiten 

einer nichtakademischen Ausbildung an Schulen mit 

überwiegend berufsbildendem Charakter (Fachschu-

len) und für berufsvorbereitende Bildungsmaßnah-

men soll es weiterhin bei der bisherigen rentenrecht-

lichen Bewertung bleiben, da hier nicht davon ausge-

gangen werden kann, dass im späteren Erwerbsleben 

Rentenanwartschaften im selben Umfang aufgebaut 

werden, wie auf der Grundlage einer Akademischen 

Ausbildung12. Der künftige Wegfall der Bewertung der 

Schul- und Hochschulzeiten kann – nach Ablauf der 

Übergangszeit (vgl. 2.1.1) bis Ende 2008 – dazu führen, 

dass die monatliche Bruttorente nach heutigen Werten 

um maximal ca. 59 Euro (ca. 52 Euro in den neuen Bun-

desländern) niedriger ausfällt. 

Eine weitere Einschränkung enthält der neue Satz 3 

in § 74 SGB VI. Der bisherige Regelungsinhalt von Satz 

3 für Zeiten eines freiwilligen sozialen oder ökologi-

schen Jahres entfällt (vgl. 2.3). Nach Satz 3 werden die 

Zeiten der Fachschulausbilung und der Teilnahme an 

einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme sowie 

die Höherbewertung von Zeiten der tatsächlichen be-

ruflichen Ausbildung (vgl. nachfolgend unter 2. 2) auf 

einen Höchstzeitraum von insgesamt, also zusammen-

gerechnet 36 Kalendermonaten begrenzt; vorrangig 

werden die Zeiten der Fachschulausbildung und der 

Teilnahme an einer berufsvorbereitenden Bildungs-

maßnahme bewertet. 

Wurde z.B. zunächst drei Jahre eine Fachschule be-

sucht und anschließend eine dreijährige Berufsausbil-

dung ausgeübt, konnten bisher sechs Ausbildungsjahre 

(höher) bewertet werden. Durch die Neuregelung ist 

der Höchstzeitraum von insgesamt 36 Monaten zu be-

achten. Sind also Zeiten der Fachschulausbildung und 

der Teilnahme an einer berufsvorbereitenden Bildungs-

maßnahme im Umfang von 36 Kalendermonaten be-

wertet worden, verbleibt für die Höherbewertung der 

Zeit einer tatsächlichen Berufsausbildung (nach Ablauf 

der bis zum 31. Dezember 2008 gehenden Übergangs-

zeit) kein Raum mehr (vgl. § 263 Abs. 3 SGB VI). Nur 

wenn die Zeit der Fachschulausbildung (und ggf. der 

berufsvorb. Bildungsmaßnahme) insgesamt nicht 36

Kalendermonate umfaßt, wird die Zeit der tatsächli-

chen beruflichen Ausbildung für die verbleibenden 

Kalendermonate höher bewertet (vgl. auch 2.2.2.). 

2.1.1 Übergangsrecht für Schulzeiten 

Bei einem Rentenbeginn vom 1. Januar 2005 bis 

31. Dezember 2008 wird die Bewertung von Zeiten der 

Schul- oder Hochschulausbildung im bisherigen zeit-

lichen Umfang zwar beibehalten, aber in 48 Monats-

schritten vom bisherigen Wert auf Null abgeschmolzen.

Je nach Rentenbeginn werden die Zeiten bis zur bishe-

rigen Höchstdauer von insgesamt 36 Monaten nur noch 

mit den Übergangswerten des neuen § 263 Abs. 3 SGB 

VI bewertet. Der individuell errechnete Gesamtlei-

stungswert sinkt danach von derzeit 75 % seines Wer-

tes, höchstens 0,0625 Entgeltpunkte pro Monat, auf 

Null ab. Zeiten der weiterhin zu bewertenden Fach-

schulausbildung oder der Teilnahme an einer berufs-

vorbereitenden Bildungsmaßnahme werden auf die 

Höchstdauer von insgesamt 36 Monaten angerechnet. 

Ab 2009 werden dann Schul- und Hochschulzeiten 

nicht mehr bewertet. 

Durch Art. 1 Nr. 55 ist § 263 Abs. 3 SGB VI wie folgt 

gefasst worden: 

„(3) Der sich aus der Gesamtleistungsbewertung 

ergebende Wert wird für jeden Kalendermonat 

11 siehe Gesetzesbegründung S. 24 
12 BT-Drucks. 15/2149, S. 19 
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mit Anrechnungszeiten wegen einer Schul- oder 

Hochschulausbildung auf 75 vom Hundert be-

grenzt. Der so begrenzte Gesamtleistungswert 

darf für einen Kalendermonat 0,0625 Entgelt-

punkte nicht übersteigen. Zeiten einer Schul-

oder Hochschulausbildung insgesamt 

für höchstens drei Jahre bewertet; auf die drei 

Bildungsmaßnahme angerechnet. Bei der be-

grenzten Gesamtleistungsbewertung für die Zei-

ten der Schul- oder Hochschulausbildung treten 

an die Stelle 

Die Änderung tritt nach Art. 15 Abs. 11 am 1. Januar 

2005 in Kraft. 

Beispiel 1: 

Studium 01.08.1977

versicherungspflichtige Beschäftigung ab 01.07.1983 

Alle 91 Monate Schul- und Hochschulzeit sind 

wertet.

Bei einem Rentenbeginn in der Zeit vom 01.01.2005 bis 

weiterhin noch 36 Monate bewertet; der individuelle 

Beispiel 2: 

Schulbesuch (ab 17. Lebensjahr) 02.07.1990 

01.08.1991

Studium 01.08.1993

versicherungspflichtige Beschäftigung ab 01.08.1998. Anspruch auf 

Erwerbsminderungsrente besteht ab 01.12.2005. 

Nach § 74 

Fachschulzeit bewertet. Darüber hinaus können bei 

einem Beginn der Rente von 2005 – 2008 über § 263 

schulausbildung bis zu 36 Kalendermonate bewertet 

vom 02.07.1990 bis 31.07.1991 = 13 KM Schulausbildung 

vom 01.08.1993 bis 30.06.1995 = 23 KM Hochschulausbildung

Schulzeiten)

abzüglich Fachschulzeit ./. 24 KM 

verbleiben 12 KM noch zu bewertende 

Schulzeit

oder:

bereits bewertete Fachschulzeit 24 KM 

insgesamt 36 KM 

SGB VI bei einem Rentenbeginn am 01.12.2005 noch 

Ausbildung

Im Gegensatz zu beitragsfreien Zeiten der schuli-

schen Ausbildung sind für Zeiten der beruflichen Aus-

bildung Pflichtbeiträge entrichtet, für die innerhalb der 

2 SGB VI Pflichtbeiträge für eine Berufsausbildung als 

beitragsgeminderte Zeiten angesehen. Im Rahmen der 

Gesamtleistungsbewertung erhalten solche Zeiten ei-

nen Zuschlag an Entgeltpunkten. Es muss hierbei min-

bei Beginn der Rente 

im 75 vom Hundert 0,0625 Entgeltpunkte 

Jahr Monat 

2005 Januar 75,00 0,0625

Februar 73,44 0,0612

März 71,88 0,0599

... ... ... ...

2008 November 3,13 0,0026

Dezember 1,56 0,0013

2009 Januar 0,00 0,0000
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werden 

Jahre werden Zeiten einer Fachschulausbildung 

oder der Teilnahme an einer berufsvorbereitenden 

Versicherter ist geboren am 15.10.1958 

Schulbesuch (ab 17. Lebensjahr) 15.10.1975 - 31.07.1977 = 22 KM 

- 30.04.1983 = 69 KM 

und bleiben Anrechnungszeiten. Bei einem Rentenbe-

ginn ab 2009 werden jedoch keine Zeiten mehr be-

31.12.2008 werden nach § 263 Abs. 3 SGB VI zwar 

Gesamtleistungswert aus der Rentenberechnung wird 

aber nach der obigen Tabelle je nach Rentenbeginn zwi-

schen höchstens 75 % seines Wertes und Null liegen. 

Versicherter ist geboren am 02.07.1973 

- 31.07.1991 = 13 KM 

Fachschule vom - 31.07.1993 = 24 KM 

- 31.05.1998 = 58 KM 

Satz 1 und 3 SGB VI wird nur noch die 

Abs. 3 SGB VI noch Zeiten der Schul- und Hoch-

werden, worauf die Zeiten der Fachschule aber ange-

rechnet werden: 

36 KM (Höchstdauer 

noch berücksichtigungsfähige Schulzeit 12 KM 

Insgesamt werden zusätzlich über § 263 Abs. 3 

12 KM mit einem begrenzten Gesamtleistungswert von 

57,81 %, höchstens mit 0,0482 EP je KM bewertet. 

2.2. Die Bewertung von Pflichtbeitragszeiten bei beruflicher 

Rentenberechnung bereits Entgeltpunkte ermittelt wor-

den sind. Wegen der in aller Regel geringen Höhe die-

ser Entgeltpunkte werden nach § 54 Abs. 3 Satz 1 und 

der Werte 

die Werte 



destens der Wert erreicht werden, den die Zeiten der 

beruflichen Ausbildung als Anrechnungszeit wegen 

schulischer Ausbildung bekommen würden (§ 71 Abs. 2 

SGB VI). Insoweit ist eine gleiche Bewertungshöhe von 

schulischer und beruflicher Ausbildung gewährleistet. 

Den Zeiten einer beruflichen Ausbildung werden bis 

zum 31. Dezember 2004 am Beginn des Versicherungs-

verhältnisses liegende sonstige Pflichtbeitragszeiten 

gleichgestellt. Nach § 54 Abs. 3 Satz 3 SGB VI (i.d.F. bis 

Dez. 2004) gelten stets die ersten 36 Kalendermonate 

mit Pflichtbeiträgen vor Vollendung des 25. Lebensjah-

res pauschal als Zeiten einer beruflichen Ausbildung.

Durch die zum 1. Januar 2005 wirksam werdende 

neue Fassung des § 74 SGB VI (Text siehe unter 2.1) tre-

ten zwei bedeutsame Änderungen bei der Bewertung 

beruflicher Ausbildungszeiten ein: 

2.2.1 Wegfall der pauschalen Höherbewertung der ersten 

36 Pflichtbeitragsmonate 

Die pauschale Höherbewertung der ersten 36 Ka-

lendermonate mit Pflichtbeiträgen entfällt. § 54 Abs. 3 

Sätze 3 und 4 SGB VI als bisherige Grundlage für die 

Anhebung werden ab 1. Januar 2005 aufgehoben. Da-

mit gelten diese Zeiten nicht mehr als „berufliche Aus-

bildung“ i.S. von § 74 Satz 1 SGB VI. 

Nach einer Übergangszeit von 2005 bis 2008 (vgl. 

2.2.3) werden nur noch Zeiten einer tatsächlichen Be-

rufsausbildung als beitragsgeminderte Zeiten in die 

Höherbewertung nach § 71 Abs. 2 SGB VI einbezogen. 

Der Gesetzgeber sieht für eine pauschale Anhebung 

der ersten Berufsjahre keine Notwendigkeit mehr. 

Durch die Konzentration auf die Höherbewertung 

tatsächlicher Ausbildungszeiten werden unerwünschte 

Mitnahmeeffekte vermieden13.

2.2.2 Zeitliche Begrenzung der Höherbewertung beruflicher 

Ausbildungszeiten

Nach § 74 Satz 3 SGB VI werden bei der renten-

rechtlichen Bewertung von Ausbildungszeiten Zeiten 

einer beruflichen Ausbildung und Zeiten einer Fach-

schulausbildung oder der Teilnahme an einer berufs-

vorbereitenden Bildungsmaßnahme zusammenge-

rechnet und nur noch für insgesamt höchstens 3 Jah-

re bewertet, wobei die beitragsfreien Zeiten (Fachschu-

le/berufsvor. Bildungsmaßnahme) den Vorrang haben. 

Durch die Neuregelung ab 2005 entfällt die ge-

trennte Beurteilung von Schul- und Berufsausbildungs-

zeiten. Bis zum 31. Dezember 2004 sind lediglich die 

Schulzeiten auf eine Höchstdauer von 3 Jahren zu be-

grenzen. Beim Zusammentreffen von Schul- und Be-

rufsausbildung konnte es für Zeiten der Berufsausbil-

dung unabhängig von bereits bewerteten Schulzeiten 

zu einer Höherbewertung kommen. Innerhalb der Zei-

ten der Berufsausbildung war eine Begrenzung nicht 

vorgesehen. Dies galt sowohl für tatsächliche als auch 

für die pauschalen Berufsausbildungszeiten. 

Hat z.B. ein Versicherter seine Ausbildung erst im 4. 

Berufsjahr begonnen, konnten 6 Ausbildungsjahre (3 

Jahre pauschal und 3 Jahre tatsächliche Ausbildung) 

höher bewertet werden. Im Falle einer weiteren Ausbil-

dung konnten ggf. auch noch weitere Ausbildungszei-

ten angehoben werden, und zwar unabhängig von be-

reits bewerteten Schulzeiten. 

Wie bereits unter 2.1 dargestellt wird ab 1. Januar 

2005 die Bewertung bzw. Höherbewertung von (schuli-

schen und beruflichen) Ausbildungszeiten auf insge-

samt 3 Jahre begrenzt. Durch den hierbei zu beachten-

den Vorrang der weiterhin zu bewertenden Fachschul-

zeiten und berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen 

wird die neben einer Schulzeit zurückgelegte berufliche 

Ausbildung zwar stark eingegrenzt. Nachdem aber die 

Bewertung von Schul- und Hochschulzeiten ganz weg-

gefallen ist (vgl. 2.1), wird durch diese Regelung eine 

weit reichende Besserstellung nichtakademischer Aus-

bildungen verhindert. 

2.2.3 Übergangsrecht für berufliche Ausbildungszeiten 

Für die Zeit vom 1. Januar 2005 bis 31. Dezember 

2008 wird die bisher in § 54 Abs. 3 Satz 3 und 4 SGB 

VI enthaltene Pauschalregelung (vgl. 2.2.1) in die Über-

gangsvorschrift des § 246 SGB VI übernommen. 

Durch Art. 1 Nr. 46 wurde § 246 SGB VI ergänzt: 

„....Bei Beginn einer Rente vor dem 1. Januar 2009 

gelten die ersten 36 Kalendermonate mit Pflicht-

beiträgen für Zeiten einer versicherten Beschäfti-

gung oder selbständigen Tätigkeit bis zur Vollen-

dung des 25. Lebensjahres stets als Zeiten einer be-

ruflichen Ausbildung. Auf die ersten 36 Kalen-

13 BT-Drucks. 15/2149, S. 19 
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ner Lehre angerechnet.“ 

Die Änderung tritt nach Art. 15 Abs. 11 am 1. Januar 

2005 in Kraft. 

Übergangszeit beibehalten. Die bisherige Bewertung 

SGB VI abgeschmolzen. Dies ergibt sich aus den neu 

Absätzen 5 bis 7 des

§ 263 SGB VI. 

§ 263 SGB VI: 

„(5) Die Summe der Entgeltpunkte für Kalender-

monate, die als Zeiten einer beruflichen Ausbil-

dung gelten (§ 246 Satz 2), ist um einen Zuschlag 

Hochschulausbildung nach Absatz 3 hätten. 

(6) Zeiten beruflicher Ausbildung, die für sich al-

leine oder bei Zusammenrechnung mit Anrech-

nungszeiten wegen einer schulischen Ausbildung 

bis zu drei Jahren, insgesamt drei Jahre über-

schreiten, sind um einen Zuschlag so zu erhöhen, 

Zeiten nach Abs. 3 hätten. 

(7) Für glaubhaft gemachte Zeiten beruflicher 

Ausbildung sind höchstens fünf Sechstel der im 

Rahmen der Gesamtleistungsbewertung ermittel-

ten Entgeltpunkte zu berücksichtigen. Dies gilt 

auch für die in den Absätzen 5 und 6 genannten 

Zeiten“.

Um ein abruptes Absinken der Entgeltpunkte bei einem 

der Übergangszeit vom 1. Jan. 2005 bis 31. Dez. 2008 

Zeiten der 

• tatsächlichen beruflichen Ausbildung, die allein 

ten und 

•

gangswerten des neuen § 263 Abs. 3 SGB VI be-

75 % auf 1,56 % und 0,0625 auf 0,0013 Entgelt-

punkten bei einem Rentenbeginn im Dezember 

nicht mehr bewertet. 

Beispiel:

Schulbesuch (ab 17. Lebensjahr) 

Fachschule vom 

Aushilfstätigkeit

Berufsausbildung vom 

Anspruch auf Erwerbsminderungsrente besteht ab 01.06.2006. 

zeiten insgesamt für höchstens 36 Kalendermonate be-

wertet, vorrangig die Zeiten der Fachschule: 

01.08.1991 bis 31.07.1993 = 24 KM Fachschule 

01.08.1994 bis 31.07.1995 = 12 KM Berufsausbildung

36 KM 

stungswertes, max. 0,0625 EP je KM. 

Schulausbildung können über § 

bereits bewertete Fachschulzeit 24 KM 

insgesamt 36 KM 

Die bisher höher bewertete pauschale Berufsausbil-

dung vom 01.08.1993 – 31.07.1994 = 12 KM (jetzt § 246 

Satz 2 SGB VI) kann nach § 263 Abs. 5 SGB VI bei ei-

nem Rentenbeginn vom 01.01.2005 – 31.12.2008 noch 

weiterhin Zuschläge an Entgeltpunkten erhalten. 

ze liegende tatsächliche Berufsausbildung vom 

01.08.1995 – 31.07.1997 = 24 KM erhält von 2005 – 

punkten.

Alle nach § 263 Abs. 3 bis 6 noch zu bewertenden 

Zeiten (das sind 12 Mon. Schulzeit, 12 Mon. pauscha-

le Ausbildung und 24 Mon. tatsächliche Ausbildung = 

insgesamt 48 KM) erhalten je nach Rentenbeginn die 

LVA Rheinprovinz mitteilungen 7-8/ 2004 

dermonate werden Anrechnungszeiten wegen ei-

Durch diese Regelung wird die pauschale Bewer-

tung der ersten 3 Berufsjahre zwar für eine vierjährige 

wird aber ebenfalls nach der Tabelle zu § 263 Abs. 3 

gefassten bzw. neu eingefügten 

Neu durch Art. 1 Nr. 55 eingefügte Abs. 5 bis 7 in 

so zu erhöhen, dass mindestens der Wert erreicht 

wird, den diese Zeiten als Zeiten einer Schul- oder 

dass mindestens der Wert erreicht wird, den diese 

Rentenbeginn ab Januar 2005 zu verhindern, werden in 

oder durch Zusammenrechnung mit Zeiten schuli-

scher Ausbildung bis zu drei Jahren die Höchstdau-

er von insgesamt 36 Kalendermonaten überschrei-

die pauschale berufliche Ausbildung vor Vollen-

dung des 25. Lebensjahres nur noch mit den Über-

wertet. Diese werden in monatlichen Schritten von 

2008 abgesenkt. Ab 2009 werden diese Zeiten dann 

Versicherter ist geboren am 02.07.1973 

02.07.1990 – 31.07.1991 = 13 KM 

01.08.1991 – 31.07.1993 = 24 KM 

01.08.1993 – 31.07.1994 = 12 KM 

01.08.1994 – 31.07.1997 = 36 KM 

Nach § 74 Satz 3 SGB VI werden die Ausbildungs-

Die 36 KM erhalten 75 % des errechneten Gesamtlei-

Weitere Zeiten der 

263 Abs. 3 SGB VI bis zu 36 KM bewertet werden, wobei 

die Zeiten der Fachschule hierauf angerechnet werden: 

noch berücksichtigungsfähige Schulzeit 12 KM 

Die nach § 74 Satz 3 SGB VI über der Höchstgren-

2008 nach § 263 Abs. 6 SGB VI Zuschläge an Entgelt-

Tabellenwerte aus § 263 Abs. 3 SGB VI, bei einem Ren-
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tenbeginn am 01.06.2006 also 48,44 % des Gesamtlei- beibehalten. Hierzu wird § 71 SGB VI wie folgt geändert: 

stungswertes bzw. höchstens 0,0404 EP. „In Absatz 1 werden die Sätze 3 und 4 gestrichen.“ 

Nach § 263 Abs. 7 SGB VI werden für Zeiten einer Die bisher in Satz 3 geregelte Besonderheit zur Be-

glaubhaft gemachten beruflichen Ausbildung höch- wertung der beruflichen Ausbildung wird jetzt in Abs. 3 

stens 5/6 der im Rahmen der Gesamtleistungsbewer- übernommen und mit der Bewertung von Berücksich-

tung ermittelten Entgeltpunkte berücksichtigt. Dies gilt tigungszeiten zusammengefasst (vgl. nachfolgende Aus-

sowohl für die nach § 74 SGB VI zu bewertenden Zei- führungen zu § 71 Abs. 3 SGB VI). 

ten (vgl. 2.2.2) als auch für die Zeiten, die nach den Ab- Die Regelung des Satzes 4 ist ersatzlos gestrichen 

sätzen 5 und 6 in der Übergangszeit bis 2008 noch nach worden. Die besondere Wertbegrenzung bestimmter 

den Tabellenwerten des Absatzes 3 bewertet werden. Zeiten eines freiwilligen sozialen/ökologischen Jah-

res innerhalb der ersten 36 Monate mit Pflichtbeiträgen 

2.3 Ermittlung des Gesamtleistungswertes nach § 71 SGB VI vor dem 25. Lebensjahr ist nur während der Zeit vom 

Nicht nur die unter 2.1 / 2.2 angesprochene Bewer- 1. August 2002 bis 31. Dezember 2004 möglich. Davor 

tung von Ausbildungszeiten, sondern auch die Bewertung und danach handelt es sich um „normale“ Zeiten fikti-

aller anderen beitragsfreien Zeiten hängt vom individuell ver Berufsausbildung. Nach § 71 Abs. 1 Satz 4 SGB VI 

errechneten Gesamtleistungswert des einzelnen Versi- a.F. erhielten die Zeiten eines freiwilligen sozialen/öko-

cherten ab. Je höher der persönliche Durchschnitt aus den logischen Jahres, die eine Nichtheranziehung von 

zurückgelegten Beitragszeiten ist, umso höher wird die Kriegsdienstverweigerern zum Zivildienst bewirkten, 

Summe der Entgeltpunkte für beitragsfreie Zeiten. Bei an Stelle des Wertes 0,0833 den Wert 0,0492. 

Eintritt von Erwerbsminderung in jungen Jahren oder Neue Fassung des § 71 Abs. 3 SGB VI (Art. 1 Nr. 12): 

beim frühen Tod eines Versicherten machen sich z.B. „(3) Für die Gesamtleistungsbewertung werden je-

schon geringe Unterschiede beim Gesamtleistungswert dem Kalendermonat 

bei der Bewertung einer langen Zurechnungszeit nach § 1. an Berücksichtigungszeit die Entgeltpunkte zu-

59 SGB VI von z.T. 20 oder 30 Jahren enorm bemerkbar. geordnet, die sich ergeben würden, wenn diese 

§ 71 Abs. 1 Satz 3 SGB VI enthält deshalb bereits Kalendermonate Kindererziehungszeiten wären, 

seit dem 1. Januar 2002 die Regelung, dass allein für die 2. mit Zeiten einer beruflichen Ausbildung min-

Ermittlung des Gesamtleistungswertes jedem Monat destens 0,0833 Entgeltpunkte zugrunde gelegt 

an beruflicher Ausbildung mindestens 0,0833 Entgelt- und diese Kalendermonate insoweit nicht als 

punkte zugrunde gelegt werden. Zeiten der beruflichen beitragsgeminderte Zeiten berücksichtigt. 

Ausbildung in diesem Sinne sind bisher sowohl tatsäch- Bei der Anwendung von Satz 1 Nr. 2 gelten die er-

liche Ausbildungszeiten als auch die über § 54 Abs. 3 sten 36 Kalendermonate mit Pflichtbeiträgen für 

SGB VI in der bisherigen Fassung als berufliche Aus- Zeiten einer versicherten Beschäftigung oder 

bildung geltenden ersten 3 Berufsjahre vor dem 25. Le- selbständigen Tätigkeit bis zur Vollendung des 25. 

bensjahr. Diese Aufwertung wirkt sich insbesondere bei Lebensjahres stets als Zeiten einer beruflichen 

einem kurzen Versicherungsleben bei Leistungsfällen Ausbildung. Eine Zuordnung an Entgeltpunkten 

jüngerer Versicherten positiv auf den ermittelten für Kalendermonate mit Berücksichtigungszeiten 

Durchschnittswert aus. unterbleibt in dem Umfang, in dem bereits nach 

Wie unter 2.2.1 dargestellt, entfällt ab 2005 die pau- § 70 Abs. 3a Entgeltpunkte zusätzlich ermittelt 

schale Höherbewertung der ersten 36 Pflichtbeitragsmo- oder gutgeschrieben worden sind. Satz 1 Nr. 2 gilt 

nate; die tatsächliche Berufsausbildung wird begrenzt nicht für Kalendermonate mit Zeiten der berufli-

auf 36 Monate, soweit nicht bereits in diesem Umfang chen Ausbildung, für die bereits Entgeltpunkte 

Fachschulzeiten/berufsvorbereitende Bildungsmaßnah- nach Satz 1 Nr. 1 zugeordnet werden.“ 

men berücksichtigt werden. Dies hätte negative Die Änderungen treten nach Art. 15 Abs. 11 am 1. Ja-

Folgen für den Gesamtleistungswert. Damit aber Härtefäl- nuar 2005 in Kraft. 

le bei Frühinvalidität und frühem Tod vermieden werden, In der neuen Fassung des § 71 Absatz 3 sind mehrere

wird die bisherige Ermittlung des Gesamtleistungswertes Änderungen enthalten:
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Nach

mehr aber in einer Aussage zusammengefasst, Berück-

in die Gesamtleistungsbewertung einbezogen. Sie wer-

gelten gleichgestellt. Zeiten einer tatsächlichen berufli-

nicht auf 36 Monate 

Rahmen der Bewertung nach § 74 SGB VI (vgl. 2.2), 

Satz 2 übernimmt nunmehr allein für die Ermitt-

lung des Gesamtleistungswertes die Fiktion der ersten 

36 Kalendermonate mit Pflichtbeiträgen vor dem 25. 

Lebensjahr als Zeiten einer beruflichen Ausbildung 

berücksichtigten tatsächlichen Ausbildungszeiten an-

gesetzt.

SGB VI keine beitragsgeminderten Zeiten mehr und er-

halten deshalb zukünftig keine Zuschläge nach §§ 66 

mittelten Entgeltpunkten. 

Mit den neuen Sätzen 3 und 4 

gruppen beseitigt, die bisher zu Ergebnissen in der Ge-

samtleistungsbewertung geführt haben, die vom Ge-

14

der nicht erwerbsmäßigen Pflege eines pflegebedürftigen 

Entgeltpunkte ermittelt oder gutgeschrieben, wobei die Ge-

samtsumme an vorhandenen und zusätzlichen Entgelt-

punkten den Monatswert von 0,0833 nicht übersteigen 

doch a) eine Aufwertung um 50 % (höchstens auf insge-

samt 0,0833) und sind b)

2 Satz 2 SGB VI für die Gesamtleistungsbewertung additiv

3 SGB VI gilt hier nicht. Innerhalb der Gesamtleistungsbe-

bis zum 3. Lebensjahr des Kindes ggf. geringer bewertet als 

die anschließende Berücksichtigungszeit. 

Satz 3 

nach § 71 Abs. 3 SGB VI von monatlich 0,0833 ist ab

1. Januar 2005 nur noch insoweit möglich, als nicht be-

ziehung bis zum 10. Lebensjahr erfolgt. 

Ein ungewolltes Ergebnis konnte seit dem 1. Januar 

2002

bildung für die Ermittlung des Gesamtleistungswertes mit 

von bestimmte § 71 Abs. 3 SGB VI für Berücksichti-

geltpunkten, ohne dass die additive Bewertung zweier

lediglich die Höchstwerte der Anlage 2b zum SGB VI zu 

nach § 70 Abs. 1 SGB VI aus der Ausbildungsvergütung 

0,2 Entgeltpunkte ergeben, sind z.Zt. als Berufsausbil-

dungszeit mindestens 12 x 0,0833 = 0,9996 Entgeltpunk-

te und 12 x 0,0833 als Berücksichtigungszeit = zusammen 

stens 1,8577 Entgeltpunkte, für die Ermittlung des Ge-

pelbewertung“ der Gesamtleistungswert erheblich gestei-

14 Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes zur Reform der gesetzlichen Rentenversicherung und zur Förderung eines kapitalgedeckten 
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Satz 1 Nr. 1 und 2 werden wie bisher, nun-

sichtigungszeiten (Nr. 1) und Zeiten einer beruflichen 

Ausbildung (Nr. 2) mit dem Wert von monatlich 0,0833 

den damit einer Beschäftigung mit Durchschnittsent-

chen Ausbildung werden hierbei 

begrenzt. Eine zeitliche Begrenzung erfolgt lediglich im 

nicht aber nach § 54 Abs. 3 Satz 2 SGB VI bzw. bei der 

Anwendung von § 71 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 SGB VI. 

(bisher in § 54 Abs. 3 Satz 3 SGB VI geregelt – vgl. 

2.2.1). Diese Zeiten werden ggf. auch neben bereits 

Sie sind aber wegen des Wegfalls in § 54 Abs. 3 

Abs. 1 Nr. 3, 71 Abs. 2 SGB VI mehr. Es verbleibt bei 

der direkten Bewertung und den nach § 70 SGB VI er-

werden zwei Fall-

setzgeber nicht beabsichtigt waren. 

Nach § 70 Abs. 3a SGB VI in der durch das AVmEG

eingeführten Fassung werden ab 1. Januar 2002 für Berück-

sichtigungszeiten wegen Kindererziehung und für Zeiten 

Kindes bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres zusätzliche 

darf. Eine Anhebung von Entgeltpunkten für die dreijähri-

ge Kindererziehungszeit kann hierbei nicht erfolgen, da der 

Wert von 0,0833 nach § 70 Abs. 2 SGB VI bereits erreicht 

ist. Geringere  Entgeltpunkte während der Berücksichti-

gungszeit vom 4. bis 10. Lebensjahr des Kindes erfahren je-

nach § 71 Abs. 3 i.V. mit § 70 Abs. 

neben dem Wert von 0,0833 für die Berücksichtigungszeit 

anzusetzen. Die Begrenzungsregelung des § 70 Abs. 3a Satz 

wertung werden damit die echten Kindererziehungszeiten 

Durch § 71 Abs. 3 SGB VI wird dieses Er-

gebnis korrigiert. Eine Zuordnung von Entgeltpunkten 

reits zusätzliche Entgeltpunkte nach § 70 Abs. 3a SGB 

VI vergeben wurden. Damit wird nunmehr gewährlei-

stet, dass eine Gleichstellung für die gesamte Kinderer-

auch beim Zusammentreffen einer Berufsausbil-

dung mit einer Berücksichtigungszeit eintreten. Nach 

§ 71 Abs. 1 Satz 3 SGB VI in der durch das AVmEG ein-

geführten Fassung wurden Zeiten einer beruflichen Aus-

mindestens 0,0833 pro Monat bewertet. Unabhängig da-

gungszeiten ebenfalls die Zuordnung von 0,0833 Ent-

fiktiv anzusetzender Werte ausgeschlossen war. Es waren 

beachten. Für eine nach Ende der Kindererziehungszeit 

durchgeführte Ausbildung z.B. im Jahre 1996, für die sich 

1,992 Entgeltpunkte, begrenzt nach Anlage 2b auf höch-

samtleistungswertes anzusetzen. Insbesondere bei Lei-

stungsfällen in jungen Jahren konnte durch diese „Dop-

gert werden, was sich auf eine bei jungen Rentnern lange 

Zurechnungszeit entscheidend auswirkte. 

Altersvorsorgevermögens (Altersvermögensergänzungsgesetz – AVmEG) vom 21. März 2001, BGBl. I S. 403 
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Satz 4 SGB VI schließt ab 1. Januar 2005 innerhalb der 

Gesamtleistungsbewertung die Anhebung für Zeiten 

schalwert von 0,0833 für die Berücksichtigungszeit zu-

3. Änderungen bei den Altersrenten 

3.1 Anhebung der Altersgrenze für die Altersrente wegen Ar-

beitslosigkeit oder nach Altersteilzeitarbeit 

Rente wegen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeit-

arbeit nach § 237 SGB VI ist 

1. Januar 1997 bis 31. Dez. 2001 vom 60. auf das 65. Le-

geblieben ist 

15.

Diese bisher bestehende Möglichkeit der vorzeiti-

1. Januar 2006 – 31. Dez. 2008 von 60 auf 63 Jahre an-

gehoben

nach geltendem Recht keinen Anspruch mehr auf die 

§ 237 Abs. 3 

78 die Anlage 19 zum SGB VI, die die schrittweise 

geändert und für die Jahrgänge 1946 – 1951 bei der vor-

wie folgt ergänzt: 

„In Anlage 19 wird die (letzte) Zeile

durch folgende Zeilen ersetzt: 

2006 in Kraft. 

Für die Jahrgänge 1942 bis 1945 bleibt es bei der bis-

herigen Regelung; die vorzeitige Inanspruchnahme ist 

Jahrgänge 1949 – 1951 ergibt sich nach der Anhebung 

Mon. x 0,3). Bei den Jahrgängen 1946 – 1948, die in der 

Übergangszeit von 2006 – 2008 die Rente aufgrund des 

Lebensalters der Anlage 19 vorzeitig beanspruchen, 

liegt der Abschlag je nach Rentenbeginn zwischen 7,2 

gen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeitarbeit sol-

1942 bis 1951 60 65 0 0

15
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Auch dieses ungewollte Ergebnis konnte nur durch 

eine Gesetzeskorrektur beseitigt werden. § 71 Abs. 3 

der beruflichen Ausbildung aus, wenn bereits der Pau-

geordnet wurde. 

Die Altersgrenze für die Inanspruchnahme einer 

während der Zeit vom 

bensjahr angehoben worden. Weiterhin  

aber die Möglichkeit, die Altersrente bereits ab Vollen-

dung des 60. Lebensjahres in Anspruch zu nehmen. Bei 

dieser vorzeitigen Inanspruchnahme der Rente wird 

pro Monat der vorzeitigen Beanspruchung dann aber 

ein Abschlag von 0,3 % berechnet

gen Inanspruchnahme der Altersrente ab dem 60. Le-

bensjahr wird durch das RV-Nachhaltigkeitsgesetz vom 

Jahre 2006 ab eingeschränkt. In 36 Monatsschritten 

wird die vorzeitige Altersgrenze während der Zeit vom 

. Betroffen von dieser Anhebung sind die Ver-

sicherten der Jahrgänge 1946 bis 1951. Versicherte, die 

nach dem 31. Dez. 1951 geboren sind, haben bereits 

genannte Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach 

Altersteilzeitarbeit (vgl. § 237 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI). 

Eine Änderung der bestehenden Vorschrift des 

SGB VI, die die bisherige Anhebung regelt, 

war nicht erforderlich; es wurde lediglich durch Art. 1 

Nr. 

Anhebung der Altersgrenze von 60 auf 65 Jahre für die 

Jahrgänge 1937 – 1941 geregelt hat, in der letzten Zeile 

zeitigen Inanspruchnahme (Spalte 5 und 6 der Tabelle) 

Die Änderung tritt nach Art. 15 Abs.12 am 1.Januar 

mit einem höchstmöglichen Abschlag von 18 % (60 

Mon. x 0,3) weiterhin mit 60 Jahren möglich. Für die 

ein höchstmöglicher Abschlag von „nur“ 7,2 % (24 

und 18 %. 

Durch die Anhebung der Altersgrenze für die 

frühestmögliche Inanspruchnahme der Altersrente we-

len die bestehenden Anreize zur Frühverrentung abge-

baut und die Beschäftigung älterer Arbeitnehmer geför-

60

Vgl. § 237 SGB VI i.d.F. des Gesetzes zur Förderung eines gleitenden Übergangs in den Ruhestand vom 23. Juli 1996, BGBl. I S. 1078;

Schmitz MittLVA Rheinpr. 1997, 321 ff. 

Anhebung der Altersgrenze bei Altersrente wegen 
Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeitarbeit 

Versicherte 
Geburtsjahr
Geburtsmonat

Anhebung
um

auf Alter vorzeitige Inan-
spruchnahme
mögl. ab Alter 

Monate Jahr Monat Jahr Monat
1942 bis 1945 60 65 0 60 0
1946
Januar 65 0 60 1
Februar 65 0 60 2
...
1947
Januar 65 0 61 1
Februar 65 0 61 2
...
1948
Januar 65 0 62 1
Februar 65 0 62 2
...
Dezember 65 0 63 0
1949-1951 65 0 63 0
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tersteilzeit, ist der Gesetzgeber nicht gefolgt.16

lung

er Abs. 5 angefügt worden: 

„(5) Die Altersgrenze von 60 Jahren für die vorzei-

2004 erfolgt ist, nach dem 31. Dezember 2003 be-

zeitgesetzes vereinbart haben oder 

des Bergbaus bezogen haben, 

nicht angehoben. Einer vor dem 1. Januar 2004 ab-

vereinbarte Befristung des Arbeitsverhältnisses 

oder Bewilligung einer befristeten arbeitsmarktpo-

Aufnahme eines Arbeitsverhältnisses oder den Ein-

tritt in eine neue arbeitsmarktpolitische Maßnah-

me nicht berührt. Die Änderung tritt nach Artikel 

15 Abs.12 am 1. Januar 2006 in Kraft.“ 

Nrn. 1, 2 und 5 sowie Satz 2 haben nahezu den gleichen 
17 einge-

fügten Regelungen des § 237 Abs. 4 SGB VI, die 

trauensschutztatbestände die gleichen Grundsätze an wie 

Für die Arbeitslosigkeit im Sinne von § 237 Abs. 5 

SGB III maßgebend, wonach Beschäftigungslosigkeit 

2 SGB III, also auch die Meldung bei der Agentur für 

Arbeit, vorliegen muss. Soweit aber eine tatsächliche 

Meldung nicht vorliegt, müsste die Arbeitslosigkeit 

2004 Arbeitslosigkeit im Sinne des SGB III vorgelegen 

3

allein eine Beschäftigungslosigkeit; eine Meldung bei 

der Arbeitsagentur oder der Nachweis eigener Arbeits-

Bei der über die 

Beendigung eines Arbeitsverhältnisses nach 

ar 2004 an. Lediglich der Abschluss eines betrieblich 

ersetzt keine Kündigung und beendet weder faktisch 
18 Der

Grund für eine Kündigung ist unerheblich. Der Zeit-

punkt der Beendigung des Arbeitsverhältnisses muss 

16

17 Vgl. Fn. 15 
18 BSG vom 25. Februar 2004 – B 5 RJ 62/02 R 
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dert werden. Einer Forderung des Bundesrates nach 

einer stärkeren Einschränkung der Frühverrentungs-

praxis, insbesondere von einschränkenden Maßnah-

men im Bereich der Vorschriften des § 428 SGB III und 

der durch die Bundesagentur für Arbeit geförderten Al-

Eine großzügig bemessene Vertrauensschutzrege-

besteht für alle Versicherten, die noch die ge-

nannte Altersrente in Anspruch nehmen können, die al-

so vor dem 1. Januar 1952 geboren sind, und die vor 

dem Stichtag 1. Januar 2004 über die Beendigung ih-

res Arbeitsverhältnisses disponiert haben oder an die-

sem Tag arbeitslos waren. Für diese Versicherten wird 

die Altersgrenze für die vorzeitige Inanspruchnahme 

der Altersrente nicht angehoben. 

Dem § 237 SGB VI ist durch Art. 1 Nr. 45 ein neu-

tige Inanspruchnahme wird für Versicherte, 

1.die am 1. Januar 2004 arbeitslos waren, 

2.deren Arbeitsverhältnis aufgrund einer Kündi-

gung oder Vereinbarung, die vor dem 1. Januar 

endet worden ist, 

3.deren letztes Arbeitsverhältnis vor dem 1. Januar 

2004 beendet worden ist und die am 1. Januar 

2004 beschäftigungslos im Sinne des § 118 Abs. 1 

Nr. 1 des Dritten Buches waren, 

4.die vor dem 1. Januar 2004 Altersteilzeitarbeit im 

Sinne der §§ 2 und 3 Abs. 1 Nr. 1 des Altersteil-

5.die Anpassungsgeld für entlassene Arbeitnehmer 

geschlossenen Vereinbarung über die Beendigung 

des Arbeitsverhältnisses steht eine vor diesem Tag 

litischen Maßnahme gleich. Ein bestehender Ver-

trauensschutz wird insbesondere durch die spätere 

Die neuen Vertrauensschutzregelungen in Absatz 5 

Wortlaut wie die durch das sog. „Gleitegesetz“

sich auf den Stichtag 14. Februar 1996 beziehen. 

Die Rentenversicherungsträger wenden daher, bezogen 

auf den Stichtag 1. Januar 2004, bei der Prüfung der Ver-

bei den früheren Prüfungen nach § 237 Abs. 4  SGB VI. 

Nr. 1 SGB VI sind grundsätzlich die Vorschriften des 

und Beschäftigungssuche nach § 118 Abs. 1 Nr. 1 und 

durch geeignete Unterlagen nachgewiesen werden. Um 

aber auch den Versicherten einen Vertrauensschutz zu 

garantieren, deren Arbeitsverhältnis vor dem 1. Januar 

2004 beendet wurde, ohne dass genau am 1. Januar

hat, wurde § 237 Abs. 5 SGB VI während des Ge-

setzgebungsverfahrens ergänzt. Nach der Nr. reicht 

bemühungen ist deshalb nicht erforderlich. 

Kündigung oder der Vereinbarung 

Nr. 2 

kommt es auf die konkrete individuelle arbeitsrechtlich 

gültige Kündigung bzw. Vereinbarung vor dem 1. Janu-

vereinbarten Sozialplans ohne Einzelfallvereinbarung 

noch rechtlich ein bestehendes Arbeitsverhältnis.

zwar in der Kündigung / Vereinbarung enthalten sein; 

er kann aber noch etliche Jahre nach dem 31. Dezem-

Vgl. Empfehlungen der Ausschüsse, BRat-Drucks. 1/1/04 vom 3. Febr. 2004 



ber 2003 liegen, da ein Endedatum in § 237 Abs. 5 SGB 

VI nicht angegeben wird. 

Nach § 237 Abs. 5 Satz 2 wird der Vereinbarung 

über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses eine bis 

zum 31. Dezember 2003 vereinbarte Befristung eines 

Arbeitsverhältnisses oder eine befristete arbeits-

marktpolitische Maßnahme gleichgestellt. Unter diese 

Regelung können z.B. Beschäftigte in einer der in den 

letzten Jahren vermehrt gegründeten Beschäftigungsge-

sellschaften fallen. Es handelt sich hier um Versicherte, 

die aus strukturbedingten Gründen aus ihrem bishe-

rigen Arbeitsverhältnis ausgeschieden und aufgrund ei-

nes besonderen Arbeitsvertrages nahtlos von der 

Beschäftigungsgesellschaft übernommen worden sind. 

Soweit auch hier die Stichtagsvoraussetzungen zum 

1. Januar 2004 erfüllt sind (befristeter Arbeitsvertrag mit 

der Beschäftigungsgesellschaft vor dem 1. Januar 2004, 

Ende des Arbeitsverhältnisses nach dem 31. Dezember 

2003), ist Vertrauensschutz gegeben. 

Im übrigen fallen unter den Begriff der „befristeten 

arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen“ alle Maßnah-

men der aktiven Arbeitsmarktpolitik, die darauf abzie-

len, Arbeitslosigkeit zu vermeiden oder geförderte Ar-

beitslose möglichst dauerhaft in eine reguläre Erwerb-

stätigkeit zu bringen. Deshalb ist auch die Förderung 

der Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit oder Be-

schäftigung durch die Gewährung von Überbrückungs-

geld (§ 57 SGB III), Entgeltsicherung für ältere Arbeit-

nehmer (§ 421j SGB III19) oder eines Existenzgrün-

dungszuschusses (§ 421l SGB III20) als befristete ar-

beitsmarktpolitische Maßnahme im Sinne von § 237 

Abs. 5 SGB VI anzusehen. 

Bei den Vertrauensschutzregelungen wird allein auf 

die Verhältnisse am Stichtag 1. Januar 2004 abgestellt; 

die Voraussetzungen müssen an diesem Tag vorliegen. 

Der einmal erworbene Vertrauensschutz geht deshalb 

nicht verloren, wenn nach dem 1. Januar 2004 ein neu-

es Arbeitsverhältnis begründet wird oder eine selbstän-

dige Tätigkeit aufgenommen wird (§ 237 Abs. 5 Satz 3 

SGB VI). 

Eine vor dem 1. Januar 2004 getroffene Altersteil-

zeitvereinbarung i.S. von §§ 2 und 3 des Altersteilzeit-

gesetzes (Nr. 4) muss verbindliche, konkret-individuel-

le, arbeitsrechtliche Regelungen über die Umwandlung 

des Arbeitsverhältnisses enthalten, in der zumindest 

der vorgesehene Zeitrahmen der späteren Altersteil-

zeitarbeit festgelegt ist. Die Altersteilzeitarbeit selbst ist 

nicht vom Stichtag 1. Januar 2004 abhängig; sie kann 

zu einem späteren Zeitpunkt begonnen werden. Dem 

Abschluss einer Vereinbarung steht auch nicht entge-

gen, dass der Versicherte vor dem 1. Januar 2004 das 

55. Lebensjahr noch nicht vollendet hatte. Diese Vor-

aussetzung des Altersteilzeitgesetzes muss erst bei Be-

ginn der Altersteilzeit vorliegen. 

Viele Altersteilzeitvereinbarungen dürften im De-

zember 2003 rein vorsorglich abgeschlossen und zum 

Teil mit Widerrufsvorbehalten oder Rücktrittsklauseln 

versehen worden sein. Auszuschließen ist auch nicht, 

dass Verträge lediglich zur Sicherung des Vertrauens-

schutzes abgeschlossen wurden und eine spätere Alter-

steilzeitarbeit niemals beabsichtigt war. Maßgebend für 

die Vertrauensschutzprüfung ist die Rechtsverbindlich-

keit einer Vereinbarung am Stichtag 1. Januar 2004. 

Soweit diese gegeben ist, sind Widerrufs- oder Rück-

trittsvorbehalte in Vereinbarungen für den Vertrauens-

schutz unschädlich. 

Soweit der Versicherte am 1. Januar 2004 eine 

wirksame Vereinbarung über Altersteilzeitarbeit  ge-

troffen hatte und später die von § 237 Abs. 5 SGB VI 

angesprochene Altersrente nicht wegen Altersteilzeitar-

beit, sondern wegen Arbeitslosigkeit in Anspruch 

nimmt, ist auch dies für den Vertrauensschutz uner-

heblich.

Die weitgehenden Auslegungsgrundsätze zu den zu 

beurteilenden Altersteilzeitvereinbarungen sind mit der 

Besonderheit des Vertrauensschutzes nach § 237 Abs. 

5 SGB VI zu begründen. Während die Regelung des 

Absatzes 4 überwiegend das Vertrauen in eine vorzeiti-

ge abschlagsfreie Altersrente schützte, gewährleistet 

Absatz 5 lediglich den vorzeitigen Anspruch auf die 

Altersrente ab Vollendung des 60. Lebensjahres. Für 

den Versicherten bedeutet dies die Beibehaltung des 

Abschlags von 18 %, statt des neuen Abschlags von 

7,2 % ab Vollendung des 63. Lebensjahres. Mit dem 

19 eingeführt durch Art. 1 Nr. 43 des Ersten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23. Dez. 2002, BGBl. I S. 4607
20 eingeführt durch Art. 1 Nr. 5 des Zweiten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23. Dez. 2002, BGBl. I S. 4621
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Vertrauensschutz wird also der höhere Abschlag in beitslosigkeit und nach Altersteilzeitarbeit Berücksich-

Kauf genommen, so dass aus finanzieller Sicht keine tigungszeiten wegen Kindererziehung und Pflege den 

Notwendigkeit besteht, die Vertrauensschutzregelun- 10-Jahreszeitraum, in dem 8 Jahre Pflichtbeiträge nach-

gen eng auszulegen, zumal sich auch in der Praxis bei gewiesen sein müssen. Berücksichtigungszeiten wegen 

einem Rentenverfahren z.B. im Jahre 2010/2011 die Pflege können ausschließlich während der Zeit vom 

Verhältnisse im Zeitpunkt des Abschlusses der Verein- 1. Januar 1992 bis zum 31. März 1995 vorliegen. 

barung im Dezember 2003 nur noch schwerlich auf-

klären lassen. 3.1.2 Sonstige Änderungen bei der Altersrente wegen 

Die im RV-Nachhaltigkeitsgesetz enthaltenen Än- Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeitarbeit 

derungen betreffen allein die Altersrente wegen Ar- Durch Art. 1 Nr. 44 Buchst. b) und c) wird § 237 

beitslosigkeit und nach Altersteilzeitarbeit. Bei allen SGB VI weiterhin wie folgt geändert: 

anderen Altersrenten verbleibt es bei den bisherigen In § 237 Abs. 2 Satz 1 SGB VI werden die Wörter 

Zugangsvoraussetzungen. „bereit waren, jede zumutbare Beschäftigung anzu-

nehmen oder an zumutbaren beruflichen Bildungs-

3.1.1 Verlängerung des 10-Jahreszeitraums um  maßnahmen teilzunehmen“ durch die Wörter „ar-

Berücksichtigungszeiten beitsbereit waren und nicht alle Möglichkeiten nutz-

Als eine der Anspruchsvoraussetzungen für eine ten und nutzen wollten, um ihre Beschäftigungslo-

Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteil- sigkeit zu beenden“ ersetzt. 

zeitarbeit müssen nach § 237 Abs. 1 Nr. 4 SGB VI in In § 237 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b wird der 

den letzten 10 Jahren vor Beginn der Rente acht Jahre Satzteil „und die daran anschließend arbeitslos ge-

Pflichtbeiträge für eine Versicherte Beschäftigung oder worden sind oder Anpassungsgeld für entlassene Ar-

Tätigkeit vorliegen. Der 10-Jahreszeitraum kann um be- beitnehmer des Bergbaus bezogen haben“ gestrichen. 

stimmte Zeiten verlängert werden, u.a. um Anrech- Die beiden Änderungen treten ebenfalls zum 1. Aug. 

nungs- und Rentenbezugszeiten. 2004 in Kraft (Art. 15 Abs. 1). 

Bereits seit 1992 beinhaltet § 237 Abs. 2 (bis zum 

§ 237 Abs. 1 Nr. 4 SGB VI ist durch Art. 1 Nr. 44 er- 31. Dez. 1999 Abs. 1) SGB VI eine befristete Über-

gänzt worden: gangsregelung, nach der Arbeitslosigkeit auch dann be-

„(1)Versicherte haben Anspruch auf Altersrente, steht, wenn es lediglich an der Bereitschaft zur Annah-

wenn sie me jeder zumutbaren Beschäftigung fehlt. Die Regelung 

1. – 3. ... ist zugeschnitten auf Personen, die von der Möglichkeit 

4. in den letzten 10 Jahren vor Beginn der Rente des § 428 SGB III Gebrauch gemacht haben. 

acht Jahre Pflichtbeiträge für eine versicherte Durch die neue Fassung von Abs. 2 Satz 1 tritt kei-

Beschäftigung oder Tätigkeit haben, wobei sich ne rechtliche Änderung ein. Es wird lediglich eine 

der Zeitraum von zehn Jahren um Anrech- Übereinstimmung des Wortlauts von § 237 Abs. 2 SGB 

nungszeiten, Berücksichtigungszeiten und Zei- VI und § 428 SGB III erreicht. 

ten des Bezugs einer Rente aus eigener Versi- Auch durch die Änderung von Absatz 4 wird nur ei-

cherung, die nicht auch Pflichtbeitragszeiten ne Angleichung der Vertrauensschutzregelung des bis-

aufgrund einer versicherten Beschäftigung oder herigen Absatzes 4 S. 1 Nr. 1 Buchst. b) an die entspre-

Tätigkeit sind, verlängert, und...“ chende Regelung des neuen Absatzes 5 (vgl. 3.1) er-

Die Änderung tritt nach Art. 15 Abs. 1 bereits am reicht. Durch die Streichung des letzten Halbsatzes 

1. August 2004 in Kraft. wird für Versicherte, die am Stichtag 14. Febr. 1996 in 

Mit der Änderung wird ein weiterer Verlängerungs- einem gekündigten Arbeitsverhältnis standen, ansch-

tatbestand eingeführt. Wie schon bei der Berechnung ließend eine weitere Beschäftigung aufgenommen ha-

des 5-Jahreszeitraums bei den Renten wegen vermin- ben und danach über eine Altersteilzeitregelung ihre Al-

derter Erwerbsfähigkeit (vgl. § 43 Abs. 4 SGB VI) ver- tersrente vorzeitig beansprucht haben, sichergestellt, 

längern nunmehr auch bei der Altersrente wegen Ar- dass sie ebenfalls einen Vertrauensschutz haben. 



3.2 Ausschluss des Wechsels zwischen den verschiedenen 

Altersrenten

Im Rahmen des Nachhaltigkeitsgesetzes hat der Ge-

setzgeber auch auf die jüngere Rechtsprechung des 

4. Senats des BSG reagiert. In mehreren Entscheidun-

gen21 hatte der Senat die Auffassung vertreten, dass es 

auch unter der Geltung des SGB VI nur einen Leis-

tungsfall des Alters und nur ein Recht auf Rente wegen 

Alters gebe. Ein einmal erworbenes Anrecht auf Alters-

rente könne deshalb nicht „umgewandelt“ oder durch 

ein weiteres Recht auf Rente wegen Alters verdrängt 

werden. Allenfalls die Höhe des einmal erworbenen 

Anspruchs könne sich ändern. 

Demgegenüber bestand bei den Rentenversiche-

rungsträgern bisher Einigkeit darüber, dass das SGB VI 

abweichend vom früheren Recht zwischen den ver-

schiedenen und rechtlich eigenständigen Ansprüchen 

auf Altersrente unterscheidet.22

Durch eine Klarstellung in §§ 33 und 89 SGB VI be-

stätigt der Gesetzgeber diese von den Rentenversiche-

rungsträgern vertretene Auffassung, in dem er den Text 

der genannten Vorschriften wie folgt ändert: 

In § 33 Abs. 2 SGB VI werden die Wörter „Rente 

wegen Alters wird geleistet als“ durch die Wörter 

„Renten wegen Alters sind“ ersetzt. 

In § 89 Abs. 1 Satz 1 SGB VI wird das Wort 

„Besteht“ durch das Wort „Bestehen“ und das Wort 

„Anspruch“ durch das Wort „Ansprüche“ ersetzt. 

Die Änderungen treten nach Art. 15 Abs. 2 rück-

wirkend zum 1. Januar 1992 in Kraft. 

Gleichzeitig mit dieser rückwirkenden Klarstellung 

wird aber durch eine Ergänzung in § 34 Abs. 4 SGB VI 

für die Zukunft die bisher bestehende Möglichkeit des 

Wechsels von einer Altersrente in eine andere Alters-

rente ausgeschlossen. Dieser mögliche Wechsel von ei-

ner Altersrente in eine andere stand  bereits seit 1992 in 

einem gewissen Widerspruch zum Rechtsgedanken des 

§ 306 SGB VI, der die Neufeststellung einer Rente al-

lein aus Anlass einer Rechtsänderung ausschließt. Mit 

dem Wechsel in eine andere Rentenart bei Erfüllung 

der für diese Leistungsart erforderlichen Voraussetzun-

gen konnte dagegen ein Bestandsrentner eine Neu-

berechnung seiner Rente und damit ggf. die Anwen-

dung neuer, günstigerer Bestimmungen erreichen. So 

war z.B. bei Bezug einer Altersrente wegen Arbeitslo-

sigkeit oder nach Altersteilzeitarbeit oder einer Alters-

rente für Frauen ein Wechsel zur günstigeren Altersren-

te für schwerbehinderte Menschen möglich. 

§ 34 Abs. 4 SGB VI ist durch Art. 1 Nr. 5 wie folgt 

geändert worden: 

„(4) Nach bindender Bewilligung einer Rente we-

gen Alters ist der Wechsel in eine 

1. Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit, 

2. Erziehungsrente oder 

3. andere Rente wegen Alters 

ausgeschlossen.“

Die Änderung tritt nach Art. 15 Abs. 1 am 1. August 

2004 in Kraft. 

In Zukunft bleibt der Altersrentner damit dauerhaft 

Bezieher seiner einmal gewählten Altersrente. Der Aus-

schluss gilt selbst dann, wenn sich bei einer anderen Al-

tersrente ein günstigerer Zugangsfaktor, also geringere 

Rentenabschläge ergeben würden. Er gilt auch für die 

Regelaltersrente bei Vollendung des 65. Lebensjahres. 

Die Möglichkeit des Wechsels wird nach bindender 

Feststellung einer Altersrente ausgeschlossen. Bis zur 

Bindungswirkung kann ggf. die einmal getroffene Wahl 

der Altersrente noch korrigiert werden. 

Für den Rentenversicherungsträger bzw. die antrag-

saufnehmende Stelle bedeutet die Regelung, dass der 

Versicherte bei der Antragstellung genauestens über die 

ggf. alternativ nebeneinander bestehenden Altersrente-

nansprüche und sein individuelles Gestaltungsrecht 

aufzuklären ist. Soweit z.B. nach vollendetem 60. Le-

bensjahr über die Schwerbehinderteneigenschaft noch 

nicht entschieden ist, kann bei bestehender Arbeitslo-

sigkeit oder nach Altersteilzeitarbeit gleichzeitig ein 

Antrag nach § 236a und § 237 SGB VI gestellt werden. 

Über den evtl. bestehenden Anspruch auf Altersrente 

für schwerbehinderte Menschen wird dann zunächst 

noch kein Bescheid erteilt. Ergibt sich später, dass zeit-

gleich (auch) ein Anspruch auf Altersrente für schwer-

behinderte Menschen besteht, handelt es sich bei der 

Feststellung dieser  Rente nicht um einen „Wechsel“ in 

21 u.a. BSG vom 2. Aug. 2000 – B 4 RA 40/99 R und B 4 RA 54/99 R sowie vom 9. April 2002 – 4 RA 58/01 R. 
22 vgl. VerbKom zum SGB VI, § 33, Anm. 2, und § 89, Anm. 7. 
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Entfällt

voller Höhe, kann nach einem anspruchslosen Zeit-

aus Beiträgen nach Beginn einer Altersrente 

Nach § 75 Abs. 1 SGB VI sind nach bisherigem Recht 

für Zeiten nach Beginn einer Rente Entgeltpunkte nur 

zwingend zu beachtenden Regelung sind die Rentenver-

sicherungsträger bisher der teilweise anderslautenden 

algerichts23 nicht gefolgt. Die höchstrichterliche Recht-

tenversicherungsträger haben dagegen den Beginn der 

zwar nicht verkannt, dass es sich innerhalb einer Alters-

eine

te handelt, die wegen noch ausgeübter Beschäftigung le-

zeugende Ausführungen gemacht. Nur aufgrund eines 

Rechtsänderungen, die Leistungseinschränkungen ge-

bracht haben, teilweise nicht oder nicht in vollem Um-

fang aus. Ein Absinken der bisherigen Entgeltpunkte ver-

hinderte § 88 SGB VI. 

Beispiel 1: (Beurteilung nach bisherigem Recht) 

01.07.1996

errechnete Entgeltpunkte (EP) 60,0000

01.01.1997 – 31.12.1998 

1,5000

Altersvollrente ab 01.01.1999

Neufeststellung der EP nach aktuellem Recht 

59,8000

nach § 88 SGB VI mindestens 60,0000

sich wegen der negativen Folgen von Rechtsänderun-

gen (hier z.B. wegen der Änderungen in der Rentenbe-
24

tensteigernd ausgewirkt. 

verhindern sollte, konnten die Rentenversicherungsträ-

„(1) Die persönlichen Entgeltpunkte für die Er-

mittlung des Monatsbetrags der Rente ergeben 

8. Zuschläge an Entgeltpunkten aus Beiträgen 

nach Beginn einer Rente wegen Alters 

Außerdem wird § 66 Abs. 3 SGB VI wie folgt geändert: 

23

24
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eine andere Altersrente. In Einzelfällen kann auch über 

einen Widerspruch die Bindungswirkung eines ungün-

stigeren Altersrentenbescheides bis zum Abschluss ei-

nes Verfahrens über die Feststellung der Schwerbehin-

derung verhindert werden. 

der Anspruch auf die gewählte Altersrente 

wegen eines rentenschädlichen Hinzuverdienstes in 

raum auch eine andere Altersrentenart in Anspruch ge-

nommen werden. Durch die Neuregelung wird nur bei 

durchgehend bestehendem Anspruch der Wechsel in ei-

ne andere Leistungsart ausgeschlossen. 

3.3. Einführung von Zuschlägen an Entgeltpunkten 

für eine Zurechnungszeit zu ermitteln. Aufgrund dieser 

Rechtsprechung verschiedener Senate des Bundessozi-

sprechung kam zu dem Ergebnis, dass beim Wechsel von 

der Altersteil- in die Altersvollrente die während des Teil-

rentenbezuges erworbenen Entgeltpunkte den bereits 

festgestellten Wert der Altersrente erhöhen müssten. 

Rechtsänderungen, die während des Bezuges der Alters-

teilrente eingetreten sind, seien unbeachtlich. Die Ren-

Altersvollrente nach einer Teilrente als neuen Leistungs-

fall angesehen und die Vollrente nach aktuellem, ggf. 

auch ungünstigerem neuen Recht festgestellt. Sie haben 

rentenart bei der Teil- und Vollrente um Altersren-

diglich in unterschiedlicher Höhe geleistet wird. Wie 

dann aber die weiteren Beiträge während der Teilrente 

trotz Bestehens der Regelung des § 75 Abs. 1 SGB VI zu 

behandeln wären, gab weder das bisherige Gesetz her 

noch hat die Rechtsprechung dazu eindeutige und über-

neuen Leistungsfalles bei der Vollrente mit neuem Ren-

tenbeginn i.S. von § 75 Abs. 1 SGB VI konnten damit 

die während des Teilrentenbezuges entrichteten Beiträge 

berücksichtigt werden. Sie wirkten sich allerdings bei 

Vorzeitige Altersvollrente ab 

1/2- Teilrente vom 

EP während der Teilrente 

einschl. der EP während der Teilrente 

Die während der Teilrente erworbenen EP haben 

rechnung durch das WFG zum 01.01.1997 ) nicht ren-

Der BSG-Rechtsprechung, die ein solches Ergebnis 

ger jedoch ohne Gesetzesänderung nicht folgen. Durch 

das Nachhaltigkeitsgesetz werden aus diesem Grunde 

ab 1. August 2004 folgende Vorschriften geändert: 

§ 66 Abs. 1 SGB VI erhält eine Nr. 8, die wie folgt lautet: 

sich, indem die Summe aller Entgeltpunkte für... 

mit dem Zugangsfaktor vervielfältigt .....wird.“ 

„(3) Der Monatsbetrag einer Teilrente wird aus 

dem Teil der Summe aller Entgeltpunkte ermittelt, 

zuletzt BSG vom 30. Aug. 2001 –B 4 RA 116/00-R; Urteil und Anmerkungen zur Problematik in Mitt-LVA Rheinpr. 5-6/2002, S. 237 ff.

Wachstums- und Beschäftigungsförderungsgesetz vom 25. September 1996 BGBl. I S. 1461 
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der dem Anteil der Teilrente an der Vollrente ent- Alle Änderungen und Ergänzungen treten nach 

spricht. Zuschläge an Entgeltpunkten aus Beiträ- Art. 15 Abs. 1 am 1. August 2004 in Kraft. 

gen nach Beginn einer Rente wegen Alters werden Aufgrund dieser Änderungen bzw. Neuregelungen 

der Ermittlung der persönlichen Entgeltpunkte werden in Zukunft bei einer Altersrente, gleichgültig ob 

erst nach dem Ende der Teilrente zugrunde gelegt.“ sie als Teil- oder Vollrente beansprucht wird, bei ihrem 

§ 75 Abs. 1 SGB VI erhält folgende Fassung: erstmaligen Beginn die bis dahin erworbenen Entgelt-

„(1) Für Zeiten nach Beginn der zu berechnenden punkte endgültig festgestellt. Beim späteren Wechsel 

Rente werden Entgeltpunkte nur für eine Zurech- von einer Teil- in eine Vollrente erfolgt zukünftig keine

nungszeit und für Zuschläge an Entgeltpunkten Neufeststellung der Entgeltpunkte. Vielmehr werden 

aus Beiträgen nach Beginn einer Rente wegen die während der Teilrente erworbenen Entgeltpunkte 

Alters ermittelt.“ als Zuschläge den bisher ermittelten Entgeltpunkten 

Außerdem wird in § 75 SGB VI noch ein Absatz 4 an- hinzuaddiert, so dass sich immer eine Erhöhung der 

gefügt: Summe der Entgeltpunkte ergibt. 

„(4) Für eine Rente wegen Alters besteht Anspruch 

auf Ermittlung von Entgeltpunkten auch für Beispiel 2: (wie Beispiel 1; Beurteilung nach neuem Recht) 

Pflichtbeiträge nach § 119 des Zehnten Buches, 

wenn diese nach dem Beginn der Rente aufgrund Endgültig errechnete EP bei Beginn der 

eines Schadesereignisses vor Rentenbeginn ge- Altersrente; hier bei Beginn der Teilrente 60,0000 EP 

zahlt worden sind; § 34 Abs. 4 Nr. 3 gilt nicht.“ zuzüglich Zuschläge nach § 76d SGB VI 

Folgender § 76d SGB VI wird neu eingefügt: aus Beiträgen während der Teilrente 1,5000 EP 

„Zuschläge an Entgeltpunkten aus Beiträgen 

nach Beginn einer Rente wegen Alters Altersvollrente wird geleistet aus 61,5000 EP. 

Für die Ermittlung von Zuschlägen an Entgelt-

punkten aus Beiträgen nach Beginn einer Rente Für die Berechnung der Zuschläge gilt zwar § 76d 

wegen Alters gelten die Regelungen zur Ermitt- SGB VI. Für die Ermittlung der Entgeltpunkte verweist 

lung von Entgeltpunkten für Beitragszeiten oder § 76d SGB VI aber auf die normalen Vorschriften des 

von Zuschlägen für Arbeitsentgelt aus geringfügi- § 70 SGB VI für Beitragszeiten und des § 76b SGB VI 

ger versicherungsfreier Beschäftigung entspre- für Arbeitsentgelt aus geringfügiger versicherungsfreier 

chend.“ Beschäftigung, die entsprechend anzuwenden sind. 

In § 77 Abs. 2 SGB VI wird noch folgender Satz 4 an- Die Zuschläge sind erst bei der Vollrente zu berück-

gefügt: sichtigen. Wechselt der Bezieher einer Altersteilrente in 

„(2)...Dem Beginn und der vorzeitigen oder späte- eine andere (höhere oder geringere) Teilrente, sind 

ren Inanspruchnahme einer Rente wegen Alters (noch) keine Zuschläge zu ermitteln. Dies gilt auch für 

steht für die Ermittlung des Zugangsfaktors für eine Teilrente, die im Anschluss an eine Altersvollren-

Zuschläge an Entgeltpunkten aus Beiträgen nach te, bei der bereits Zuschläge nach § 76d SGB VI berück-

Beginn einer Rente wegen Alters der Beginn einer sichtigt wurden, geleistet wird. Für die Teilrente ist wie-

Vollrente wegen Alters gleich.“ derum die Summe der Entgeltpunkte, die der ersten 

Schließlich wird in § 88 SGB VI ein neuer Absatz 3 Rente wegen Alters (ohne Zuschläge) zugrunde gelegen 

angefügt: haben, maßgebend. 

„(3) Haben Beiträge nach Beginn einer Rente we- 

gen Alters noch nicht zu Zuschlägen an Entgelt- Beispiel 3: 

punkten geführt, werden bei der Folgerente zu- 

sätzlich zu den bisherigen persönlichen Entgelt- 1/2-Teilrente vom 01.10.2003 bis 30.04.2004  

punkten auch persönliche Entgeltpunkte aus Zu- 2/3-Teilrente vom 01.05.2004 bis 30.09.2004 

schlägen an Entgeltpunkten aus Beiträgen nach Beitragszeiten vom 01.10.2003 bis 30.09.2004  

Beginn der Rente wegen Alters zugrunde gelegt.“ Vollrente ab 01.10.2004 
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Für die während der beiden Teilrenten zurückgeleg- von Entgeltpunkten für diese Rente wird kein Zuschlag 

ten Beitragszeiten vom 01.10.2003 bis 30.09.2004 wird nach § 76d SGB VI ermittelt; die Bewertung von Bei-

zur Vollrente ab 01.10.2004 ein Zuschlag nach § 76d tragszeiten während eines Altersteilrentenbezuges er-

SGB VI ermittelt. Für die 2/3-Teilrente wird nach § 66 folgt nach §§ 70, 76b SGB VI. Lediglich für die Ermitt-

Abs. 3 Satz 2 SGB VI kein Zuschlag ermittelt. lung der besitzgeschützten Entgeltpunkte nach § 88 

Abs. 2 SGB VI sind neben den bisher der Altersrente zu-

Beispiel 4: grundeliegenden Entgeltpunkte auch Zuschläge nach § 

76d SGB VI zu berücksichtigen (§ 88 Abs. 3 SGB VI). 

1/2-Teilrente vom 01.10.2003 bis 30.09.2004 

Beitragszeiten vom 01.10.2003 bis 30.09.2004 Beispiel 5: 

Vollrente vom 01.10.2004 bis 31.12.2004 mit  

Zuschlägen n. § 76d SGB VI 1/2-Altersteilrente ab 01.07.2004, 

3/4-Teilrente ab 01.01.2005 errechnet aus 55,0000 pEP einer Vollrente. 

Beitragszeiten vom 01.07.2004 bis 31.12.2005; 

Bei einem ununterbrochenen Altersrentenbezug Pers. Entgeltpunkte aus diesen Zeiten 1,2000.

bleiben die Entgeltpunkte, die beim (erstmaligen) Ren-

tenbeginn ermittelt wurden, für den gesamten Bezug Witwenrente ab 01.01.2006, 

dieser Rente unverändert; sie werden nicht neu ermit- errechnete pEP aus allen Beitragszeiten 

telt. Da Zuschläge nach § 76d SGB VI nur zur Alters- bis zum 31.12.2005 54,5000

vollrente geleistet werden, ist die Teilrente ab 

01.01.2005 wiederum aus den Entgeltpunkten zu be- Nach § 88 Abs. 2 SGB VI sind der Witwenrente min-

rechnen, die der 1/2-Teilrente am 01.10.2003 zugrunde destens die bisherigen pers. Entgeltpunkte zugrunde zu 

gelegt wurden. legen. Sie werden aber nach § 88 Abs. 3 SGB VI 

Ist der Anspruch auf eine Altersrente wegen Über- zunächst um die pers. Entgeltpunkte, die als Zuschläge 

schreitens der höchsten Hinzuverdienstgrenze entfal- nach § 76d SGB VI bei einer Altersvollrente anzusetzen 

len, entsteht nach dem anspruchslosen Zeitraum ein gewesen wären, erhöht, so dass mindestens insgesamt 

neuer Rentenanspruch. Hierbei sind die Entgeltpunk- 55,0000 plus 1,2000 = 56,2000 pers. Entgeltpunkte der 

te für die während des früheren Altersteilrentenbezuges Witwenrente zugrunde zu legen sind. 

entrichteten Beiträge nicht nach § 76d SGB VI, sondern 

nach den normalen Regelungen §§ 70, 76b SGB VI zu Soweit bei der bereits geleisteten Altersteilrente 

ermitteln. § 76d SGB VI gilt nur für Fälle des nahtlo- Rentenabschläge berücksichtigt wurden und nunmehr 

sen Wechsels von Altersteil- in Altersvollrente. eine Altersvollrente festzustellen ist, richtet sich die Er-

Da bei Altersrenten nach § 88 Abs. 1 Satz 1 SGB VI mittlung des Zugangsfaktors für die zu berechnenden 

generell ein Besitzschutz für eine spätere Altersrente Zuschläge nach § 76d SGB VI nach dem Beginn der 

besteht, ist für die erneute Altersrente auch die neue Re- Altersvollrente (§ 77 Abs. 2 SGB VI n.F.), da die Zu-

gelung in § 88 Abs. 3 SGB VI zu beachten. Für den Be- schlagsentgeltpunkte später in Anspruch genommen 

sitzschutz sind nicht nur die Entgeltpunkte aus einer werden als die Entgeltpunkte der ursprünglich berech-

zuvor geleisteten Rente zu übernehmen. Soweit in der neten Altersrente. Für die während der Teilrente nicht 

früheren Rente noch keine Zuschläge nach § 76d SGB in Anspruch genommenen (Teil)Entgeltpunkte gilt § 77 

VI für Beiträge nach Beginn einer Altersrente enthalten Abs. 3 Satz 3 SGB VI; der bei Beginn der Altersteilren-

waren, werden solche Zuschläge (fiktiv) berechnet und te zunächst für alle Entgeltpunkte maßgebende Zu-

der Summe der besitzgeschützten persönlichen Ent- gangsfaktor wird für die Entgeltpunkte, die der Teilren-

geltpunkte hinzuaddiert (vgl. nachfolgendes Beispiel te nicht zugrundegelegt wurden, je Monat des Teilren-

bei der Hinterbliebenenrente). tenbezuges wieder um 0,003 erhöht. 

Dies gilt entsprechend für eine Hinterbliebenenrente Eine Besonderheit beinhaltet der neu eingefügte 

im Anschluss an eine Altersteilrente. Bei der Ermittlung § 75 Abs. 4 SGB VI für Entgeltpunkte, die aus sog. „re-
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gressierten Beiträgen“ während eines vorzeitigen Al- 3.4. Anhebung der Altersgrenze bei der Regelaltersrente 

tersrentenbezuges ermittelt werden (§ 119 SGB X). Ei- Alle derzeitigen Erkenntnisse und Voraussagen 

nige Rentenversicherungsträger waren lange Zeit der über die künftige demografische und arbeitsmarktliche 

Auffassung, dass das Versicherungsleben mit Beginn ei- Entwicklung weisen darauf hin, dass längerfristig eine 

ner Altersvollrente abgeschlossen sei; für eine weitere Anhebung des gesetzlichen Rentenalters auf das 67. 

Beschäftigung bestehe nach § 5 Abs. 4 Nr. 1 SGB VI Lebensjahr erforderlich ist. Die unter 3.1 aufgeführten 

Versicherungsfreiheit. Aus diesem Grunde könne man und bereits beschlossenen Maßnahmen zur Eindäm-

analog auch aus regressierten Beiträgen, die aufgrund mung der derzeitigen Frühverrentungspraxis werden 

eines Schadensfalles vor Beginn der vorzeitigen Alters- sich wegen der sehr großzügigen Vertrauensschutzrege-

rente für eine Zeit nach dem Beginn der Altersrente bis lungen nicht wesentlich auf die Finanzlage der Renten-

zum 65. Lebensjahr gezahlt werden oder in einer Ab- versicherung auswirken, so dass weitere Änderungen 

findungssumme enthalten sind, keine Beiträge mehr ins erforderlich sind. Wegen der derzeitigen Arbeitsmarkt-

Versicherungskonto einspeichern. situation hat die Bundesregierung jedoch den Vor-

Nachdem das damalige Bundesministerium für Ar- schlag der „Rürup-Kommission“, die Regelaltersgrenze 

beit aber im Jahre 1999 darauf hingewiesen hat, dass von 65 auf 67 Jahre anzuheben, im Nachhaltigkeitsge-

§ 119 SGB X als speziellere Vorschrift dem § 5 Abs. 4 setz nicht aufgegriffen, sondern auf eine spätere Zeit 

Nr. 1 SGB VI vorgehe, haben die Rentenversiche- verschoben.

rungsträger ihre Auffassung geändert. Die i.d.R. nach Um prüfen zu können, wann die Rahmenbedingun-

einer vorzeitigen Altersrente für schwerbehinderte gen für die Anhebung der Altersgrenze für die Regel-

Menschen noch jährlich dem Versicherungskonto gut- altersrente gegeben sind, soll ab dem Jahr 2008 alle vier 

geschriebenen Beiträge aus der Abfindung von Bei- Jahre ein Rentenversicherungsbericht die neueren 

tragsansprüchen im Rahmen der Regulierung eines wirtschaftlichen und demografischen Erkenntnisse auf-

drittverursachten Schadens werden bisher spätestens zeigen und ggf. gesetzgeberische Maßnahmen vor-

bei Vollendung des 65. Lebensjahres bei der Feststel- schlagen. Im Hinblick darauf, dass den von einer An-

lung einer Regelaltersrente berücksichtigt. hebung Betroffenen ausreichend Zeit bleiben muss, um 

Auch diese Fälle werden nunmehr auf eine eindeu- sich auf veränderte Situationen einzustellen, ist damit 

tige gesetzliche Grundlage gestellt. Der Ausschluss des vorerst nicht mit einer Anhebung des Renteneintrittsal-

Wechsels in eine andere Altersrentenart nach § 34 ters 67 zu rechnen. Falls als Folge eines Rentenversi-

Abs. 4 Nr. 3 SGB VI (vgl. unter 3.2) gilt für diese Fälle cherungsberichts 2008 im Jahre 2009/2010 eine Ent-

nicht. scheidung des Gesetzgebers getroffen würde, könnte 

Der bisherigen Praxis und auch der Gesetzesbe- eine Anhebung in etwa ab 2015 schrittweise beginnen. 

gründung entsprechend werden die Beiträge zukünftig Durch Art. 1 Nr. 24 wurde § 154 SGB VI um einen 

spätestens bei der Regelaltersrente berücksichtigt; bei Absatz 4 ergänzt: 

Erfüllung der Voraussetzungen für eine weitere vorzei- „(4) Vom Jahr 2008 an hat die Bundesregierung 

tige Altersrente (z.B. für eine Altersrente für langjährig alle vier Jahre den gesetzgebenden Körperschaf-

Versicherte) ist eine vorherige Berücksichtigung nicht ten über die Entwicklung der Beschäftigung älte-

ausgeschlossen. Da es sich bei den jährlich dem Versi- rer Arbeitnehmer zu berichten und eine Einschät-

cherungskonto zugespeicherten Beiträgen nicht um zung darüber abzugeben, ob zur langfristigen 

normale Beiträge aus einer echten Beschäftigung han- Dämpfung des Beitragssatzanstiegs sowie zur Ein-

delt, hat der Versicherte in der Regel von dem ihm zu- haltung der in Absatz 3 Satz 1 Nr. 2 bestimmten 

stehenden erhöhten Anspruch auf Regelaltersrente kei- Mindestsicherungsziele eine Anhebung der Regel-

ne Kenntnis. Die Rentenversicherungsträger informie- altersgrenze erforderlich und unter Berücksichti-

ren deshalb den Versicherten kurz vor Vollendung des gung der Entwicklung der Arbeitsmarktlage sowie 

65. Lebensjahres über die Rechtslage und stellen ihm 

anheim, den erforderlichen Antrag auf Regelaltersrente 

zu stellen. 

der wirtschaftlichen und sozialen Situation älte-

rer Arbeitnehmer vertretbar erscheint. Ebenso soll 

berichtet werden, ob und wie eine Anhebung der 
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Regelaltersgrenze zu einer Steigerung des Renten- 

niveaus beziehungsweise einer Senkung der Bei- 

tragssätze führen könnte. In diesem Bericht sind 

zur Beibehaltung eines Sicherungsniveauziels vor 

Steuern von 46 vom Hundert über das Jahr 2020 

hinaus von der Bundesregierung entsprechende 

Maßnahmen unter Wahrung der Beitragssatzsta- 

bilität vorzuschlagen.“ 

Die Änderung tritt nach Art. 15 Abs. 11 am 1. Janu- 

ar 2005 in Kraft. 

der Ableistung des gesetzlichen Wehr- oder 

Zivildienstes oder der Ableistung eines frei-

willigen Dienstes im Sinne des Buchstabens 

c liegt, oder 

c) ein freiwilliges soziales Jahr im Sinne des Ge-

setzes zur Förderung eines freiwilligen sozia-

len Jahres oder ein freiwilliges ökologisches 

Jahr im Sinne des Gesetzes zur Förderung ei-

nes freiwilligen ökologischen Jahres leistet 

oder

d) wegen körperlicher, geistiger oder seelischer 

Behinderung außerstande ist, sich selbst zu 

4. Änderungen bei Waisenrenten unterhalten. 

Für Waisen besteht nach § 48 Abs. 4 SGB VI nach 

vollendetem 18. Lebensjahr Anspruch auf Waisenrente, 

wenn sie sich in einer Schul- oder Berufsausbildung be-

finden, ein freiwilliges soziales oder ökologisches Jahr 

ableisten oder wegen körperlicher, geistiger oder seeli-

scher Behinderung außerstande sind, sich selbst zu un-

terhalten. Bisher ist im Gegensatz zur Kindergeld-

gesetzgebung in der Rentenversicherung nicht gesetz-

lich geregelt, ob und ggf. für welche Zeit für unver-

meidbare Übergangszeiten zwischen zwei Ausbil-

dungsabschnitten oder sonstigen Anspruchszeiträume 

ebenfalls Anspruch auf Waisenrente besteht. Die Ren-

tenversicherungsträger haben in Verbindung mit der 

laufenden Rechtsprechung des BSG hierzu Verfahrens-

grundsätze aufgestellt, nach denen bisher die An-

sprüche auf Waisenrente einheitlich beurteilt wurden. 

Der Gesetzgeber hat nunmehr für diese Fälle auch 

für die Rentenversicherung eine gesetzliche Grundlage 

geschaffen.

Durch Art. 1 Nr. 6 wurden § 48 Abs. 4 und 5 SGB 

VI geändert: 

„(4) Der Anspruch auf Halb- oder Vollwaisenren-

te besteht längstens 

Eine Schulausbildung oder Berufsausbildung im 

Sinne des Satzes 1 liegt nur vor, wenn die Ausbil-

dung einen tatsächlichen zeitlichen Aufwand von 

wöchentlich mehr als 20 Stunden erfordert. Der 

tatsächliche zeitliche Aufwand ist ohne Bedeu-

tung für Zeiten, in denen das Ausbildungsver-

hältnis trotz einer Erkrankung fortbesteht und 

damit gerechnet werden kann, dass die Ausbil-

dung fortgesetzt wird. Das gilt auch für die Dauer 

der Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz. 

(5) ....Die Ableistung eines freiwilligen sozialen 

oder ökologischen Jahres im Sinne von Absatz 4 

Nr. 2 Buchstabe c ist kein gleichgestellter Dienst 

im Sinne von Satz 1.“

Die Änderung tritt nach Art. 15 Abs. 1 am 1. August 

2004 in Kraft. 

Mit der Ergänzung des § 48 Abs. 4 SGB VI wird 

grundsätzliche der Rechtsprechung gefolgt und die bis-

her bereits praktizierte Verfahrensweise in Anlehnung 

an § 2 Abs. 2 Nr. 2 BKGG gesetzlich festgelegt. 

Mit der Neufassung des Absatzes 4 Satz 1 Nr. 2 

Buchst. b) wird klargestellt, dass ein Anspruch auf Wai-

senrente für eine Übergangszeit nur dann besteht,

1. bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres, oder wenn diese höchstens vier Kalendermonate andauert.

2. bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres, wenn Für die Zahlung der Waisenrente in der Übergangszeit 

die Waise reicht es aus, wenn die Aufnahme der weiteren Ausbil-

a) sich in Schul- oder Berufsausbildung befin- dung bis zum ersten Werktag des fünften Kalendermo-

det, oder nats hinreichend wahrscheinlich ist. Beginnt die weite-

b) sich in einer Übergangszeit von höchstens re Ausbildung später, besteht für die Zwischenzeit kein

vier Kalendermonaten befindet, die zwi- Anspruch auf Waisenrente, selbst wenn die weitere 

schen zwei Ausbildungsabschnitten oder Ausbildung aus generell unvermeidbaren schul- bzw. 

zwischen einem Ausbildungsabschnitt und hochschulorganisatorischen Gründen später beginnt. 



Die auf die ständige Rechtsprechung des BSG25

zurückgehende Auslegung, dass ein Anspruch auf Wai-

senrente für die Dauer von bis zu vier Kalendermonate 

auch dann besteht, wenn die Übergangszeit im Zusam-

menhang mit der Aufnahme oder Beendigung des Wehr-

oder Zivildienstes aus generell unvermeidbaren schul-

oder hochschulorganisatorischen Gründen länger als 

vier Kalendermonate dauert, kann aufgrund der ein-

deutigen Bestimmung in § 48 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchst. 

b) SGB VI n.F. nicht weiter angewendet werden. 

Beispiel:

Wehrdienst bis zum 30.9.2004 

Hochschulausbildung ab 01.04.2005 

Aus hochschulorganisatorischen Gründen konnte der 

gewählte Studiengang nicht vorher begonnen werden. 

Da die Hochschulausbildung nicht spätestens am 01.02.2005 

(erster Tag des fünften auf die Beendigung des Wehrdienstes 

folgenden Kalendermonats) begonnen hat, besteht nach neuer 

Gesetzeslage während der Übergangszeit vom 01.10.2004 – 

31.03.2005 kein Anspruch auf Waisenrente. Dass die Ausbildung 

aus unvermeidbaren hochschulorganisatorischen Gründen 

nicht innerhalb der Rahmenfrist des § 48 Abs. 4 SGB VI aufge-

nommen werden konnte, ist unerheblich. 

Nach bisheriger Rechtsauslegung hätte für einen Zeitraum von 

4 Kalendermonaten (01.10.2004 – 31.01.2005) ein Waisenrenten-

anspruch bestanden. 

§ 48 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b) SGB VI in der 

neuen Fassung ist anzuwenden, wenn die Übergangs-

zeit ab Inkrafttreten der Änderung (1. August 2004) be-

gonnen hat. Für Übergangszeiten, die vor dem 1. Au-

gust 2004 begonnen haben, findet die bisherige Ausle-

gung weiterhin Anwendung. 

Durch den neu in Absatz 4 eingefügten Satz 2 wird 

klargestellt, dass hinsichtlich der Voraussetzungen für 

das Vorliegen einer Ausbildung i.S. des § 48 Abs. 4 Satz 

1 Nr. 2 Buchst. a) SGB VI die Rechtsprechung des Bun-

dessozialgerichts zu Anrechnungszeiten und damit die 

Grundsätze, die in der Praxis der Rentenversicherungs-

träger schon bisher Anwendung fanden, gelten. 

Danach muss die Zeit und Arbeitskraft der Waise 

durch die Ausbildung überwiegend beansprucht wer-

den. Dies ist der Fall, wenn die Ausbildung einen 

tatsächlichen Zeitaufwand von mehr als 20 Stunden 

wöchentlich erfordert. 

Der Zeitaufwand für die Ausbildung ist – wie bisher 

– die Summe aus: 

• der eigentlichen Unterrichtszeit 

• der Zeit der für den Unterricht objektiv erforderli-

chen häuslichen Vor- und Nacharbeiten 

• den sogenannten Wegezeiten (Zeit für den Weg 

zwischen Wohnung und Schule bzw. Ausbildungs-

stätte, im Regelfall bei Benutzung öffentlicher Ver-

kehrsmittel).

Sätze 3 und 4 der Vorschrift normieren die Ausle-

gung der Rentenversicherungsträger zur Unterbre-

chung der Schul- oder Berufsausbildung durch Krank-

heit oder wegen Schwangerschaft, wonach von einem 

Fortbestehen der Ausbildung trotz Erkrankung auch 

dann vorausschauend ausgegangen werden kann, wenn 

die Unterbrechung der Ausbildung nicht länger als 

6 Kalendermonate andauert. 

Nach Sinn und Zweck der Regelung kann ein An-

wendungsfall des § 48 Abs. 4 Satz 3, 4 SGB VI aller-

dings dann nicht gegeben sein, wenn die durch die 

Krankheit oder Schwangerschaft unterbrochene Aus-

bildung mangels eines Zeitaufwandes von wöchentlich 

mehr als 20 Stunden nicht die Voraussetzungen einer 

anspruchsbegründenden Schul- oder Berufsausbildung 

erfüllt.

Die in § 48 Abs. 4 Satz 3 und 4 SGB VI aufgeführ-

ten Sachverhalte sind als gebietsneutral anzusehen. 

Schul- oder Berufsausbildung im Sinne von § 48 Abs. 4 

Satz 1 und 2 SGB VI liegt deshalb für Zeiten nach § 48 

Abs. 4 Satz 3 und 4 SGB VI auch dann vor, wenn es sich 

um entsprechende Sachverhalte (Erkrankung bzw. 

Schwangerschaft) im Ausland handelt. Für das Weiter-

bestehen des Waisenrentenanspruchs sind dabei nicht 

die deutschen Schutzfristen nach dem Mutterschutzge-

setz, sondern die entsprechenden Schutzfristen des 

ausländischen Staates maßgebend, in dem die Ausbil-

dung erfolgt. Dies gilt auch dann, wenn sich die Waise 

in dieser Zeit vorübergehend in Deutschland aufhält. 

25 Urteile vom 30. März 1994, AZ: 4 RA 45/92 und vom 27. Februar 1997, AZ: 4 RA 21/96 
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§ 48 Abs. 5 Satz 2 ergänzt.

Zivildienst gleichgestellten Dienst und damit keinen 

5. Anrechnung einer Unfallrente 
nach § 93 SGB VI in den alten und neuen 
Bundesländern

um den Betrag vermindert, der bei gleichem Grad der 

nach

dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) geleistet wür-

de. Für die Bestimmung dieses Grundbetrages haben 

die Rentenversicherungsträger bisher bei gewöhn-

in den alten

BVG abgestellt, bei gewöhnlichem Aufenthalt am 

neuen Bundesländern auf den – 

BVG.

14. März 200026

auch nach dem 31. Dez. 1998 im Beitrittsgebiet anders 

dieser Entscheidung hatte auch das Bundessozialge-

standet.27

VI wie folgt: 

ter „dem Bundesversorgungsgesetz“ durch die 

2 des Bundesversorgungsgesetzes“ ersetzt.“ 

Die Änderung tritt nach Art. 15 Abs. 2 rückwirkend

zum 1. Januar 1992 in Kraft. 

Mit den in der Neufassung ausdrücklich erwähnten 

sicherung auf eine Rente aus der gesetzlichen Renten-

versicherung in den neuen Bundesländern weiterhin

ländern.

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Ent-

scheidung allein die unterschiedliche Höhe der Be-

alten und neuen Bundesländern ab dem 1. Januar 1999 

hat, sondern nur modifiziert und damit bewusst an 

gehalten hat. 

Für die Praxis der Rentenversicherungsträger ergibt 

Abs. 2 SGB VI keine Änderung. Dies gilt auch im 

geändert.

26 Urteil 1 BVR 284/96 
27
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SGB VI wird um einen 

Hiernach stellt die Ableistung eines freiwilligen so-

zialen oder ökologischen Jahres i.S. des Abs. 4 Satz 1 

Nr. 2 Buchst. c) keinen dem gesetzlichen Wehr- oder 

Verlängerungstatbestand nach § 48 Abs. 5 Satz 1 SGB 

VI dar. Die Regelung entspricht ebenfalls der bisherigen 

Verfahrensweise der Rentenversicherungsträger. 

Nach § 93 Abs. 2 SGB VI wird beim Zusammen-

treffen einer Rente aus der Rentenversicherung mit 

einer Unfallrente für die Ermittlung der Summe der zu-

sammentreffenden Rentenbeträge und damit auch für 

die Ermittlung des Kürzungsbetrages die Unfallrente 

Minderung der Erwerbsfähigkeit als Grundrente 

lichem Aufenthalt des Versicherten am 18. Mai 1990 

Bundesländern auf den Betrag nach § 31 

18. Mai 1990 in den 

abgesenkten – Grundrentenbetrag (Ost) nach §84a 

Das Bundesverfassungsgericht hat durch Urteil vom 

entschieden, dass § 84a BVG mit Art. 3 

Abs. 1 Grundgesetz unvereinbar und insoweit nichtig 

sei, als die Beschädigtengrundrente nach § 31 BVG 

berechnet wird als im übrigen Bundesgebiet. Aufgrund 

richt die unterschiedliche Anrechnung der Beschädig-

tengrundrente im Rahmen des § 93 SGB BVI bean-

Im Hinblick auf diese Rechtsprechung ändert 

Art. 1 Nr. 19 des RV-Nachhaltigkeitsgesetzes § 93 SGB 

„In § 93 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a werden die Wör-

Wörter „§ 31 in Verbindung mit § 84a Satz 1 und 

Vorschriften über die Grundrente nach dem BVG wird 

klargestellt, dass die dort seit 1992 geregelte Verweisung 

auf das BVG sowohl die Vorschrift des § 31 als auch die 

in § 84a geregelten Besonderheiten für Berechtigte im 

Beitrittsgebiet umfasst. Damit gilt bei der Anrechnung 

einer Verletztenrente aus der gesetzlichen Unfallver-

ein niedrigerer Abzugsbetrag als in den alten Bundes-

schädigtengrundrente der Kriegsopfer zwischen den 

für nicht mehr verfassungsgemäß erklärt. Für andere 

Bereiche, z.B. bei der Anwendung von § 93 SGB VI, 

gilt dies nicht. Der Gesetzgeber hat dies auch dadurch 

verdeutlicht, als er § 84a BVG nicht gänzlich gestrichen 

der Absenkung des Freibetrages (Ost) für alle nicht in 

§ 84a Satz 3 BVG aufgeführten Personenkreise fest-

sich durch die rückwirkende Klarstellung des § 93 

Rahmen der Einkommensanrechnung nach § 97 

SGB VI in Verbindung mit § 18a Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 

SGB IV, wonach bei der Berücksichtigung von Verletz-

tenrenten als dauerhaftes Erwerbsersatzeinkommen 

‘bei Renten wegen Todes ein entsprechender BVG-

Grundrentenbetrag abzusetzen ist. § 18a SGB IV wur-

de durch Art. 2 des Nachhaltigkeitsgesetzes ebenfalls 

vgl. zuletzt BSG vom 20. Nov. 2003 –B 13 RJ 5/03 R; Mitt-LVA Rheinprov. 5-6/2004, S. 264 ff. 



6. Zuschuss zur Krankenversicherung 
der Rentner nach § 106 SGB VI 

Nach § 106 Abs. 2 i.V.m. § 269a SGB VI i.d.F. des 

2. SGB VI-ÄndG28 richtet sich ab 1. April 2004  für frei-

willig versicherte Rentenbezieher die Berechnung des 

Beitragszuschusses zur Krankenversicherung nach dem 

individuell zu tragenden Beitragssatz der jeweiligen 

Krankenkasse des Rentners. Nach § 106 Abs. 4 SGB VI 

dieser Fassung ist der mtl. Zuschuss für freiwillig und 

privat Versicherte auf die Hälfte der tatsächlichen Auf-

wendungen zu begrenzen. 

Rückwirkend mit Wirkung ab 1. April 2004 wird 

§ 106 SGB VI erneut geändert (Art. 1 Nr. 21): 

„(3)....Der monatliche Zuschuss wird auf die Hälf-

te der tatsächlichen Aufwendungen für die Kran-

kenversicherung begrenzt. Beziehen Rentner 

mehrere Renten, wird ein begrenzter Zuschuss 

von den Rentenversicherungsträgern anteilig 

nach dem Verhältnis der Höhen der Renten geleis-

tet. Er kann auch in einer Summe zu einer dieser 

Renten geleistet werden. 

(4) Rentenbezieher, die freiwillig in der gesetz-

lichen Krankenversicherung und bei einem Kran-

kenversicherungsunternehmen versichert sind, 

das der deutschen Aufsicht unterliegt, erhalten zu 

ihrer Rente ausschließlich einen Zuschuss nach 

Absatz 2.“

Da der Beitragszuschuss für freiwillig Krankenver-

sicherte ohnehin nach dem hälftigen individuellen Bei-

tragssatz bemessen wird, ist eine Begrenzung auf die 

Hälfte der tatsächlichen Aufwendungen für freiwillig 

Versicherte nicht mehr erforderlich. Die bisherige Be-

grenzung in Absatz 4 für freiwillig und privat Versi-

cherte wird daher nur noch in Absatz 3, der für die pri-

vate Krankenversicherung gilt, beibehalten. 

Rentenbezieher die sowohl in der gesetzlichen als 

auch in der privaten Krankenversicherung versichert 

sind, können nach Absatz 4 nur einen Anspruch auf 

Zuschuss nach Absatz 2 für freiwillig Versicherte erhal-

ten. Dieser Änderung liegt die Überlegung zugrunde, 

dass in diesen Fällen regelmäßig eine Vollversicherung 

in der gesetzlichen Krankenversicherung besteht und 

die private Absicherung nur zusätzlich besteht. 

Die bisherige Fassung des § 106 Abs. 4 SGB VI, wo-

nach ein Zuschuss in einer Summe zu einer Rente ge-

zahlt werden konnte (Gesamtbeitragszuschuss), wurde 

nur in Absatz 3 für privat Krankenversicherte über-

nommen. Diese Regelung gilt jedoch auch weiterhin für 

freiwillig Krankenversicherte nach Absatz 2. 

7. Zeiten der Ausbildungssuche 

Die Zeit, in der ein Versicherter bei einem deut-

schen Arbeitsamt als Ausbildungssuchender gemeldet

war, ist nach § 58 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3a SGB VI i.d.F. des 

Ersten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Ar-

beitsmarkt29 Anrechnungszeit. Die Unterbrechung ei-

ner versicherungspflichtigen Beschäftigung oder selbst-

ändigen Tätigkeit als Voraussetzung für die Anrech-

nung dieser Zeiten ist nach § 58 Abs. 2 SGB VI für die 

Zeit nach Vollendung des 17. Lebensjahres bis zur Voll-

endung des 25. Lebensjahres nicht erforderlich. Für die 

Zeit vor Vollendung des 17. Lebensjahres war bisher 

der Verwaltungsaufwand für die Prüfung von Zeiten der 

Ausbildungssuche sehr groß. Eine Anrechnung von 

Zeiten kam selten zum Zuge, weil der Unterbrechungs-

tatbestand nicht vorlag. 

Das RV-Nachhaltigkeitsgesetz beschränkt daher die 

Anrechnung von Zeiten der Ausbildungssuche auf Zei-

ten nach vollendetem 17. Lebensjahr.

Durch Art. 1 Nr. 9 wird § 58 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3a 

SGB VI wie folgt geändert: 

„(1) Anrechnungszeiten sind Zeiten, in denen Ver-

sicherte...

3a. nach dem vollendeten 17. Lebensjahr minde-

stens einen Kalendermonat bei einer deutschen 

Agentur für Arbeit als Ausbildungssuchende ge-

meldet waren, soweit die Zeiten nicht mit anderen 

rentenrechtlichen Zeiten belegt sind.“

Die Änderung tritt nach Art. 15 Abs. 1 am 1. August 

2004 in Kraft. 

28 Zweites Gesetz zur Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze vom 27. Dez. 2003 (BGBl. I S. 3013) 
29 vgl. Fn. 19 
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gen. Bisher haben die Rentenversicherungsträger die 

Zeit der Ausbildungssuche ggf. neben einer Pflichtbei-

damit zur beitragsgeminderten Zeit. Beim Zusammen-

Altersrente

wegen Alters 

Rente“ ersetzt. 

Die Änderung tritt nach Art. 15 Abs. 1 am 1. August 

2004 in Kraft. 

Nach § 210 Abs. 4 SGB VI ist bei einer Beitragser-

stattung eine Erhöhung oder Minderung des Erstat-

trages, der nach den Grundsätzen des § 187 SGB VI für 

den Zuschlag oder Abschlag als Beitrag in die Renten-

des Eintritts der Rechtskraft der familiengerichtlichen 

Einem der Rentenversicherungsträger 

Ende

der Ehezeit ab.

geändert:

zu erstattende Betrag um die Hälfte des Betrages 

Ende der Ehezeit als

Beitrag für den Zuschlag oder den zum Zeitpunkt 

der Beitragserstattung noch bestehenden Ab-

Nach Art. 15 Abs. 1 tritt die Änderung am 1. August 

2004 in Kraft. 

Die Änderung entspricht der sonst üblichen Syste-

gleich. Sie gilt gleichermaßen für Erstentscheidungen 

30

Auslegungsschwierigkeiten der Rentenversicherungs-

zeitpunkt bei Abänderungsentscheidungen31.

kungen auf den Erstattungsbetrag, wenn sich zwischen 

dem Ehezeitende und dem früher maßgebenden 

Rechtskraftdatum die nach

geändert haben. 

wegen Geringfügigkeit bei Beziehern 
eines Existenzgründungszuschusses 

Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeits-

markt32

30

31

32 vgl. Fn. 20 
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In der Neufassung wird im zweiten Halbsatz außer-

dem klargestellt, dass eine Anrechnungszeit nicht ent-

stehen kann, wenn bereits andere rentenrechtliche Zei-

ten (Beitrags- oder andere Anrechnungszeiten) vorlie-

tragszeit berücksichtigt. Die Pflichtbeitragszeit wurde 

treffen der Ausbildungssuche mit einer anderen An-

rechnungszeit wurde die günstigere Zeit bewertet. 

8. Anrechnungszeiten während einer 

Nach § 58 Abs. 5 SGB VI können Anrechnungszei-

ten während des Bezugs einer Vollrente 

nicht entstehen. In Zukunft ist die Anrechnung solcher 

Zeiten generell während des Bezugs einer Altersrente 

ausgeschlossen, gleichgültig ob diese als Teil- oder Voll-

rente geleistet wird. 

Nach Art. 1 Nr. 9 wird in § 58 Abs. 5 SGB VI das 

Wort „Vollrente“ durch das Wort „

9. Beitragserstattungen nach rechtskräftig 
durchgeführtem Versorgungsausgleich 

tungsbetrages vorzunehmen, wenn ein Versorgungs-

ausgleich durchgeführt wurde. Der Erhöhungs- oder 

Minderungsbetrag errechnet sich aus der Hälfte des Be-

versicherung zu zahlen gewesen wäre. Maßgebend für 

die Berechnung des Beitrages ist dabei der Zeitpunkt 

Entscheidung über den Versorgungsausgleich. 

Wunsch 

nachkommend ändert das RV-Nachhaltigkeitsgesetz 

den maßgebenden Berechnungszeitpunkt auf das 

Durch Art. 1 Nr. 35 wird § 210 Abs. 4 wie folgt 

„(4) Ist zugunsten oder zulasten der Versicherten 

ein Versorgungsausgleich durchgeführt, wird der 

erhöht oder gemindert, der bei 

schlag zu zahlen gewesen wäre.“ 

matik im Bereich der Regelungen zum Versorgungsaus-

und für spätere Abänderungsentscheidungen nach 

§ 10a VAHRG . Die Neuregelung beseitigt damit auch 

träger in Bezug auf den maßgebenden Berechnungs-

Der geänderte Berechnungszeitpunkt hat Auswir-

Umrechnungsfaktoren 

§ 187 Abs. 3 SGB VI durch eine Erhöhung des Durch-

schnittsengelts zum 1. Januar eines Jahres und/oder 

durch eine Beitragssatzerhöhung bzw. -minderung 

10. Wegfall der Versicherungsfreiheit 

Nach § 421l SGB III, eingefügt durch das Zweite 

erhalten Personen, die ihre Arbeitslosigkeit 

durch Aufnahme einer selbstständigen Tätigkeit been-

Gesetz zur Änderung von Härten im Versorgungsausgleich vom 21. Febr. 1983, BGBl. I S. 105 

vgl. hierzu Maier/Michaelis in Versorgungsausgleich in der Rentenversicherung, S. 481 



den, für die Dauer von längstens 3 Jahren einen Exi-

stenzgründungszuschuss. Für die Zeit des Bezugs die-

ses Zuschusses unterliegen diese Personen der Versi-

cherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung 

nach § 2 Satz 1 Nr. 10 SGB VI. Soweit das Arbeitsein-

kommen aus der selbstständigen Tätigkeit mtl. 400,00 

Euro nicht übersteigt, besteht nach bisherigem Recht 

Versicherungsfreiheit wegen Geringfügigkeit des Ar-

beitseinkommens nach § 5 Abs. 2 SGB VI. 

Vom Gesetzgeber waren die Regelungen über den 

Existenzgründungszuschuss und über die Versiche-

rungspflicht in der Rentenversicherung jedoch vorgese-

hen, um dem berechtigten Personenkreis beim Aufbau 

der selbstständigen Existenz eine soziale Absicherung 

zu geben. Im RV-Nachhaltigkeitsgesetz wird deshalb 

geregelt, dass die Vorschriften über die Versicherungs-

freiheit bei geringfügiger selbstständiger Tätigkeit für 

Bezieher eines Existenzgründungszuschusses nicht an-

zuwenden sind. 

§ 5 Abs. 2 Satz 3 SGB VI wird durch Art. 1 Nr. 2 

daher wie folgt geändert: 

In Absatz 2 Satz 3 werden nach den Wörtern „be-

schäftigt sind“ das Wort „oder“ durch ein Komma er-

setzt und nach dem Wort „machen“ die Wörter „oder 

nach § 2 Satz 1 Nr. 10 versicherungspflichtig sind“ 

angefügt.

Die Regelung tritt nach Art. 15 Abs. 1 am 1. August 

2004 in Kraft. 

Damit sind künftig Bezieher eines Existenzgrün-

dungszuschusses unabhängig von der Höhe ihres Ein-

kommens versicherungspflichtig in der Rentenversiche-

rung. Als Pflichtbeitrag ist ab 1. Aug. 2004 der Mindes-

beitrag in Höhe von 78,00 Euro monatlich zu zahlen. 

11. Änderungen des Fremdrentengesetzes 

Durch das RV-Nachhaltigkeitsgesetzes wird § 18  

Abs. 4 FRG – der durch Zeitablauf überholt ist – mit 

Wirkung ab 1. August 2004 aufgehoben (Art. 9 Nr. 1). 

Ferner wird § 22b Abs. 1 Satz 1 FRG neu gefasst. 

Nach der bisherigen Fassung wurden nach dieser Vor-

schrift für anrechenbare Zeiten nach dem FRG für ei-

nen Berechtigten höchstens 25 Entgeltpunkte der Ren-

tenversicherung der Arbeiter und der Angestellten zu-

grunde gelegt. Das BSG hat in seinem Urteil vom 

30. August 200133 entschieden, dass trotz dieses Wort-

lautes keine Begrenzung auf insgesamt 25 Entgeltpunk-

te für einen einzelnen Berechtigten mit Anspruch auf ei-

ne eigene Versicherten- und eine Hinterbliebenenrente 

möglich ist. Der 13. Senat des BSG hat sich in mehre-

ren Entscheidungen vom 11. März 2004 dieser Recht-

sprechung angeschlossen34. Mit einer gesetzlichen Klar-

stellung soll nun entgegen der Rechtsprechung eine Be-

grenzung auf insgesamt 25 Entgeltpunkte erfolgen. 

Durch Art. 9 Nr. 2 wird § 22b Abs. 1 Satz 1 FRG 

wie folgt geändert: 

„(1) Für anrechenbare Zeiten nach diesem Gesetz 

werden für Renten aus eigener Versicherung und 

wegen Todes eines Berechtigten insgesamt höch-

stens 25 Entgeltpunkte der Rentenversicherung 

der Arbeiter und Angestellten zugrunde gelegt....“ 

Die Änderung tritt nach Artikel 15 Abs. 3 am 7. Mai 

1996 in Kraft. 

Die rückwirkende Inkraftsetzung soll sicherstellen, 

dass alleinstehende Berechtigte mit mehreren Renten 

weiterhin eine Rentensumme höchstens in einer Höhe er-

halten, die sich an der Höhe der Eingliederungshilfe ori-

entiert. Die Rechtsprechung des BSG führt in zahlreichen 

Fallkonstellationen im Ergebnis zu einer Besserstellung 

der Hinterbliebenen im Verhältnis zu Ehepaaren bzw. 

nichtehelichen Lebensgemeinschaften, 

da der Hinterbliebene den gleichen Gesamtzahlbetrag er-

halten kann. Im sogenannten Sterbevierteljahr kann der 

Hinterbliebene sogar zwei Renten aus insgesamt 

50 Entgeltpunkten bei einem Rentenartfaktor von 1,0 er-

halten, was für Ehepaare nicht möglich wäre. Dies belegt, 

dass der Gesetzgeber mit dieser gesetzlichen Klarstellung 

nur die ursprüngliche Regelungsabsicht sicher stellen 

und ungerechtfertigte Privilegierungen verhindern will 

(authentische Interpretation). Mittlerweile hat der 8. Se-

nat in einem Urteil vom 7. Juli 2004 teilweise auf die oben 

aufgeführte Kritik reagiert und die Hinterbliebenenrente 

– neben der Versichertenrente aus 25 Entgeltpunkte – auf 

33 BSG – B 4 RA 118/00 R – Mitt LVA Rheinpr. 2002, S. 313 ff. 
34 BSG – B 13 RJ 44/03R, B 13 RJ 52/03R und B 13 RJ 56/03R – Urteile vom 11. März 2004 
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setzung akzeptiert, bleibt abzuwarten. Der 13. Senat hat 

in seinen Entscheidungen vom 11. März darauf hinge-

wiesen, dass die Gesetzesergänzung über eine Klarstel-

35 Die Rentenversicherungsträger ver-

bleiben wegen der eindeutigen gesetzlichen Regelung 

das Bundesverfassungsgericht über die Rückwirkung 

des Gesetzes entscheiden. 

Nach § 2 Satz 1 Buchst. b FRG ist die Anwendung des 

meinschaft erlassenen Rechtsvorschriften (VO 

Satz 1 tritt dann nicht

men36

Sozialversicherungsabkommen. Damit auch für diese Be-

In Art. 6 § 4 wird nach Abs. 1 folgender Abs. 1a 

durch Art. 10 eingefügt: 

„(1a) § 2 Satz 1 Buchstabe b des Fremdrentenge-

gungszeiten, die in Estland, Lettland oder Litauen 

vor dem 1. Mai 2004 Ansprüche oder Anwartschaften 

nach dem Fremdrentengesetz erworben hat.“ 

rückwirkend

zum 1. Mai 2004 in Kraft. 

Art. 6 § 4 Abs. 1a

zungen für die Anwendung des FRG (§§ 1, 17a FRG, 20 

WGSVG) vor dem 1. Mai 2004 vorliegen. Bei Spätaus-

siedlern muss die Begründung des gewöhnlichen Auf-

enthalts in Deutschland vor dem Stichtag erfüllt sein. 

Der Zeitpunkt der Anerkennung (z.B. Ausstellung der 

sen, die nach dem 30. April 2004 in Deutschland gebo-

2004 bestanden haben. 

13. Änderungen des Auslandsrentenrechts 

Gerichtshofs Rechnung tragen, wonach Staatsbürgern 

Anspruch auf Inländergleichbehandlung zusteht, wenn 

35 BSG – B 13 RJ 56/03 R - Urteil vom 11. März 2004, Seite 9 
36

ben dem Gemeinschaftsrecht weiterhin anzuwenden 
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höchstens 15 Entgeltpunkte begrenzt. Damit wird die of-

fensichtliche Besserstellung zumindest begrenzt. 34a 

BSG - B 8 KN 10/03 R Pressemitteilung Nr. 39/04. 

Ob die Rechtsprechung die rückwirkende Inkraft-

lung hinausgehe. Wenn der Gesetzgeber mit einer 

Rechtsprechung nicht einverstanden sei, könne er nicht 

selbst bestimmen, wie eine Vorschrift „authentisch“ zu 

interpretieren sei.

bei ihrer Auffassung. Bei neuen Streitigkeiten muss ggf. 

12. Änderungen des FANG 

FRG ausgeschlossen, wenn Versicherungs- und Beschäfti-

gungszeiten u.a. nach den von einer europäischen Ge-

Nr. 

1408/71 (EWG) und VO Nr. 574/72 (EWG) im Her-

kunftsgebiet anrechnungsfähig sind. Der Ausschluss nach 

ein, wenn entsprechende zwi-

schenstaatliche Vereinbarungen dies ausdrücklich bestim-

. Für Berechtigte mit Versicherungs- und Beschäfti-

gungszeiten in Estland, Lettland und Litauen, die bereits 

vor dem Beitritt dieser Staaten zur EU dem berechtigten 

Personenkreis des FRG angehörten, fehlen entsprechende 

rechtigten weiterhin die in diesen Staaten bis zum 30. April 

2004 zurückgelegten Versicherungs- und Beschäftigungs-

zeiten nach dem FRG anzurechnen sind, wird in Art. 6 § 

4 FANG eine Vertrauensschutzregelung eingefügt. 

setzes gilt nicht für Versicherungs- und Beschäfti-

zurückgelegt wurden, wenn der Berechtigte bereits 

Die Vorschrift tritt nach Art. 15 Abs. 9 

FANG stellt darauf ab, dass der 

Berechtigte bereits vor dem 1. Mai 2004 Ansprüche 

nach dem FRG erworben haben muss. Als „Berechtig-

ter“ ist bei Versichertenrenten der Versicherte und bei 

Hinterbliebenenrenten der Hinterbliebene anzusehen. 

Beim Berechtigten müssen die persönlichen Vorausset-

Spätaussiedlerbescheinigung) ist ohne Bedeutung. Wai-

ren werden, erwerben keine Ansprüche nach dem FRG. 

Bei Berechtigten nach § 1 Buchstabe e FRG (abge-

leitete Hinterbliebenenrenten) muss der Verstorbene ei-

ne FRG-Berechtigung vor dem 1. Mai 2004 erworben 

haben und die persönliche Beziehung des Berechtigten 

zum Verstorbenen (bei Ehegatten: Eheschließung, bei 

Waisen: Kindschaftsverhältnis) muss vor dem 1. Mai 

Zuständige Verbindungsstelle innerhalb der Arbei-

terrentenversicherung für Estland, Lettland und Litau-

en ist die LVA Mecklenburg-Vorpommern. 

Das RV-Nachhaltigkeitsgesetz sieht einige Ände-

rungen vor, die der Rechtsprechung des Europäischen 

eines Mitgliedsstaates der Europäischen Union auch 

bei Aufenthalt außerhalb der Europäischen Union ein 

Regelungen, wonach die Vorschriften des FRG unberührt bleiben, enthalten die Sozialversicherungsabkommen mit Polen, Tsche-

chien, Slowakei, Slowenien und Ungarn. Durch die Eintragung in Anhang III der VO Nr. 1408/71 (EWG) sind diese Abkommen ne-
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ein hinreichend enger Bezug zum Gebiet der Europäi-

schen Union besteht. 

Art. 3 VO (EWG) Nr. 1408/71 sieht eine Gleichbe-

handlung der von der Verordnung erfassten Personen 

mit einem Deutschen nur bei Aufenthalt im Gebiet ei-

nes Mitgliedstaates sowie im Gebiet eines EWR-Staa-

tes und der Schweiz vor. Die persönliche Gleichstel-

lung wirkt sich insbesondere bei Anwendung der deut-

schen Auslandsrentenvorschriften aus (§§ 110 ff. SGB 

VI). Soweit es auf die Staatsangehörigkeit ankommt, 

sind die gleichgestellten Personen wie Deutsche zu be-

handeln.

Das RV-Nachhaltigkeitsgesetzes gewährleistet nun-

mehr, dass bei Anwendung des deutschen Auslands-

rentenrechts die nichtdeutschen Staatsangehörigen ei-

nes EU-/EWR-Staates und Schweizer Bürger auch bei 

Aufenthalt außerhalb des Anwendungsbereichs der 

Verordnung (EU- und EWR-Staaten sowie die 

Schweiz) wie Deutsche behandelt werden. 

Hierzu werden folgende Vorschriften geändert: 

§ 113 Abs. 3 SGB VI erhält folgende Fassung: 

„(3) Die persönlichen Entgeltpunkte von Berech- 

tigten, die nicht die Staatsangehörigkeit eines 

Staates haben, in dem die Verordnung (EWG) Nr. 

1408/71 anzuwenden ist, werden zu 70 vom Hun- 

dert berücksichtigt.“  

§ 114 SGB VI wird wie folgt gefasst: 

„Besonderheiten

haben, in dem die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 

anzuwenden ist, die vor dem 19.05.1950 geboren 

sind und vor dem 19.05.1990 ihren gewöhnlichen 

Aufenthalt im Ausland genommen haben, werden 

zusätzlich ermittelt aus.....“ 

§ 317 Abs. 2 SGB VI wird wie folgt gefasst: 

„(2) Eine Rente an einen Hinterbliebenen, der die 

Staatsangehörigkeit eines Staates hat, in dem die 

Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 anzuwenden ist, 

ist mindestens aus den persönlichen Entgeltpunk-

ten des verstorbenen Versicherten zu leisten, aus 

denen seine Rente geleistet worden ist, wenn er am 

31. Dezember 1991 Anspruch auf Leistung einer 

Rente ins Ausland hatte und diese Rente bis zu sei-

nem Tode bezogen hat.“

Außerdem wird Abs. 2a wie folgt geändert: 

„(2a) Bestand am 31. Dezember 1991 Anspruch 

auf eine Rente und ist diese Rente aufgrund einer 

nach dem 31. Dezember 1991 eingetretenen Ände-

rung in den Verhältnissen, die für die Anwendung 

der Vorschriften über Leistungen an Berechtigte 

im Ausland von Bedeutung sind, neu festzustel-

len, ist bei der Neufeststellung das am 1. Januar 

1992 geltende Recht anzuwenden. Hierbei sind für 

Berechtigte, die die Staatsangehörigkeit eines 

Staates haben, in dem die Verordnung (EWG) Nr. 

1408/71 anzuwenden ist, mindestens die nach 

§ 307 ermittelten persönlichen Entgeltpunkte in 

(1) Die persönlichen Entgeltpunkte von Berechtig- 

ten, die die Staatsangehörigkeit eines Staates ha- 

ben, in dem die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 an- 

zuwenden ist, werden zusätzlich ermittelt aus..... 

dem in § 114 Abs. 1 Satz 2 genannten Verhältnis 

zugrunde zu legen.“ 

Alle Änderungen treten nach Art. 15 Abs. 1 am 

1. August 2004 in Kraft. 

(2) Der Zuschlag an persönlichen Entgeltpunkten Aufgrund der Änderungen sind die Staatsangehöri-

bei Waisenrenten von Berechtigten, die die Staats- gen eines EU-/EWR-Staates oder Schweizer Bürger nun-

angehörigkeit eines Staates haben, in dem die Ver- mehr für den Rentenexport in einen Drittstaat wie Deut-

ordnung (EWG) Nr. 1408/71 anzuwenden ist, wird sche zu behandeln. Das bedeutet, dass die Auslands-

zusätzlich ermittelt aus.....“ rente nicht mehr nach § 113 Abs. 3 SGB VI zu 70%, 

Die Überschrift in § 272 SGB VI und Abs. 1 werden wie sondern grundsätzlich in vollem Umfang gewährt wird. 

folgt geändert: Die geänderten Auslandsrentenbestimmungen sind ab 1. 

„Besonderheiten August 2004 anzuwenden. Bereits laufende Auslands-

(1) Die persönlichen Entgeltpunkte von Berech- renten sind aus Anlass dieser Änderungen gemäß § 317 

tigten, die die Staatsangehörigkeit eines Staates Abs. 1 SGB VI nicht neu zu berechnen. 



Die Einführung des elektronischen Aktenarchivs bei der 
LVA Rheinprovinz 
Teil A – Der Weg vom Papier zur elektronischen Akte 

Martin Nolte und Achim Pilatus, Leitung der Abteilung Versicherung, Rente und Rehabilitation 

1. Allgemeines 

2. Entwicklungen und Entscheidungen in den Jahren 
2001 bis 2002 
2.1 Entscheidung über die Aufgabe des Archiv-

standortes Ackerstraße 
2.2 Alternativen für einen künftigen Archivstandort 
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8.1 Abnahme der Arbeiten zum Los 1 
8.2 Abnahme der Arbeiten zum Los 2 
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10. Weitere Projektvorhaben 
10.1 Nachdigitalisierungsstelle am Archivstandort 

in Waldesheim 
10.2 Bescheidsicherung 
10.3 Up-Load von Lotus Notes und Microsoft Office 

Dokumenten

11. Ausblick 

1. Allgemeines 

Im Teil A) wird die Entwicklung zu dem elektroni-

schen Aktenarchiv von den ersten Überlegungen im 

Jahre 2001 zur bis zur Realisierung einer zukunftsfähi-

gen Gestaltung des Archivs bei der LVA Rheinprovinz 

aus Sicht der zuständigen Abteilung Versicherung, 

Rente und Rehabilitation beschrieben. Das System be-

findet sich hier in Düsseldorf seit dem 5. Januar 2004 im 

Praxisbetrieb. Nicht ausführlich erläutert werden in 

diesem Artikel die technischen Aspekte zur erforderli-

chen Hard- und Softwarearchitektur und die zugehö-

rigen Prozesse, soweit diese überwiegend zum Aufga-

ben- bzw. Betreuungsbereich der Abt. Organisation und 

Informationsverarbeitung gehören. 

Bei dem vorgestellten Projekt handelt es sich um das 

bisher größte Vorhaben zur elektronischen Speiche-

rung von Dokumenten, das nach hiesiger Einschätzung 

in der Bundesrepublik Deutschland innerhalb einer so 

kurzen Zeitspanne umgesetzt werden wird. Im Bereich 

der Träger der gesetzlichen Rentenversicherung stellt es 

das erste umfassende Projekt dar, in dem unter Nutzung 

der qualifizierten digitalen Massensignatur ansch-

ließend von der Möglichkeit Gebrauch gemacht wird, 

die betreffenden Unterlagen nach der Überführung in 

das elektronische Archiv zu vernichten. 

Das Projekt wurde von der Abteilung Organisation 

und Informationsverarbeitung sowie der Abteilung Ver-

sicherung, Rente und Rehabilitation, der zuständigen 

Fachabteilung, die die Akten produziert und aufzube-
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wahren hat, gemeinsam betreut. zepten gesucht werden. Für eine Entscheidung hierzu 

Im Anschluss an die Darstellung der Ausgangsüber- wurden auch Angaben zur Höhe der jeweiligen Kosten, 

legungen bei der LVA Rheinprovinz werden die Pla- die mit anderen denkbaren Lösungen verbunden wären, 

nungs-, Realisierungs- und Testphase dargestellt. Nach- benötigt. In der Folge wurden daher die zur Disposition 

folgend wird über die ersten Erfahrungen aus dem in- stehenden Lagermöglichkeiten für die körperlichen Ak-

zwischen bereits mehrere Monate laufenden Gesamt- ten überprüft. Hierzu gehörten insbesondere: 

prozess berichtet. Abschließend wird ein Ausblick auf • Anmietung eines Fremdobjektes in Raum 

die bereits absehbare künftige Entwicklung gegeben. Düsseldorf

Im Teil B) wird der bei der LVA Rheinprovinz ein- • Anmietung eines Fremdobjektes außerhalb von 

gesetzte Recherche-Client, d. h. die Software zum Zu- Düsseldorf

griff auf die digitalen Akten für die Sachbearbeitung mit • Neubau oder Kauf eines Objektes im Raum 

deren Funktionalitäten vorgestellt. Die Funktionalitä- Düsseldorf

ten des Recherche-Clients werden in den nächsten Mo- • Neubau oder Kauf eines Objektes außerhalb von 

naten entsprechend den wachsenden Anforderungen Düsseldorf oder 

noch erweitert werden. • Neu-/Um- und Erweitungsbau eines weiteren 

LVA-eigenen Gebäudes in Waldesheim 

Im Rahmen der Überlegung ergab sich eine Vorent-

2. Entwicklungen und Entscheidungen in den scheidung zu Gunsten der Alternative am Standort 

Jahren 2001 bis 2002 Waldesheim, da es sich hier um ein eigenes Grundstück 

und Gebäude der LVA Rheinprovinz handelte in dem 

Zum besseren Verständnis werden nachfolgend die das Versicherungskartenarchiv untergebracht ist. Die-

Ausgangsüberlegungen und maßgebliche Entscheidun- ses Gebäude wies außerdem eine vorhandene Infra-

gen auf dem Weg zum elektronischen Aktenarchiv bei struktur auf (Parkplätze, nutzbare Erschließungs-

der LVA Rheinprovinz aufgezeigt. flächen, Versorgungssysteme, Sozialfläche u. s. w). Die-

se Alternative bot hierdurch erhebliche Kostenvorteile 

2.1 Entscheidung über die Aufgabe des Archivstandortes gegenüber allen anderen möglichen Lösungen. 

Ackerstraße

Die ersten konkreteren Überlegungen zu einer Ver- 2.3 Arundsatzentscheidung der Geschäftsführung 

änderung bei der Archivierung der körperlichen Akten Am 12. Februar 2002 hatte die Geschäftsführung 

datieren aus dem Jahre 2001. Das für die Lagerung der entschieden, dass jegliche bauliche Maßnahmen zu ver-

Akten seit Jahrzehnten genutzte Gebäude am Standort meiden sind und bevorzugt Maßnahmen zur Verringe-

Ackerstraße bereitete bereits in den vergangenen Jahren rung/Vernichtung des Aktenbestandes untersucht wer-

auf Grund der Bausubstanz insbesondere im Hinblick den sollen. Hierbei sollte der optischen Speicherung – 

auf brandschutztechnische Aspekte immer wieder nicht jedoch der Ausweitung der Mikroverfilmung – der 

Schwierigkeiten. Das Gebäude war bereits Anfang der Vorzug eingeräumt werden. Die Abteilung Organisati-

neunziger Jahre insgesamt als erheblich sanierungsbe- on und Informationsverarbeitung wurde durch die Ge-

dürftig eingestuft worden. Aus diesen Gründen wurde schäftsführung beauftragt, hierzu eine Machbarkeits-

entschieden, das Mietverhältnis nicht weiter fortzuset- studie anzufertigen. 

zen und den Standort aufzugeben. Im Einzelnen wurden an die zuständigen Abteilun-

gen folgende Aufträge erteilt: 

2.2 Alternativen für einen künftigen Archivstandort 

Da das Aktenarchiv auf Grund dieser Entscheidung 

nicht mehr auf Dauer am Standort Ackerstraße verblei-

ben konnte, musste nach alternativen Unterbringungs-

möglichkeiten für die große Menge an Akten und son-

stigem Archivgut bzw. nach anderen Archivierungskon-

• Die Abteilung Organisation und Informationsver-

arbeitung prüft, wie eine elektronische Speiche-

rung der Aktenbestände und der Zugriff durch die 

Sachbearbeitung erreicht werden könnte. 

• Die Abteilung Verwaltung prüft, ob und unter wel-

chen Bedingungen der Mietvertrag für das Gebäu-
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•

vorhandenen Akten festzustellen und zu prüfen, in 

liche Aktenanteil und der jährliche Zuwachs für 

die Zukunft zu bemessen sind. 

•

achten sind. 

Die vorgenannten Aufträge sollten umgehend einer 

gehensweise abhing. 

2.4

einer Machbarkeitsstudie zusammen gefasst und im 

gebnisse von der Geschäftsführung bewertet. Im Ergeb-

nis kam die Studie zu dem Schluss, dass eine Digitali-

Rahmenbedingungen – grundsätzlich möglich und die 

Umsetzung wegen der Zukunftsorientierung des Sys-

ten/Nutzenanalyse war jedoch zu diesem frühen Zeit-

punkt mangels vollständiger Kenntnis aller Einflus-
1) Hierauf Bezug nehmend wur-

de von Seiten der Geschäftsführung entschieden, dass 

die Digitalisierung des gesamten Aktenbestandes anzu-

hieran ein externer Berater beteiligt. 

ca. 3 Monaten zwischen Mitte Januar 2003 und April 

aus Sicht des Auftraggebers einschließlich eines um-

terteilt.

2004. Nach Ende der Angebotsfrist, die im Laufes des 

nommen.

3.1 Übergeordnete Anforderungen 

schnittlich 100 Blatt zuzüglich des jährlichen Neuein-

1)
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de Ackerstraße um ein weiteres Jahr verlängert 

werden kann. 

Die Abteilung Versicherung, Rente und Rehabili-

tation wurde beauftragt, die Menge der tatsächlich 

welchem Umfang eine Vernichtung von vorhande-

nem Aktengut rechtlich zulässig und möglich ist. 

Außerdem war festzustellen, wie hoch der körper-

Das Referat Rechnungsprüfung hat zu klären, wel-

che rechtlichen Rahmenbedingungen für die elek-

tronische Speicherung des Aktenbestandes zu be-

Klärung zugeführt werden, da hiervon die weitere Vor-

Vorlage der Machbarkeitsstudie 

Die angeforderten Ergebnisse aus dem Auftrag 

der Geschäftsführung vom 12. Februar 2002 wurden in 

August 2002 vorgelegt. Anschließend wurden diese Er-

sierung der körperlichen Akten im Laufe eines Jahres – 

bei Beachtung der rechtlichen und organisatorischen 

tems auch wünschenswert wäre. Eine umfassende Kos-

sfaktoren nicht möglich.

streben ist. Auf Grund des Volumens der Maßnahme 

war eine europaweite Ausschreibung vorzunehmen. 

Wegen der hierfür notwendigen Spezialkenntnisse und 

besonderen Erfahrungen, wurde zur Unterstützung 

3 Europaweites Ausschreibungsverfahren 

Die Leistungen, die im Rahmen des Projektes von 

Seiten der Auftragnehmer zu erbringen waren, wurden 

europaweit ausgeschrieben. Diese Form der Ausschrei-

bung war auf Grund des finanziellen Volumens vorge-

schrieben. Die ca. 250 Seiten umfassende Ausschrei-

bungsunterlage wurde innerhalb eines Zeitraumes von 

2003 erstellt. Die Ausschreibungsunterlagen beinhalte-

ten eine detaillierte Beschreibung der Anforderungen 

fangreichen Kriterienkataloges, der Fragen zu allen Be-

reichen des Projektes beinhaltete. Die Ausschreibung 

wurde in so genannte Lose (Teilausschreibungen) un-

Die Vergabebekanntmachung erfolgte am 28. April 

Verfahrens wegen der Komplexität der Ausschreibung 

um eine Woche auf den 4. Juli 2004 verlängert wurde, 

wurde die Angebotseröffnung am 7. Juli 2004 vorge-

Wesentliche Aspekte der Ausschreibung waren der 

zur Verfügung stehende Zeitrahmen, die Menge des zu 

bearbeitenden und zu speichernden Archivgutes und 

die systemseitige Gestaltung der Architektur. Gefordert 

wurde, dass der gesamte Aktenbestand der LVA Rhein-

provinz (einschließlich des Aktenzuganges im Archiv 

des Jahres 2004) innerhalb eines Jahres in das digitale 

Archiv zu überführen ist. Hinsichtlich des Zugriffs soll-

te eine mittlere Zugriffszeit von max. zwei Sekunden 

(Zeitraum zwischen der Anforderung der elektroni-

schen Dokumente im Archiv bis zur Darstellung am 

Bildschirm) eingehalten werden. Entsprechend sollte 

das System eingerichtet werden. 

Die für die Ausschreibung kalkulierte Aktenmenge 

betrug im Januar 2003 ca. 1,2 Mio. Akten zu durch-

ganges im Archiv, der für die Kalenderjahre 2003 und 

2004 mit ca. 500.000 Akten zu durchschnittlich 24 Blatt 

Eine im Rahmen der Projektierung vorgenommene Wirtschaftlichkeitsberechnung (IT-WIBE 21) ergab einen namhaften finanziel-

len Vorteil zu Gunsten der Lösung „Digitalisierung“ 
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kalkuliert wurde. Basierend auf dieser Grundmenge deren Vorbereitung für das anschließende Scannen, 

wurden die im elektronischen Archiv zu speichernden das Scannen, das Brennen der Dokumente auf ein 

Seiten, den elektronischen Images, mit mindestens 126 Übergabemedium, den Transport des Mediums zu 

Mio. Seiten und maximal 154 Mio. Seiten zu durch- LVA und die anschließende Vernichtung der Akten. 

schnittlich 50 KB Speicherbedarf kalkuliert. Bei der Be- Der gesamte Prozess ist unter Beachtung der geltenden 

rechnung der Imagemenge wurde davon ausgegangen, datenschutzrechtlichen Vorschriften durchzuführen. 

dass etwa 20 % aller Seiten auch eine Rückseite auf-

weisen. Die Übergabe der erstellten Images hat – ent- 3.4 Ergebnisse der Ausschreibung 

sprechend der Forderung in der Ausschreibung – auf Nach Ablauf der Frist zur Abgabe der Bewerbungs-

CD bzw. DVD zu erfolgen, wobei das Dateiformat auf unterlagen lagen der LVA Rheinprovinz am 7. Juli 2003 

PDF, das mittels Acrobat Reader angezeigt werden zehn Angebote für das Los 1 und 20 Angebote für das 

kann, festgelegt wurde. Los 2 vor. Die Sichtung und Bewertung der umfangrei-

Grund für die außerordentlich kurze Zeitspanne in- chen Angebote erfolgte in der Zeit vom 10. Juli bis Mit-

nerhalb der die o. g. Aktenmenge zu bearbeiten war, te August 2003 und wurde nach den beiden Losen ge-

war das für Mitte 2005 geplante Ende des Mietvertrages trennt vorgenommen. Für die Auswahl eines geeigneten 

für das Archivgebäude auf der Ackerstraße. Nach Ende Bewerbers für das Los 1 war die Abteilung Organisation 

des Projektes muss der LVA Rheinprovinz noch genü- und Informationsverarbeitung und für die Auswahl des 

gend Zeit für die ordnungsgemäße Übergabe des Miet- Bewerbers für Los 2 war die Abteilung Versicherung, 

objektes einschließlich der vorher erforderlichen Ar- Rente und Rehabilitation federführend zuständig. Die 

beiten (Abbau der Regelanlagen, geregelter Umzug des Bewertung der Angebote erfolgte mittels eines vorher 

Personals u.s.w.) zur Verfügung stehen. Aus diesem verbindlich festgelegten Punktesystems, dass sich auf 

Grund wurde als Termin für das Projektende der die Merkmale Unternehmen, Referenzen und Projekt-

31. Dezember 2004 festgelegt. qualität, Leistungen, Qualitätssicherung und die Kosten 

Eine weitere zentrale Forderung bestand darin, dass bezog. Hierbei die folgenden Kriterien berücksichtigt: 

die elektronische Speicherung der körperlichen Akten • Unternehmen

unter Verwendung der qualifizierten elektronischen • Referenzen und Projektqualität 

Massensignatur nach dem Signaturgesetz vom 22. Mai • Leistungen

2001 (SigG) und den Vorschriften zu den §§ 110 a bis • Qualitätssicherung

d Sozialgesetzbuch – Viertes Buch (SGB IV) zu erfol- • Kosten

gen hat, damit die Akten anschließend vernichtet wer- Im Rahmen der Vorbereitungen zur Erstellung der 

den können. Vorstandsvorlage zur Entscheidung über die Vergabe 

der Aufträge wurden im Rahmen der Bewertung für das 

3.2 Leistungsumfang zum Los 1 der Ausschreibung Los 2 (Dienstleistung) außerdem drei Referenzbesuche 

Das Los 1 beinhaltete in erster Linie die Lieferung bei den auf Grund der Auswertung der schriftlichen 

und den Aufbau der gesamten Hardware im Re- Unterlagen besten drei Bewerbern durchgeführt. Die 

chenzentrum der Hauptverwaltung der LVA Rheinpro- Ergebnisse der Referenzbesuche gingen ebenfalls in die 

vinz. Außerdem gehört hierzu die Bereitstellung, Gesamtbewertung zum Los 2 mit ein. 

die Implementierung und Anpassung der Software zum Als Abschlussergebnis des Auswahlverfahrens wur-

Betrieb des Gesamtsystems und zum Zugriff auf de dem Vorstand vorgeschlagen, den Zuschlag für die 

das künftige elektronische Archiv (vgl. hierzu auch Leistungen zum Los 1 einem Konsortium unter der Lei-

Kap. 5.3). tung der Firma T-Systems und zum Los 2 der Firma Post 

Direkt GmbH über die in Leipzig zu erbringende 

3.3 Leistungsumfang zum Los 2 der Ausschreibung Dienstleistung zu erteilen. Der Anbieter zum Los 2 hat-

Das Los 2 umfasst die Dienstleistung, die zur te mit seinem Angebot nachweisen können, dass die in 

Digitalisierung der Akten durch fremdes Personal der Ausschreibung genannten Anforderungen insbe-

notwendig war. Hierzu gehörte das Abholen der Akten, sondere hier erfüllt werden können. 
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3.5 Entscheidung des Vorstandes zum Los 2 beim Dienstleister erfolgte am 14. Mai 2004. 

Der Vorstand der LVA Rheinprovinz hat sich in sei- Hierbei wurde festgestellt, dass der Zertifizierung keine 

ner Sitzung am 8. September 2003, nach einer vorher wesentlichen Gründe mehr entgegen stehen; lediglich 

durchgeführten Beratung im Bau- und Finanzaus- einzelne Prozesse sind noch schriftlich zu dokumentie-

schuss, die am 3. September erfolgte, der Empfehlung ren. Die Zertifizierung steht damit unmittelbar bevor. 

der Verwaltung angeschlossen. In der Folge wurden die Der Zertifizierung der internen Prozesse im Los 1 für 

Aufträge an die o. g. Firmen erteilt. die Arbeiten im Rechenzentrum der LVA Rheinprovinz 

steht derzeit ebenfalls nichts mehr im Wege, so dass 

auch diese in Kürze erteilt werden dürfte. 

4. Beteiligung der Aufsichtsbehörde und Auf Grund dieser Entscheidungen hat die LVA 

Zertifizierung Rheinprovinz auf dem Weg in die digitale Zukunft und 

der damit verbundenen Vernichtung der körperlichen 

Die Beschaffung von Datenverarbeitungsanlagen Akten alle Anforderungen aus aufsichts- und genehmi-

und -systemen ist nach § 85 Abs. 1 Sozialgesetzbuch – gungsrechtlicher Sicht erfüllt. 

Viertes Buch (SGB IV)  anzeigepflichtig. Das Landes-

versicherungsamt Nordrhein-Westfalen wurde von der 

Geschäftsführung mit Schreiben vom 11. April 2003 5. Realisierung des Projekts 
über die geplante Maßnahme informiert. Nachfolgend 

fanden mit den Vertretern des Landesversicherungsam- Die Realisierung des Projektes hat in der Zeit von 

tes hierzu erläuternde Gespräche statt. Mit Schreiben der Entscheidung des Vorstandes Anfang September 

vom 27. November 2003 hat das Landesversicherungs- 2003 bis Ende 2004 zu erfolgen. Nachfolgend wird die 

amt der Geschäftsführung der LVA Rheinprovinz mit- Entwicklung bis zum Redaktionsschluss (ca. Ende Juni 

geteilt, dass gegen die Einführung der optischen Archi- 2004) beschrieben. 

vierung keine Einwände bestehen. Darüber hinaus hat 

sich das Landesversicherungsamt mit dem o. g. Schrei- 5.1 Beginn der Projektarbeit 

ben der Rechtsauffassung des Bundesversicherungsam- Die Realisierungsphase begann unmittelbar nach der 

tes und des ehemaligen Bundesministeriums für Arbeit Erteilung des Zuschlages an die beteiligten Firmen Ende 

und Sozialordnung zum Einsatz von automatisch er- September 2003. Auf Grund der äußerst knapp bemesse-

zeugten Signaturen im Sinne des § 15 Abs. 2 der Signa- nen Realisierungsphase wurde umgehend eine Projektor-

turverordnung angeschlossen. ganisation mit einem Lenkungsausschuss und einer Pro-

Zusätzlich zur Anzeige nach § 85 Abs. 1 Sozial- jektleitung eingerichtet. Die interne Projektleitung wurde 

gesetzbuch – Viertes Buch (SGB IV) war noch eine An- gemeinsam von einem Vertreter der Abteilung Versiche-

zeige nach § 80 Abs. 3 Sozialgesetzbuch – Zehntes rung, Rente und Rehabilitation (Herrn Pilatus) und ei-

Buch (SGB X) erforderlich, da durch den Dienstleister nem Vertreter der Abteilung Organisation und Informati-

(Firma Post Direkt) im Rahmen des Auftrages zum Los onsverarbeitung (Herrn Schraetz) gebildet. Die Projekt-

2 die Speicherung und Verarbeitung von Sozialdaten leitung hatte alle Aufgaben zu koordinieren, die Termine 

erfolgen sollte. Diese Anzeige hat das Landesversiche- zur Aufgabenerledigung gemeinsam zu vereinbaren und 

rungsamt mit Schreiben vom 6. Januar 2004 zustim- zu überwachen sowie dem Lenkungsausschuss monat-

mend zur Kenntnis genommen und hierzu lediglich die lich über den Projektfortschritt zu berichten. 

entsprechenden Verträge angefordert. Die abteilungsübergreifenden Arbeiten, insbeson-

Zusätzlich wurde eine Zertifizierung der Prozesse dere zur Vertragsgestaltung und den erforderlichen Ge-

durch das Bundesamt für Sicherheit in der Informa- nehmigungen des Landesversicherungsamtes, wurden 

tionstechnik angestrebt. Hierzu waren umfangreiche von Herrn Horst Venzke (Abt. Organisation und Infor-

Dokumentationen zu erstellen. Die Arbeiten hierzu mationsverarbeitung) betreut. 

wurden zwischenzeitlich ebenfalls abgeschlossen. Die Die Projektleitung der LVA Rheinprovinz wurde be-

Begehung des Auditors zur Zertifizierung der Prozesse reits während der vorhergehenden Planungs- und Aus-



schreibungsphase durch einen externen Berater (Herrn 

Dr. Ulrich Kampffmeyer und Stefan Meinhold von der 

Firma Projekt Consult, Hamburg) mit deren spezifi-

schem Know-how unterstützt. Um einen Eindruck über 

die personalintensive Tätigkeit im Projekt zu bekom-

men, sei an dieser Stelle erwähnt, dass von Seiten der 

LVA Rheinprovinz neben den beiden Projektleitern und 

deren Vertretern (Herr Luther, Abt. Organisation und 

Informationsverarbeitung sowie Herr Nolte, Abt. Ver-

sicherung, Rente und Rehabilitation), die seit Mitte 

Januar 2003 praktisch ausschließlich für das Projekt 

tätig waren außerdem eine Vielzahl von weiteren Fach-

leuten unterstützend erforderlich war, um den vorgese-

henen Terminplan einzuhalten. Diese Situation wird 

sich nach unserer Einschätzung erst im zweiten Halb-

jahr des Jahres 2004 entschärfen, da erst dann alle vor-

gesehenen Stufen des Projektes praxismäßig ablaufen 

werden (vgl. weitere Projektvorhaben, Kap. 10). 

Von Seiten des Konsortiums wurden für die LVA 

Rheinprovinz neben der bereits genannten Firmen 

(T-Systems und Post Direkt) außerdem die Firmen 

IXOS (Softwarearchitektur und Recherche-Client), 

SUN (Hardware und zugehörige Betriebssysteme) und 

SecCommerce (elektronische Signatur) tätig. 

Auf der Basis der Ausschreibungsunterlage wurden 

zunächst in mehreren gemeinsamen Sitzungen der bei-

den Projektleitungen mit Unterstützung der Fachleute 

aus den beteiligten Bereichen Grobkonzepte für die ge-

forderten Lösungen erarbeitet. Diese Grobkonzepte 

wurden LVA-intern vorgestellt, diskutiert und weiter 

verfeinert. Im nächsten Schritt wurden diese vorliegen-

den Konzepte im Laufe der folgenden Wochen zu Fein-

konzepten weiterentwickelt. Diese Aufgaben wurden im 

Wesentlichen bis Ende November 2003 abgeschlossen. 

5.2 Feinkonzeption und Testverfahren 

Unmittelbar im Anschluss und teilweise bereits par-

allel zum Abschluss der Arbeiten zur ersten Feinkon-

zeption wurde mit der Aufstellung der Hardware im Re-

chenzentrum und am Standort des Dienstleisters in 

Leipzig und der Softwareintegration und deren LVA-

spezifischer Modifikation begonnen, um die Arbeiten 

hierzu rechtzeitig abschließen zu können. In diesem 

Zusammenhang waren insbesondere zwei Arbeits-

tagungen am Standort des Dienstleisters in Leipzig er-

forderlich. Dort wurden bei der Durchführung von Test-

läufen im November und Dezember 2003 mehrere Hun-

dert Akten im Rahmen eines Probebetriebes verarbei-

tet. Diese Akten wurden testweise auf DVD’s gebrannt 

und in Düsseldorf in das elektronische Aktenarchiv ein-

gespielt. Bei den Akten handelte es sich um solche, die 

auf Grund der „Grundsätze für die Aufbewahrung, 

Rückgabe und Vernichtung von Unterlagen in der ge-

setzlichen Rentenversicherung“ (Fachausschusses Ver-

sicherung und Rente des Verbandes Deutscher Renten-

versicherungsträger, Top 12 der Sitzung 2/2003) nicht 

mehr aufzubewahren waren. Durch die Testläufe wur-

de somit ein notwendiger Aktenzugriff von Seiten der 

Sachbearbeitung nicht behindert. Die Testläufe wurden 

solange wiederholt, bis der Prozess auch in Düsseldorf 

einwandfrei ablief. Bei den Testläufen wurden insbe-

sondere die Vollständigkeit der Aktenbearbeitung und 

des Akteninhaltes bis zur Recherche im Archivsystem 

sowie die Lesbarkeit der erstellten Images überprüft. 

Gleichzeitig wurde die Funktionalität des Recherche-

Client bewertet und unter direkter Beteiligung der 

Fachabteilung ständig weiterentwickelt. 

Das Testverfahren wurde Ende Dezember 2003 bzw. 

im Januar 2004 – soweit es für die ersten Produktions-

wochen notwendig war – abgeschlossen. Allerdings war 

es auch erforderlich, das „Feintuning“ des Systems un-

ter Beteiligung der Mitarbeiter des Konsortiums noch in 

den ersten Monaten des Jahres 2004 bis zum Abschluss 

Ende April fortzuführen. Einige der Probleme sind, wie 

bei einem Projekt dieser Größenordnung nicht anders 

zu erwarten war, erst beim Erreichen der „Voll-Last“, 

d. h. bei der Bereitstellung von täglich ca. 10 DVD’s (Di-

gital Versatile Disk) und beim Import von ca. 600.000 

Images pro Tag, entstanden. Diese wurden jedoch zügig 

einer Lösung zugeführt. 

5.3 Umfang der Arbeiten im Los 1 2)

Wie in der Einleitung bereits ausgeführt, stellt dieser 

Artikel das Projekt in erster Linie aus Sicht der akten-

2) Von Seiten der Abt. Organisation und Informationsverarbeitung wird das Projekt in der nächsten Ausgabe der amtlichen Mitteilun-

gen der LVA Rheinprovinz vorgestellt werden. Hierbei werden dann die technischen Aspekte ausführlich erläutert. 
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produzierenden und -aufbewahrenden Fachabteilung ce beschafft. Hierzu gehörten insbesondere auch die für 

dar. Daher verzichten wir an dieser Stelle auf eine aus- die Sachbearbeitung notwendigen 500 Lizenzen für den 

führliche und detaillierte Darstellung der Arbeiten zum Recherche-Client der Firma IXOS. Der Recherche-Cli-

Los 1. Für das Gesamtverständnis ist es jedoch erfor- ent wird im Anschluss an die allgemeinen Ausführun-

derlich, einen kurzen Überblick auch über die Hard- gen ausführlich vorgestellt. 

warekonfiguration zu geben. 

Grundlegend für den Aufbau eines elektronischen 5.4 Prozessablauf im Los 2 

Aktenarchivs war die Beschaffung und Aufstellung Im Rahmen der Ausschreibung wurde vom Anbieter 

eines hochperformanten Plattenspeichersystems, der gefordert, dass bis zum Projektbeginn Anfang Januar 2004 

das gewaltige Datenvolumen aufnehmen kann. Hierzu die Voraussetzungen dafür geschaffen werden innerhalb 

wurde eine 15 Terrabyte große Lightning 9980 der Fir- eines Zeitraumes von 12 Monaten alle Akten der LVA 

ma HITACHI-DATA-SYSTEM im Rechenzentrum in- Rheinprovinz in eine digitale Form zu überführen. Damit 

stalliert. Die sekundäre Datensicherung erfolgt auf diese Arbeiten innerhalb eines so kurzen Zeitraumes ab-

Soft-WORM-Tapes (VolSafe) in einer Robotik (Powder- geschlossen werden konnten, waren vom Anbieter erheb-

Horn der Firma StorageTek). Zusätzlich wird eine wei- liche Investitionen in Form von Hardware (Scanner, Ser-

tere Kopie dieser VolSafe Magnetbandkassetten für den ver) erforderlich und auch sicherzustellen, dass entspre-

Desaster Recovery Fall (schwerer Systemabsturz mit Da- chende Räumlichkeiten sowie qualifiziertes Personal in 

tenverlusten) in einen externen Tresorraum ausgelagert. ausreichendem Umfang rechtzeitig zur Verfügung steht. 

Das Einschleusen der in Leipzig auf DVD gebrann- In diesem Zusammenhang war auch entscheidend, dass 

ten Images erfolgt über einen CD/DVD-Stacker. Die Erfahrungen mit heterogenem Beleggut vorlagen und 

Daten werden in ein Netzfilesystem kopiert, das direkt auch bereits zumindest ähnliche Größenordnungen be-

dem Signaturserver zugewiesen ist. Im Anschluss an wältigt wurden. Außerdem war genügend Personal mit 

den Kopiervorgang erfolgt die Signaturprüfung bevor entsprechenden Vorkenntnissen für eine durchdachte 

die Übertragung in den Primärspeicher über eine Da- vollständige Prozessüberwachung erforderlich. Die gefor-

tenpipline geschieht. derten Erfahrungen lagen auf Grund der Prüfung, die im 

Für den Einschleusevorgang, die Signaturprüfung Rahmen der Bewertung der Ausschreibung vorgenommen 

und die Steuerung der Zugriffe der Sachbearbeitung wurde, beim dem Projektleiter der Firma Post Direkt und 

werden drei geclusterte Applikationsserver V 480 und dem Betriebsleiter für den gewählten Standort in Leipzig 

drei Webserver V240, zwei Datenbankserver V880, so- vor. Hierdurch war es ihnen möglich, die erforderlichen 

wie ein Signaturserver V280 der Firma SUN genutzt. technischen und organisatorischen Vorkehrungen für die 

Im Rahmen des Importvorganges werden die im Dienstleistung innerhalb des Zeitraumes von weniger als 

Los 2 angefertigten Signaturen über einen Signaturser- drei Monaten zu schaffen. 

ver gegen das beteiligte Trustcenter auf deren Gültigkeit Der Prozess für die Dienstleistung stellt sich nach 

überprüft. der Feinkonzeption wie folgt dar: 

Erst wenn die Gültigkeit der Signaturen bestä- • Tägliche Bereitstellung von ca. 6.000 Akten durch 

tigt wurde, erfolgt eine Ablage im elektronischen Ar- die LVA Rheinprovinz 

chiv. Über den gesamten Einschleusevorgang werden • Dokumentation in einem Übergabeprotokoll 

Protokolle erzeugt, die die beteiligten Abteilungen in • Tägliche Abholung der Akten durch die Spedition 

die Lage versetzten, die Vollständigkeit des Importvor- vom Archivgebäude Ackerstraße 

ganges auf DVD- und Imagebasis zu überprüfen. Diese • Transport von Düsseldorf nach Leipzig 

Feststellung ist neben der Qualitätssicherung zwingen- • Annahme der Akten durch den Wareneingang in 

de Voraussetzung für die anschließende Freigabe und Leipzig

die damit verbundene Vernichtung der zugehörigen • Vorindizierung der Akten (Erfassung der Versiche-

Akten. rungsnummer und Vorgangsnummer im Prozessbe-

Neben der vorgenannten Hardware wurde die zu- gleitsystem der Fa. Post Direkt und Verteilung auf 

gehörige Software der Firmen IXOS und SecCommer- Bearbeitungsboxen (ca. 20 Akten pro Box) 
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• Festlegung der Stichprobenakten für die spätere dem würden hierdurch unzulässigerweise Betriebsge-

Qualitätssicherung durch die LVA heimnisse der Fa. Post Direkt veröffentlicht. Hierzu 

• Vorbereitung der Akten für das Scannen (Enthef-

ten, Entklammern, Glätten, Kleben, Stapeln, 

u.s.w.) 

sind wir nicht berechtigt. Wir gehen jedoch davon aus, 

dass auch durch die tabellarische Darstellung der Pro-

zessablauf ausreichend klar dargestellt wurde. 

• Scannen der Akten über sechs Hochleistungsscan- Sofern der oben geschilderte Prozessablauf nicht 

ner der Fa. IBML (Image-Trak) durch äußere Einflussfaktoren (Witterung, Systemaus-

• Ablage der bearbeiteten Akten nach Box und Bear- fall o. ä.) zeitlich negativ beeinflusst wird, ist sicherge-

beitungstag stellt, dass die Akten spätestens sieben Werktage nach 

• Speicherung der elektronischen Images (Seiten der der Abholung im elektronischen Archiv vorhanden 

körperlichen Akten) auf einem Server sind.

• Konvertierung des Dateiformates von TIF nach 

PDF

• Signatur der Dokumente in einem anerkannten 6. Qualitätssicherung 
Batchprozess mittels Signaturkarte einschließlich 

der erforderlichen Stichprobenprüfung der Images Der Qualitätssicherung kommt bei einem Projekt 

• Brennen der Images auf DVD’s dieser Größenordnung erhebliche Bedeutung zu. Da-

• Bereitstellung der etwa 70 Stichprobenakten pro her erfolgt die Qualitätssicherung in mehreren Stufen 

Tag zur Qualitätssicherung und an unterschiedlichen Standorten. 

• Täglicher Transport der ca. 10 DVD’s und Stich-

probenakten von Leipzig nach Düsseldorf Qualitätssicherung in Leipzig 

• Entgegennahme der gelieferten DVD’s und Stich- Das Prozessverfolgungssystem des Dienstleisters 

probenakten am Standort Ackerstraße stellt sicher, dass zu jedem Zeitpunkt feststellbar ist, in 

• Anfertigung eines Annahmeprotokolls welchem Bearbeitungsschritt sich eine bestimmte Akte 

• Transport der DVD’s und Stichprobenakten von befindet. Der Dienstleister verfügt über eigene QS-Be-

der Ackerstraße zur Hauptverwaltung durch LVA- auftragte, die permanent die einzelnen Prozesse und die 

eigene Mitarbeiter Tätigkeit der Mitarbeiter(innen) überwachen. Hierzu 

• Einspielen der DVD’s in das elektronische Akten- gehört selbstverständlich auch eine visuelle Prüfung der 

archiv Qualität der Arbeitsergebnisse. Zusätzlich werden im 

• Durchführung der Qualitätssicherung durch Mitar- Rahmen des Signaturprozesses maschinell ausgewählte 

beiterinnen der Abt. Organisation und Informati- Stichprobenakten geprüft. Dabei wird die Übereinstim-

onsverarbeitung mittels der Stichprobeakten mung der Originale mit den elektronischen Images an 

• Überwachung des vollständigen Imports der Ima- Hand der körperlichen Akten kontrolliert. Erst nach-

ges in das elektronische Archiv dem diese Übereinstimmung durch die Signaturmitar-

• Freigabe zur Vernichtung der fehler- und verlust-

frei importierten und qualitätsgesicherten Akten 

mittels eines Freigabeprotokolls 

beiter(innen) festgestellt wurde, werden die elektroni-

schen Dokumente signiert. Durch die qualifizierte Sig-

natur wird nicht nur die Übereinstimmung mit dem Ori-

• Vernichtung der freigegebenen Akten am Standort ginal bestätigt, sondern auch sichergestellt, dass die 

Leipzig elektronischen Dokumente nachträglich nicht mehr 

Die Arbeiten am Standort des Dienstleisters in Leip- verändert werden können. 

zig erfolgen im Zweischichtbetrieb. Es wurde an dieser 

Stelle bewusst darauf verzichtet, den Prozessablauf zu- Qualitätssicherung in Düsseldorf 

sätzlich noch ausführlich zu beschreiben, da dies den Eine weitere Überprüfung der Tätigkeit des Dienst-

Umfang des Artikels mit Sicherheit sprengen würde. leisters wird von Mitarbeiterinnen der Abteilung Orga-

Das Feinkonzept, welches die dargestellten Vorgänge nisation und Informationsverarbeitung unter der Lei-

ausführlich beschreibt, umfasst rund 40 Seiten. Außer- tung von Frau Beatrix Günther durchgeführt. Hierzu 
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wird ein Prozent der Akten, die täglich in Leipzig bear- geführt wird, sind nochmals zutrittsgesichert, so dass 

beitet werden, zusammen mit den DVD’s im Original an hier nur die Mitarbeiter(innen) Zutritt haben, die die 

die LVA Rheinprovinz zurückgesandt. An Hand dieser Signatur vornehmen dürfen. Die in den Arbeitsprozess 

Akten wird geprüft, ob die elektronischen Akten den In- eingebundenen Mitarbeiter(innen) wurden – entspre-

halt der körperlichen Akten vollständig und in ein- chend unserer Forderung in der Ausschreibung – aus-

wandfreier Qualität enthalten. Es werden insbesondere nahmslos auf den Datenschutz verpflichtet. 

die Lesbarkeit der Seiten, die seitenrichtige Darstellung Der Rücktransport der DVD’s und Stichprobenak-

und die korrekte Struktur geprüft. An dieser Stelle sei es ten zur LVA Rheinprovinz erfolgte ebenfalls durch die 

daher erlaubt, den beteiligten Damen für ihre unermüd- Spedition in verschlossenen Containern. Die Mitarbei-

liche und sehr engagierte Unterstützung zu danken! ter der Spedition wurden außerdem ebenfalls auf den 

Neben diesen visuellen Überprüfungen wird mit ma- Datenschutz verpflichtet. 

schineller Unterstützung geprüft, ob die angelieferten Nach der Anlieferung des verschlossenen Contai-

DVD’s und deren gesamter Inhalt, d. h., alle auf einer ners in der Fachabteilung werden die DVD’s durch hier-

DVD vorhandenen Fälle, auch vollständig und fehler- zu befugte Mitarbeiter der Abt. Organisation und 

frei in das elektronische System eingespielt wurden. Informationsverarbeitung persönlich entgegen genom-

Erst wenn diese Prüfungen insgesamt ohne Bean- men und unmittelbar zur weiteren Verarbeitung ins 

standung abgeschlossen wurden, wird dem Dienstlei- Rechenzentrum gebracht. Nach dem Einspielen in das 

ster schließlich durch die Fachabteilung schriftlich mit- elektronische Archiv werden die DVD’s in sicheren 

geteilt, dass die zugehörigen körperlichen Akten ver- Räumlichkeiten im Dienstgebäude auf der Kreuzstraße 

nichtet werden können. gelagert.

Die Vernichtung der durch die LVA Rheinprovinz 

nach der Qualitätssicherung (s. o.) freigegebenen Akten 

7. Datenschutz und Datensicherheit erfolgt direkt von Leipzig aus, indem die beauftragte 

Spedition die entsprechenden Akten in verschlossenen 

Bei den im Rahmen des Projektes zu bearbeitenden Containern zum Vernichtungsort transportiert und dort 

und abschließend im elektronischen Archiv zu spei- die Vernichtung in eigener Regie durchführt. Die Ver-

chernden Daten handelt es sich um Sozialdaten, die be- nichtung erfolgt nach den hierfür vorgeschriebenen da-

sonders schutzwürdig sind. Daher waren im gesamten tenschutzrechtlichen Regelungen. 

Projekt die einschlägigen Bestimmungen des Daten-

schutzes zu beachten und einzuhalten. Dieses Erfor-

dernis betraf in erster Linie den Transport und die Be- 8. Abnahme der Arbeiten des Konsortiums 
arbeitung der Akten nach und in Leipzig als auch die 

Behandlung und Sicherung der auf den erstellten Die Abnahme der seitens des Konsortiums durch-

DVD’s vorhandenen Daten. geführten Arbeiten stellte einen wichtigen Meilenstein 

In diesem Zusammenhang wurde festgelegt, dass die innerhalb der Projektarbeiten dar. Wegen der Verga-be 

Akten grundsätzlich in verschließbaren Transportcon- der Aufträge in zwei getrennten Losen erfolgt auch die 

tainern und in Lastkraftwagen mit geschlossenem Auf- Abnahmeprüfung zu zwei unterschiedlichen Terminen. 

bau transportiert werden. Die Schlüsselgewalt liegt aus-

schließlich bei namentlich bekannten Mitarbeitern der 8.1 Abnahme der Arbeiten zum Los 1 

LVA Rheinprovinz bzw. des Dienstleisters (Fa. Post Di- Im Rahmen der Arbeiten zum Los 1 war neben der 

rekt) – und damit nicht bei der beauftragten Spedition. Aufstellung der erforderlichen Hardware und Imple-

Die Bearbeitung der Akten erfolgt in einem zutrittsge- mentierung der Software (insbesondere für den Import 

sicherten Gebäude des Dienstleisters. Zu den Räum- der Dokumente und deren Anzeige am Arbeitplatz der 

lichkeiten haben auf Grund der Sicherung des Zugan- Mitarbeiter) nachzuweisen, dass das Gesamtsystem das 

ges über Chipkarten nur befugte Personen Zutritt. Die gleichzeitige Arbeiten von 500 Anwendern bei 

Räumlichkeiten, in denen der Signaturprozess durch- einer Zugriffszeit von maximal 2 Sekunden und den 
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gleichzeitigen DVD-Import (mit einer akzeptablen Produktionsbeginn  am 5. Januar 2004 in Leipzig nichts 

Importrate) ermöglicht. Diese Leistungsfähigkeit konnte mehr im Wege. 

jedoch in den ersten Monaten noch nicht nachgewiesen 

werden. Unabhängig davon wurde der Recherche-Client 

bereits kurze Zeit nach dem Projektbeginn (5. Januar 9. Praxiseinsatz 
2004) mit der annährend vollen Funktionalität zur Ver-

fügung gestellt. Hierdurch war es möglich mit den Ar- Nach der erfolgten Abnahme des Prozesses in Leip-

beiten zum Los 2 termingerecht zu beginnen. Seit dem zig wurden Ende 2003 bereits die ersten Akten in 

12. Februar 2004 steht der kompletten Sachbearbeitung Düsseldorf abgeholt. Dies war erforderlich, damit ab 

der Recherche-Client zur Verfügung. dem ersten Produktionstag in Leipzig auch „Arbeits-

Die Abnahme der geforderten Leistung zu Los 1 hat material“ in Form von Akten vorlag. Neben den Vor-

sich daher nur deswegen verzögert, weil die in der aussetzungen, die in Leipzig zu schaffen waren, mus-

Ausschreibung geforderte Performance zunächst nicht sten von Seiten der Verantwortlichen für das Los 1 die 

vollständig nachgewiesen wurde. Durch einen letzten Voraussetzungen dafür geschaffen werden, dass die Ak-

entscheidenden Lasttest, der wiederum unter Beteili- ten in das Archivsystem eingespielt werden können. 

gung der Sachbearbeitung der Abteilung Versicherung, Außerdem sollte gewährleistet sein, dass von Seiten der 

Rente und Rehabilitation durchgeführt wurde, konnte Sachbearbeitung hierauf zugegriffen werden kann. 

die geforderte Performance sowohl soweit die Nutzung Diese Voraussetzungen lagen zum Projektbeginn am 

des Recherche-Client betroffen war, als auch hinsicht- 5. Januar 2004 noch nicht vollständig vor. Dennoch hat 

lich des gleichzeitigen DVD-Imports nachgewiesen die Projektleitung der LVA Rheinprovinz dem Beginn 

werden. Die Abnahme der Leistung zum Los 1 erfolg- der Tätigkeiten in Leipzig zugestimmt, weil Verzöge-

te am 28. April 2004. rungen auch nicht im Sinne des Auftraggebers gewesen 

wären und in der ersten Projektphase ohnehin nur 

8.2 Abnahme der Arbeiten zum Los 2 ein keiner Teil der später regelmäßig zu bearbeitenden 

Die Abnahme der Aufgaben zum Los 2 musste zwin- Aktenmenge zur Verfügung gestellt wurde. Hierdurch 

gend vor dem Beginn der Dienstleistung erfolgen, da war eine Behinderung der Tätigkeit der Sachbearbei-

dem Auftragnehmer ansonsten keine Akten zur Bear- tung nahezu ausgeschlossen. Für evtl. problematische 

beitung zur Verfügung gestellt werden durften. Aus die- Einzelfälle, in denen die Verwaltungsakte zwingend so-

sem Grund erfolgte die Prüfung des Gesamtprozesses fort benötigt wurde, konnten entsprechende Über-

mittels den zuvor zur Verfügung gestellten Testakten. gangslösungen geschaffen werden. Im Bereich des 

Hierbei handelte es sich – wie bereits erläutert um Ak- DVD-Imports, der im Rechenzentrum zu erfolgen hat, 

ten, die auf Grund der vom Fachausschuss Versiche- leisteten die ohnehin anwesenden Mitarbeiter des 

rung und Rente beim Verband Deutscher Rentenversi- Konsortiums tatkräftige Unterstützung, so dass hier-

cherungsträger beschlossenen Grundsätze über die durch die schwierigen ersten Projektwochen gemein-

Aufbewahrung von Archivgut der Rentenversiche- sam gemeistert werden konnten. 

rungsträger nicht weiter aufzubewahren waren. Anläs-

slich des Abnahme-Termins am 15./16. Dezember 2003 9.1 Aktuelle Situation im Projekt 

konnten sich die Projektleitung der LVA Rheinprovinz, Bisher (Stand: 28. Juni 2004) wurden durch den 

der externe Berater und der Datenschutzbeauftragte der Dienstleister in Leipzig ca. 540.000 Akten abschließend 

LVA Rheinprovinz davon überzeugen, dass der Prozess bearbeitet. Im Rechenzentrum der LVA Rheinprovinz 

ausreichend sicher abläuft und auch die Qualität der er- wurde der Inhalt von 915 DVD’s importiert. Dies ent-

zeugten Images nicht zu beanstanden ist. spricht einer Anzahl von ca. 53,7 Mio. Dokumenten. 

Damit war sicher, dass „wir unsere Akten in ver- Bei vorsichtiger Einschätzung des weiteren Projektfort-

lässliche Hände“ geben. Die Abnahme konnte daher schritts ist davon auszugehen, dass das Projektziel (Ab-

mit Abschluss der Überprüfungen am 16. Dezember schluss der Einmalaktion bis zum 31. Dezember 2004) 

2003 erteilt wurde. Hierdurch stand dem rechtzeitigen tatsächlich erreicht wird. 
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9.2 Erste Erfahrungen aus der Praxis handen, so dass in die digitalen Akten nur eine vor-

Die ersten Erfahrungen aus der Praxis sind derzeit handene, bereits durch die Sachbearbeitung vorgege-

noch leicht von den ersten Projektwochen geprägt, die bene Struktur, übertragen werden kann. Sicher ist, dass 

schwierig waren, da ein Projekt dieser Größenordnung dies geschieht, soweit eine solche Struktur, z. B. in der 

sich zunächst auch einspielen muss. Rentenbestandsbearbeitung, bereits gebildet wurde. 

Unmittelbar nach einer LVA-internen ca. vierstün- Die Image-Qualität, d. h. die Lesbarkeit der Doku-

digen Schulung der ca. 150 Multiplikatoren am 10. und mente wird durchweg als hervorragend beurteilt. 

11. Februar 2004 wurde der Sachbearbeitung der Re- Dies können in erster Linie diejenigen beurteilen, die 

cherche-Client zum Zugriff auf die digitalen Akten über die Möglichkeit haben, im Rahmen der Qualitätssiche-

den AKIT-Sachbearbeiterdialog zur Verfügung gestellt. rung die körperliche und digitale Akte Seite für Seite zu 

Aus dem Kreis der Multiplikatoren wurde anlässlich der vergleichen. In der ersten Projektphase teilweise ent-

Schulung wurden viele Fragen rund um die Bedienung standene Qualitätsmängel beruhten auf einer mangel-

der bereitgestellten Software gestellt, die das Interesse haften Pflege der Scanner, die regelmäßig gewartet und 

an der neuen Materie verdeutlichten. auch gesäubert werden müssen, damit die Image-

Die Software zum Recherche-Client wird in den qualität stets einwandfrei ist. Bei der Menge des täglich 

nächsten Monaten ständig weiterentwickelt werden. zu bearbeitenden Archivgutes wird nunmehr eine Säu-

Einige Änderungen wurden in den letzten Wochen berung der Scanner in einem Zweistunden-Rhythmus 

schon umgesetzt, so z. B. die veränderte Anordnung der vorgenommen. Seitdem dieser Rhythmus konsequent 

Werkzeugleiste-Leiste (vgl. Ausführungen im Teil B eingehalten wird, wurden keine Qualitätsmängel mehr 

zum Recherche-Client) und die Anordnung des Fens- festgestellt.

ters für den Acrobat Reader. Alle entsprechenden Vor- Unabhängig von den Bemühungen des Projektteams 

schläge, die der Verbesserung des Systems dienen, wer- ist allerdings die Tatsache zu beachten, dass sich die ge-

den auf ihre Verwendungs- und Realisierungsmöglich- samte Sachbearbeitung bei der Bearbeitung von Ge-

keit hin geprüft. Die Umsetzung einiger Vorschläge schäftsvorfällen grundsätzlich umstellen muss. Die 

musste allerdings nach einer internen Prüfung verwor- „gute alte“ körperliche Akte, die greifbar und begreifbar 

fen werden, da die Systemarchitektur einige Möglich- war, wird nunmehr sukzessive, durch die digitale Akte 

keiten ausschließt, so, nur um ein Beispiel zu nennen, ersetzt. Bei allen hiermit verbundenen Vorteilen muss 

die Verwendung von Multi-Page PDF-Dokumenten. hier auch dem Umstellungsprozess der hiervon betrof-

Die Verwendung solcher Dokumente ist, wegen der er- fenen Mitarbeiter(innen) etwas Zeit eingeräumt werden. 

forderlichen Signatur, die sich immer nur auf eine ein-

zelne Seite beziehen darf, nicht zulässig. Aus diesem 9.3 Organisatorische Aspekte 

Grund werden die elektronischen Images als „Single- Neben den auf der Hand liegenden organisatori-

Page-PDF“ im System abgelegt. schen Auswirkungen, die sich in erster Linie durch die 

Kritisch wird durch die Sachbearbeitung allerdings direkte Verfügbarkeit jeder Akte, den Wegfall des Trans-

die aktuell überwiegend vereinfachte Ablage der ge- ports der Akten vom Archiv zur Hauptverwaltung und 

samten Akte unter einer einzigen Kategorie gesehen, da den dezentralen Service-Zentren und der Verwaltung 

hier alle Seiten der Akte ohne weitere Ordnungskrite- der Akten am Archivstandort ergeben, waren eine Rei-

rien einfach chronologisch hintereinander abgelegt he von weiteren Grundbedingungen für das Gelingen 

wurden. Das Auffinden von Dokumenten wird hier- des Projektes zu beachten. 

durch „unnötig“ erschwert. Diese Kritik ist berechtigt, Hier sind an erster Stelle die personellen Aus-

eine Lösung für diese Problematik in diesem Projekt- wirkungen zu nennen. Bis zum Ende des Jahres 2003 

status allerdings nicht möglich, da ohne profundes Wis- waren rund 50 Mitarbeiter(innen) mit der Verwaltung 

sen von LVA-Mitarbeiter(innen) nachträglich (d. h. bei des Aktenarchivs beschäftigt. Diese Arbeiten fallen suk-

der Aktenvorbereitung in Leipzig) keine Aktenstruktur zessive im Laufe des Jahres 2004 und endgültig im Ja-

gebildet werden kann. Bei Dienstleister ist jedoch ent- nuar 2005 weg. Aus diesem Grund wurde bereits im Jahr 

sprechendes Personal verständlicherweise nicht vor- 2003 mit der Erstellung eines vorläufigen Personalkon-
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zeptes für das künftige Zentralarchiv am Standort Wal- 10. Weitere Projektvorhaben 
desheim begonnen. Grundlage war die Überlegung, al-

len Mitarbeiter(innen) des bisherigen Archivstandorts Im Rahmen der in der Ausschreibung geforderten 

Ackerstraße – soweit es deren Vorstellungen entsprach Leistungen, die auf Grund der Größe des Projekt-

– einen Arbeitsplatz am neuen Archivstandort (Waldes- vorhabens erst in den nächsten Realisierungsstufen er-

heim) anzubieten. Dies wird nur möglich sein, wenn im ledigt werden, sind noch drei weitere Projektziele in 

Rahmen des Projektverlaufes weiterhin erhebliche Teile Bearbeitung:

des heute hier gelagerten Archivmaterials (z.B. Versi-

cherungskarten, Mikrofiches) vernichtet werden kön- (1) Aufbau einer eigenen Scannstelle am Archivs-

nen. Nur hierdurch können weitere Büroräume ge- tandort Waldesheim 

schaffen werden, die für die Unterbringung der zusätzli- (2) Realisierung der Bescheidsicherung in der elektro-

chen Mitarbeiter(innen) zwingend erforderlich sind. Mit nischen Akte 

entsprechenden Untersuchungen wurde bereits im Jah- (3) Up-Load von Lotus Notes und Microsoft Office 

re 2003 begonnen. In der Folge konnte der Umfang di- Dokumenten in die elektronische Akte 

verser Unterlagen, die künftig ausschließlich in den Rä-

umlichkeiten des Zentralarchivs gelagert werden müs- Nach derzeitiger Einschätzung werden diese weite-

sen, erheblich reduziert werden. ren Stufen innerhalb des Jahres 2004 umgesetzt werden. 

Derzeit wird eine Reorganisation des Kartenarchivs Hinsichtlich der Priorität genießt die Tätigkeitsaufnah-

durchgeführt. Mit der Reduzierung des Umfangs der Mi- me unserer eigenen Scannstelle Vorrang, da sicherge-

krofiche, die aus der Verfilmung der Rentenakten stam- stellt werden muss, dass ab Januar 2005 im Archiv ein-

men, wurde vor einigen Wochen ebenfalls begonnen. Ei- gehende Akten ebenfalls unverzüglich digitalisiert wer-

ne Digitalisierung der Versicherungskarten ist nicht vor- den.

gesehen, da die Anzahl der Zugriffe auf diese Unterla-

gen ständig abnimmt und deshalb eine solche Maßnah- 10.1 Nachdigitalisierungsstelle am Archivstandort 

me daher nicht wirtschaftlich wäre. Die Mikrofiches, die in Waldesheim 

von der Sachbearbeitung benötigt werden, könnten ab Mit dem Ablauf des Jahres 2004 endet die Tätigkeit 

dem Jahr 2005 ebenfalls digitalisiert und in die digitale des Dienstleisters im Rahmen der Vergabe der Aufga-

Akte überführt werden. Hierzu wird derzeit eine ent- ben zum Los 2, sofern bis zum diesem Zeitpunkt alle 

sprechende Entscheidung vorbereitet. Akten aus dem Archiv Ackerstraße bearbeiten wurden 

Außerdem sind von der Umstellung der Archivie- (hiervon gehen wir derzeit aus). Die Digitalisierung der 

rung von einem körperlichen Archiv auf das elektroni- von der Sachbearbeitung abschließend bearbeiteten 

sche Aktenarchiv die Mitarbeiter(innen) der Mikro- körperlichen Akten erfolgt daher ab Januar 2005 durch 

filmstelle betroffen. Die Mikroverfilmung, deren Um- LVA-eigene Mitarbeiter(innen) im Dienstgebäude in 

fang bereits vor einigen Jahren reduziert wurden, wird Waldesheim. Diese Aufgabe wird künftig eine der zen-

im Laufe des Jahres 2003 gänzlich eingestellt werden. tralen und bedeutungsvollsten Aufgaben im Bereich des 

Allerdings werden diese Mitarbeiter(innen) vielfach Archivs darstellen, da mangels entsprechender Lager-

ihren neuen Arbeitsplatz in der Nachdigitalisierungs- kapazitäten keinesfalls mehr zusätzliche körperliche 

stelle (vgl. u.) finden, da die künftig hier anfallenden Ar- Akten archiviert werden können und außerdem für die 

beiten in etwa mit den bisherigen vergleichbar sind. Sachbearbeitung sichergestellt werden muss, dass die 

Von der Abt. Organisation und Informationsverar- „zu den Akten“ verfügten Vorgänge schnellstmöglich 

beitung wurden für die Mitarbeiter(innen) in den Sach- im digitalen Archiv zur Verfügung stehen. 

bearbeitungsbereichen bereits im Jahre 2003 19 Zoll Die in Waldesheim entstehende sogenannte Nach-

TFT-Monitore beschafft und gegen Endes des Jahres digitalisierungsstelle (das Scanning erfolgt nach der ab-

2003 auch den Mitarbeiter(innen) zur Verfügung ge- schließenden Bearbeitung in der Sachbearbeitung – im 

stellt, um hierdurch optimale Bedingungen für die Ar- Gegensatz zum frühen Scanning im Folgeprojekt „di-

beit mit elektronischen Dokumenten zu schaffen. VA“) wird in den nächsten Monaten eingerichtet und 
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bereits im laufenden Jahr sukzessive den Betrieb auf- noch zu beauftragenden Unternehmen in Waldesheim 

nehmen, damit bis zum Jahreswechsel die erforderliche abgeholt und entsprechend der datenschutzrechtlichen 

Leistungsfähigkeit erreicht wird. Das Scannen wird an Erfordernisse vernichtet. 

vier Kodak-Scannern des Typs I 810 erfolgen. Die Zwi-

schenspeicherung der bereits durch unsere eigenen Mit- 10.2 Bescheidsicherung 

arbeitern mit einer qualifizierten elektronischen Signa- Im Rahmen der nachfolgenden Realisierungsstufen 

tur versehenen Dokumente erfolgt auf einem separat ist außerdem vorgesehen, die künftig durch die Sach-

und sicher aufgestellten Server. Die Übermittlung der bearbeitung erzeugten qualifizierten Bescheide eben-

Daten in das Rechenzentrum erfolgt über eine sichere falls in der digitalen Akte zu speichern. Hierzu soll 

Leitung in den frühen Abendstunden. In der Nachdigi- das sogenannte COLD-Verfahren (für Computer-Out-

talisierungsstelle werden die Mitarbeiter(innen) in den put- on Laser-Disk) genutzt werden. Die entsprechen-

folgenden Bereichen tätig: den Vorbereitungen hierzu laufen bereits. Allerdings 

• Aktenvorbereitung (mit ca. 20 Mitarbeiter/innen) werden durch die Novellierung der allgemeinen 

• Scanning (mit ca. 8 Mitarbeiter/innen) Verwaltungsvorschrift über das Rechnungswesen 

• Qualitätssicherung (mit ca. 4 Mitarbeiter/innen) (SRVwV) noch Klarstellungen insbesondere zur Dauer 

• Signatur (mit 2-3 Mitarbeiter/innen). der Übergangsfrist nach § 36 SRVwV (Frist bis zu deren 

Ablauf bestehende Altverfahren zur Bescheidsicherung 

In einem an den Prozess in Leipzig angelehnten Ver- noch zulässig genutzt werden können) und eine Spe-

fahren werden die Akten für das Scannen vorbereitet, zifizierung zur Art der erforderlichen Signatur bei 

gescannt, qualitätsgesichert und anschließend qualifi- der Speicherung von maschinell erzeugten Dokumen-

ziert signiert. Die Bereiche Scanning. Qualitätssiche- ten erwartet. Aus diesem Grund sind diesbezüglich 

rung und Signatur werden in einem zutrittsgesicherten derzeit noch keine klaren Aussagen möglich. Aller-

und hinsichtlich der Netzverbindungen separat geführ- dings wird beabsichtigt in jedem Fall für einen Teil der 

ten Bereich untergebracht. Dies ist auf Grund der ein- Druckausgaben, die bisher konventionell, d. h. ohne 

schlägigen Sicherheitsanforderungen an derartige Be- elektronische Signatur gesichert werden, das neue 

reiche erforderlich. Verfahren anzuwenden. Sukzessive kann dann der Um-

Die digitalisierten Akten werden – nach entspre- fang der nach dem neuen Verfahren, d. h. inkl. qua-

chender Vorbereitung durch die Sachbearbeitung  mit- lifizierter elektronischer Signatur, in den digitalen 

tels Einlage von Blättern mit einem spezifischen Barco- Akten gespeicherten Bescheidzweitschriften gesteigert 

de – wesentlich genauer indiziert werden können. Hier- werden. 

durch wird eine feinere Struktur der digitalen Akte  er-

reicht, die das anschließende Arbeiten mit einer sol- 10.3 Up-Load von Lotus Notes und Microsoft Office 

chen Akte und das Auffinden von Dokumenten erheb- Dokumenten

lich erleichterten wird. In einer weiteren Ausbaustufe des Gesamtverfah-

Die abschließend bearbeiteten digitalen Dokumen- rens ist vorgesehen, es dem Anwender zu ermöglichen, 

te werden wegen der hiermit verbundenen Netzbelas- ein- und ausgehende Mails sowie deren Anhänge und 

tung außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeiten, in der zusätzlich Microsoft Office Dokumente, die anlässlich 

Regel nach 18 Uhr, über die hausinterne Netzverbin- der Aktenbearbeitung in der Sachbearbeitung entste-

dung zum Rechenzentrum weitergeleitet und dort in hen und somit wichtig für das Erkennen der Zusam-

das elektronische Aktenarchiv eingespielt. Hier stehen menhänge bei der Bearbeitung von Geschäftsprozessen 

sie wenige Stunden später der Sachbearbeitung zur Ein- sind, in die digitalen Akten zu überführen. 

sichtnahme zur Verfügung. Nach Durchführung der Einzelheiten zur Umsetzung können derzeit noch 

Qualitätssicherung und einer Kontrolle des erfolg- nicht beschrieben werden, da wir uns hier noch in der 

reichen und vollständigen Imports in das Archiv erfolgt Grobkonzeptphase befinden. Es kann davon ausgegan-

die Freigabe zur Vernichtung der betroffenen Tagespro- gen werden, dass eine Realisierung noch im Laufe des 

duktion. Die Akten werden anschließend von einem Jahres 2004 erfolgen wird. 



Elektronisches Aktenarchiv 

|

330

LVA Rheinprovinz mitteilungen 7-8/ 2004 

11. Ausblick der Ackerstraße wird Mitte des Jahres 2005 endgültig 

aufgegeben. Die Mitarbeiter(innen), die derzeit noch 

Mit dem Abschluss des Projektes Aktendigitalisie- auf der Ackerstraße beschäftigt sind, werden spätestens 

rung werden bei der LVA Rheinprovinz die Vorausset- im ersten Halbjahr des nächsten Jahres ebenfalls nach 

zungen für den im Herbst 2004 bei der LVA Rhein- Waldesheim umziehen und dort neue Aufgaben über-

provinz vorgesehenen Piloteinsatz des Projektes „di- nehmen. Hierzu ist im Dienstgebäude zuvor die weite-

VA“ (digitale Vorgangsbearbeitung) geschaffen. Im re Reduzierung und Verlagerung von Archivunterlagen 

Rahmen dieses weiteren Projektes werden die Postein- erforderlich. Die Arbeiten hierzu werden derzeit durch-

gänge unmittelbar nach deren Eingang bei der LVA geführt bzw. werden in einigen Wochen aufgenommen. 

Rheinprovinz gescannt (frühes Scaning) und der Sach- Parallel werden die so geschaffenen zusätzlichen 

bearbeitung bereits als digitales Dokument im Post- Flächen für die Nutzung als Büroräume vorbereitet. 

eingang zur Verfügung gestellt. Hierdurch wird das „pa- Letztlich werden im künftigen Zentralarchiv Waldes-

pierlose“ Büro sukzessive Wirklichkeit werden können. heim ca. 110 Mitarbeiter(innen) tätig sein, die künftig 

Der Piloteinsatz beschränkt sich allerdings zunächst außer den Arbeiten in der Nachdigitalisierungsstelle 

auf den Geschäftsprozess Regelaltersrente und wird bei das restliche Kartenarchiv, das Mikrofilmarchiv und das 

erfolgreicher Pilotierung auf weitere Geschäfts- restliche Aktenarchiv (Sonderfälle) betreuen sowie die 

prozesses ausgedehnt. bisherigen Aufgaben der Kartenverwaltung und weite-

Das bisherige Aktenarchiv im Dienstgebäude auf re neue Aufgaben übernehmen werden. 

Teil B – Die Arbeit mit der elektronischen Akte 
1. Allgemeines

2. Aufruf der Anwendung 

3. Funktionen zur Ansicht der Akten und Dokumente 
3.1 Struktur der elektronischen Akte 
3.2 Die erste Ansicht 
3.3 Die Trefferliste 
3.4 Die Dokumentenvorschau 
3.5 Öffnen der Dokumente 
3.6 Ansicht der Dokumente 

4. Weitere Funktionalitäten 
4.1 Blättern in der Akte 
4.2 Umsortieren von Dokumenten 
4.3 Die Arbeitsakte 
4.4 Notizen
4.5 Prioritäten
4.6 Drucken von Dokumenten 

1. Allgemeines

Im Rahmen des Projektes war eine für die gesamte 

Sachbearbeitung verständliche und leicht zu bedienen-

de Anwendung zu schaffen, die sicherstellt, dass der 

tägliche Umgang mit den digitalen Akten problemlos 

bewältigt werden kann. Diese Anwendung kann seit 

5. Erweiterte Rechte 
5.1 Der zentrale Druck einer Gesamtakte 
5.2 Prüfung der qualifizierten elektronischen  

Signatur 
5.3 Inaktivsetzen von Dokumenten 
5.4 Verschieben von Dokumenten zur anderen  

Versicherungsnummer 

6 Künftige Vorhaben zum Recherche-Client 
6.1 Zentraler Druck von Aktenteilen: 
6.2 Sperren von Gutachtenteilen für normale Nutzer 
6.3 Eingabefeld für die direkte Anzeige bestimmter 

Seiten
6.4 Anhängen von Office-Dokumenten 
6.5 Bescheidsicherung
6.6 Archivieren von E-Mails: 
6.7 Versenden elektronischer Dokumente  

bzw. einer Akte per E-Mail: 

Anfang des Jahres 2004 von jedem Mitarbeiter der Ab-

teilung Versicherung, Rente und Rehabilitation und 

auch von den Mitarbeitern der Abteilung Ärztlicher 

Dienst – etwa bei der Auswertung gespeicherter medi-

zinischer Unterlagen – genutzt werden. 

Die Recherche, Anzeige und Ansicht der digitalisier-

ten Dokumente erfolgt mittels einer eigens hierfür ge-
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können hiermit die Akte selbst und bestimmte, darin be-

findliche Dokumente schnell finden und sich komforta-

bel anzeigen lassen. Doch nicht nur die einfache Anzeige 

darüber hinaus über eine Reihe zusätzlicher Funktionen, 

leichtern. So können z.B. der Akteninhalt strukturiert und 

stellt und künftig auch Office-Dokumente (wie zum Bei-

Die Anlage einer sogenannten Arbeitsakte, in der nur 

die für die Bearbeitung des aktuellen Geschäftsvorfalls 

ebenfalls

tens der Sachbearbeitung in den allermeisten Fällen im 

logs anzuklicken. 

dass eine separate Anmeldung des Benutzers an den Re-

kung hinsichtlich der Zugriffsmöglichkeit auf bestimm-

die zugehörige Akte. Dies ist einerseits für den Anwen-

wendige, ständige Pflege einer separaten Benutzerver-

waltung.

1.

2.

Abbildung 1 
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schaffenen Software (Recherche-Client). Die Anwender 

der Dokumente ist möglich. Der Recherche-Client verfügt 

die die tägliche Arbeit mit der elektronischen Akte er-

einzelne Seiten fachlich verschiedenen Bereichen zuge-

ordnet werden. Zu den Dokumenten können Notizen er-

spiel Word- oder Excel-Dokumente) angehängt werden. 

wesentlichen Dokumente abgelegt werden, ist  

möglich. Nachfolgend werden die einzelnen Funktiona-

litäten der Archiv-Anwendung beschrieben. 

2. Aufruf der Anwendung 

Um zu der elektronischen Akte eines konkreten 

Versicherten zu gelangen, ist es auf jeden Fall erforder-

lich, als erstes Suchkriterium die Versicherungsnum-

mer einzugeben. Da davon ausgegangen wird, dass sei-

Rahmen der Bearbeitung auch das Versicherungskonto 

des Betreffenden eingesehen wird, erfolgt der Aufruf 

des Recherche-Clients aus dem „führenden“ Akit-Sach-

bearbeiterdialog (= Software, mit der das Versiche-

rungskonto eines jeden Versicherten verwaltet und be-

arbeitet wird) heraus. Hierzu ist nach Eingabe der Ver-

sicherungsnummer lediglich ein entsprechendes Sym-

bol in der Werkzeugleiste des Akit-Sachbearbeiterdia-

Diese Vorgehensweise hat zusätzlich den Vorteil, 

cherche-Client mit einem Benutzernamen und einem 

Passwort nicht erforderlich ist. Außerdem gilt hier-

durch automatisch eine ggf. vorhandene Einschrän-

te Versicherungskonten damit auch für den Zugriff auf 

der komfortabel und erspart andererseits auch die auf-

Wechsel ins elektronische Archiv 
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3. Funktionen zur Ansicht der Akten und 
Dokumente

Zunächst werden nachfolgend die Grundfunktio-

nen zur Anzeige der Akten bzw. Dokumente erläutert. 

Anschließend werden weiterführende Funktionen, die 

über die reine Anzeige hinaus gehen, vorgestellt. 

3.1 Struktur der elektronischen Akte 

In der elektronischen Akte besteht die Möglichkeit, 

die einzelnen Dokumente fachlich zuzuordnen. Hierzu 

wurden die vier sogenannten Sachgebiete 

• Versicherung 

• Rente

• Rehabilitation und 

• Ohne festen Aktenbegriff 

geschaffen.

Zu jedem Sachgebiet existieren weitere Unterord-

ner, die sogenannten Sachtypen. In sinnvollen Ausnah-

mefällen – und zwar bei den Hinterbliebenenrenten-

wurde hier noch eine weitere Differenzierungsmöglich-

keit nach den einzelnen Berechtigten (z.B.: Waise 1, 

Waise 2, etc.) geschaffen. Die Bezeichnung dieser Un-

terordner kann durch eine entsprechende Namensan-

gabe manuell ergänzt werden (z.B.: Waise 1 „Heinz“). 

In Tabelle 1 sind sämtliche derzeit in Frage kom-

menden Sachgebiete/Sachtypen dargestellt. 

Die Einrichtung des Sachgebietes „Ohne festen Ak-

tenbegriff“ war insbesondere deshalb erforderlich, weil 

gerade bei der Altaktendigitalisierung eine fachliche 

Zuordnung der Dokumente aus quantitativen Ge-

sichtspunkten (Scannen von ca. 600.000 Belegen pro 

Arbeitstag) nicht möglich war. Die Dokumente der 

Fachbereiche Versicherung und Rente, sowie aus et-

waigen Widerspruchs- und Klageverfahren werden bei 

der LVA Rheinprovinz in einer Gesamtakte geführt. Der 

allergrößte Teil dieser Gesamtakten enthielt, von weni-

gen Ausnahmen (wie z.B. KVdR, Ärztliches Gutachten, 

etc.) abgesehen, keine Strukturierung. Somit ist eine 

fachlich zutreffende verteilte Ablage der Dokumente 

auf die unterschiedlichen Sachgebiete/Sachtypen nicht 

möglich. Sofern eine Akte entsprechende Register 

(Trenndeckel) enthielt, so sind diese Vorgaben der 

Sachbearbeitung jedoch selbstverständlich in die elek-

tronische Akte übernommen worden. 

Sachgebiet Sachtyp Sachtyp2 Ergänzung

Versicherung Beitrag
Nachversicherung
Beitragserstattung
Kontenklärung

Rente Versichertenrente 
Witwen/werrente Witwe/wer 1 Name

Witwe/wer 2 Name
Waisenrente Waise 1 Name

usw. usw. 
Waise 10 Name

Rehabilitation Medizinische Reha 
Berufsfördernde Reha 
Ca Reha 
Kinderheilbehandlung

Ohne festen 
Aktenbegriff

Allgemeiner
Teil 
Forderungen
KVdR
VAG 
Widerspruch
Rechtsmittel
Regress
Gutachten
Aktenfalz Tabelle 1

Künftig werden von der Sachbearbeitung zur Tren-

nung der Sachgebiete/Sachtypen bereits bei der Bear-

beitung der Geschäftsvorgänge entsprechende Barco-

deblätter in die körperlichen Akten gelegt, welche beim 

hauseigenen Scannvorgang in der Nachdigitalisie-

rungsstelle Waldesheim maschinell ausgelesen werden. 

Hiermit wird künftig sichergestellt, dass die von der 

Sachbearbeitung gewünschte feinere Struktur der Akte 

auch in elektronischer Form umgesetzt wird. 

3.2 Die erste Ansicht 

Nachdem über das in der Werkzeugleiste der Akit-

Anwendung geschaffene Icon der Wechsel in die Ar-

chivanwendung erfolgt ist, wird dem Anwender die 

Struktur der elektronischen Akte in einer Baumdarstel-

lung (Exploreransicht) angezeigt. (Abbildung 2) 

Im linken Teil des Fensters werden zunächst die 

Versicherungsnummer sowie der Name und der Vorna-

me der/des Versicherten angezeigt. Darunter wird die 

Grundstruktur der Akte, also sämtliche in Frage kom-

menden Sachgebiete, visualisiert. Die Funktion des 

obersten Ordners „Arbeitsakte“ wird nachfolgend in ei-

nem separaten Kapitel erläutert. 
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Hinter den einzelnen Sachgebieten befindet sich ei-

den Dokumente dargestellt. Sofern in einem Sachgebiet 

gemacht. (Abbildung 3) 

gestaltet. Dies bedeutet, dass nicht belegte Sachtypen 

(im Gegensatz zu den Sachgebieten, welche immer an-

Jeder einzelne Sachtyp verfügt über eine eigenstän-

dige Belegungsanzeige. 

3.3

Nach einem einfachen Klick auf den ausgewählten 

Versicherungsnummer 

Belegungsanzeige 

Unterordner vorhanden Abbildung 2 

Versicherungsnummer 

Abbildung 3 
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ne Belegungsanzeige. Hier wird in Klammern die An-

zahl der sich in dem betreffenden Sachgebiet befinden-

ein Unterordner (Sachtyp) vorhanden ist, wird dies mit-

tels eines Knotenpunktes (+) kenntlich gemacht. Durch 

einen einfachen Klick auf den Titel des Sachgebietes 

oder auf den Knotenpunkt wird dieser geöffnet und der 

vorhandene / die vorhandenen Unterordner sichtbar 

Nach den Sachgebieten wurde der Baum dynamisch 

gezeigt werden) nicht dargestellt werden. 

Die Trefferliste 

Sachtyp erscheint die sogenannte Trefferliste. (Abbild. 4) 

Name, Vorname 

Name, Vorname 

Nur mit Dokumenten belegte Unterordner werden angezeigt! 
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rungsdatum eines jeden einzelnen Dokuments, welches 

darüber geben kann, ob es für die Bearbeitung des ak-

kumentenklasse“ dargestellt. Diese ist für die Digitali-

sierung der Altakten nicht von Bedeutung. Im Rahmen 

zukünftig beim „frühen“ Scannen des Posteingangs be-

Begriffe wie zum Beispiel „Geburtsurkunde, Arbeits-

buch“ oder ähnliches stehen. Eine derartige Klassifizie-

rung von Dokumenten konnte beim Scannen der Al-

takten aus den gegebenen Sachzwängen (Scannen von 

Sinn, da zu erwarten ist, dass in der Regel gerade die 

jüngsten Dokumente für die Bearbeitung von besonde-

zuklicken.

3.4 Die Dokumentenvorschau 

Die Dokumentenvorschau soll einen schnellen 

Überblick über die sich in der Akte befindenden Doku-

Dokumente im Miniaturformat („Thumbnails“) darge-

stellt. Im Rahmen der Bearbeitung eines aktuellen Ge-

Versicherungsnummer 

Abbildung 4
334

LVA Rheinprovinz mitteilungen 7-8/ 2004 

Über die Trefferliste erhält der Anwender verschie-

dene Informationen, wie zum Beispiel das Archivie-

bereits beim Einstieg in die digitale Akte Aufschluss 

tuellen Geschäftsvorfalls von Interesse sein kann. Im 

rechten Bereich des Fensterausschnitts wird die „Do-

der digitalen Vorgangsbearbeitung (Projekt „diVA“) soll 

reits eine erheblich genauere Klassifizierung der einzel-

nen Dokumente erfolgen. An dieser Stelle würden dann 

ca. 600.000 Belegen an einem Werktag) nicht vorge-

nommen werden. 

In der Trefferliste werden jeweils 20 Dokumente 

dargestellt. Im unteren Bereich des Fensters kann ent-

sprechend weitergeblättert oder direkt an das Ende der 

Akte zur letzten Seite gewechselt werden. Dies macht 

rem Interesse sind. (Abbildung 5) 

Die weiteren Info-Felder (Notiz, Dok.info, Priorität 

und Arbeitsakte) werden nachfolgend noch erläutert. 

Aus der Trefferliste heraus kann in die sogenannte Do-

kumentenvorschau gewechselt werden. Hierzu ist das 

entsprechende, mit „Vorschau“ bezeichnete, Icon an-

mente geben. Zu diesem Zweck werden die einzelnen 

Name, Vorname 
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schäftsvorfalls sind meist nur einige wenige Dokumen-

te der Altakte von aktueller Bedeutung. In der Doku-

mentenvorschau können einzelne Dokumente nicht 

klein. Darauf kommt es an dieser Stelle jedoch auch 

Sinn und Zweck der Dokumentenvorschau ist es, die-

dargestellt. Das bedeutet, dass beispielsweise ein DIN-

ner als die DIN-A4-Norm sind. 

Aber auch DIN-A4-Dokumente können von dem 

scheide und Arbeitsaufträge auf einen Blick erkannt 

aus ca. 100 Dokumenten besteht, in kürzester Zeit aus-

nummer eingeblendet. Dies dient der Orientierung in 

Auch in der Dokumentenvorschau stehen die glei-

fügung. Das heißt, dass die Akte auf Knopfdruck auch 

3.5 Öffnen der Dokumente 

Das Öffnen der Dokumente kann optional aus der 

Abbildung 5 
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gelesen werden – dafür ist die Darstellungsform zu 

nicht an. Dem erfahrenen Be- bzw. Sachbearbeiter ist 

beim Öffnen der elektronischen Altakte bereits be-

kannt, nach welchen konkreten Dokumenten er sucht. 

se Dokumente möglichst schnell an Hand ihrer äuße-

ren Form zu erkennen. Aus diesem Grund werden die 

stark verkleinerten Dokumente auch größengerecht 

A3-Dokument problemlos als solches erkannt werden 

kann. Dies gilt insbesondere auch für Formate, die klei-

geübten Benutzer in dieser Ansicht problemlos klassifi-

ziert werden. So können vor allem Kontenspiegel, Be-

werden. (Abbildung 6) 

Da jeweils 12 Dokumente in einer Ansicht zur Ver-

fügung stehen, kann eine Durchschnittsakte, welche 

gewertet werden. Bei Berühren eines Thumbnails mit 

dem Mauspfeil wird die entsprechende Dokumenten-

der Akte und kann für das Umsortieren von Dokumen-

ten hilfreich sein. 

chen Blätterfunktionen wie in der Trefferliste zur Ver-

von hinten nach vorn durchgeblättert werden kann. 

Trefferliste oder aus der Dokumentenvorschau heraus 

erfolgen. In der Trefferliste ist hierzu der sogenannte „i-
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Button“, der sich links außen – neben dem Button für 

die Dokumentenvorschau - befindet, anzuklicken. (Ab-

bildung 7) 

Das Öffnen von Dokumenten aus der Dokumen-

tenvorschau heraus erfolgt mittels einfachem Klick auf 

den dargestellten Thumbnail. 

Abbildung 6 

Versicherungsnummer 

Abbildung 7 
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Name, Vorname 
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Breite und Höhe sind frei konfigurierbar 

Abbildung 8 
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3.6 Ansicht der Dokumente 

Die gescannten Dokumente werden im Dateiformat Das Fenster des Acrobat Readers kann frei konfiguriert 

„Single-Page-PDF“ abgelegt. Bei jeder einzelnen Seite werden. Der Anwender kann also Breite und Höhe dieses 

handelt es sich somit um ein eigenständiges Dokument. Fenster nach seinen persönlichen Präferenzen verändern. 

Aus einem beidseitig beschriebenen Blatt der Akte wer- Der Acrobat Reader selbst verfügt über eine Reihe von 

den so zwei separate elektronische Dokumente. Dies Funktionalitäten, die das Betrachten des geöffneten Do-

ergibt sich aus dem Erfordernis, jede einzelne gescann- kuments erleichtern. Beispielhaft seien hier die Funktio-

te (Vorder- und Rück-) Seite mit einer qualifizierten nen „Vergrößern“, „Verkleinern“ und „Drehen“ genannt. 

elektronischen Signatur zu versehen. Durch die Funktionalität „Vergrößern“ können be-

Da es sich – wie bereits gesagt – um PDF-Doku- stimmte Ausschnitte eines Dokuments auf Knopfdruck so 

mente handelt, bietet sich als Anzeigemedium der stark hervorgehoben werden, dass auch kleinste Details 

„Acrobat Reader“ der Firma Adobe an, der kostenlos lesbar sind. Dies ist insbesondere bei der Betrachtung von 

genutzt werden kann. Die einzelnen Dokumente wer- bereits im Original schlecht lesbaren Dokumenten erfor-

den daher mit dieser Software angezeigt. ( Abbildung 8) derlich. Durch die Lupenfunktion kann zielgerichtet ge-
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Versicherungsnummer 

AusschnittsvergrößerungVergrößerung des gesamten Dokuments 

Abbildung 9 

Versicherungsnummer 

Abbildung 10 
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Name, Vorname 

Name, Vorname 

Maximale Vergrößerung 
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Drehen der Dokumente auf Knopfdruck 

Abbildung 11 

nau der Dokumentenausschnitt vergrößert werden, der 

gerade benötigt wird. Durch die Funktionalität „Verklei-

nern“ kann anschließend wieder das gesamte Dokument 

sichtbar gemacht werden. (Abbildung 9 und 10) 

Din-A4-Dokumente werden ausnahmslos im Hoch-

kantformat gescannt. Daher ist es in Ausnahmefällen 

erforderlich, diese zum Lesen in die Horizontale zu be-

fördern. Auch dies kann ganz simpel durch Anklicken 

des entsprechenden Symbols in der Werkzeugleiste des 

Acrobat Reader durchgeführt werden. (Abbildung 11) 

4. Weitere Funktionalitäten 

Der Recherche-Client enthält – neben den bisher 

vorgestellten Anwendungsmöglichkeiten, die die An-

zeige der Akten und Dokumente ermöglichen, noch 

weitere Funktionalitäten, die das einfache Arbeiten mit 

der Akte ermöglichen sollen. Nachfolgend werden 

zunächst die Funktionen beschrieben, über die jeder 

Nutzer verfügt. 

4.1 Blättern in der Akte 

Wie bereits geschildert, können einzelne Dokumen-

te aus der Trefferliste heraus durch Anklicken des 

„i-Buttons“ geöffnet werden. Bei der Bearbeitung der 

Akte aus der Vorschau heraus werden selektiv nur ein-

zelne Dokumente geöffnet. Selbstverständlich ist es je-

doch auch möglich, bequem den Vorgang komplett 

durchzublättern. Hierfür ist zunächst das erste (oder 

das letzte) Blatt der Akte zu öffnen. Das Dokument 

wird über den Acrobat Reader dargestellt. Parallel hier-
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tet. (Abbildung 12) 

4.2

de erläutert, welchen verschiedenen Sachgebieten/ 

dass diese turnusmäßig immer wieder bearbeitet wer-

Dokumente in einem nicht zu vernachlässigendem Um-

fang zu den täglichen Arbeitsinhalten bei der Bearbei-

spricht.

Der Anwender kann 

• einzelne Dokumente 

•

und

•

ist zunächst ein Dokument zu öffnen. Die dann erschei-

bol, das einen Stift darstellt. Zum Aufruf des Editierfen-

sters ist dieses Symbol anzuklicken. (Abbildung 13) 

Zurückblättern 

Vorblättern 

Versicherungsnummer 

Abbildung 12 
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zu erscheint in der Archivanwendung eine Werk-

zeugleiste, die weitere Bearbeitungsmöglichkeiten bie-

Durch Betätigen der entsprechenden Symbole, die 

in Ihrer Darstellungsform auch bei Cassetten- oder Vi-

deorecordern gebräuchlich sind und dort die gleiche 

Funktion haben, kann zügig vor- oder zurückgeblättert 

werden. 

Umsortieren von Dokumenten 

Im Kapitel „Struktur der elektronischen Akte“ wur-

Sachtypen die elektronischen Dokumente fachlich zu-

geordnet werden können. Insbesondere bei überdi-

mensionierten Vorgängen, bei denen zu erwarten ist, 

den müssen (z.B. Renten mit mehreren Berechtigten, 

Handwerker mit einkommensgerechter Beitragszah-

lung, etc.) empfiehlt es sich, den Vorgang bei der ersten 

(elektronischen) Bearbeitung zu strukturieren. 

Es ist daher anzunehmen, dass das Umsortieren der 

tung der elektronischen Altakten gehören wird. Es wur-

de daher Wert darauf gelegt, dem Anwender hier eine 

Funktionalität zu bieten, welche den Anforderungen an 

einer zielführenden, raschen Vorgangsbearbeitung ent-

mehrere (alle) zusammenhängende Dokumente 

mehrere einzelne Dokumente 

in einem Arbeitsgang umsortieren. 

Zum Aufruf des hierfür erforderlichen Editierfensters 

nende Werkzeugleiste enthält an erster Stelle ein Sym-
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Daraufhin erscheint das nachfolgend dargestellte 

Editierfenster: (Abbildung 14) 

Versicherungsnummer 

Abbildung 14 

Versicherungsnummer 

Abbildung 13 

LVA Rheinprovinz mitteilungen 7-8/ 2004 

Beim Umsortieren eines einzelnen Dokuments 

muss vorher (zum Aufruf der Werkzeugleiste) genau 

Name, Vorname 
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Versicherungsnummer 

Versicherungsnummer 

Abbildung 16 

Abbildung 15 
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typen angeboten, welche fachlich zu dem zuvor fest-

Je nach Fallgestaltung kann anschließend ggf. noch 

henden Listbox „Dok.info“ können einzelne Doku-

mente mit einer Dokumenteninformation versehen – 

Begriffen zu füllen. Bislang beinhaltet diese Listbox 

(Abbildung 18) 

betätigen. Unmittelbar anschließend befinden sich die 

genden Dokumenten (Dokumentenkette), ist zwin-

gend das erste Dokument dieser Kette zu öffnen. Die 

Versicherungsnummer 

Abbildung 17 
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dieses Dokument geöffnet worden sein. Jetzt kann 

zunächst das künftige Sachgebiet durch das Öffnen der 

entsprechenden Listbox (Auswahlmenu) bestimmt 

werden. (Abbildung 15) 

Danach ist der zutreffende Sachtyp auszuwählen. 

In der dazugehörigen Listbox werden nur die Sach-

gelegten Sachgebiet gehören. (Abbildung 16) 

ein „Sachtyp2“ (zum Beispiel „Waise 3“) und eine Er-

gänzung des Sachtyps 2 („Name der Waise“) vorge-

geben werden. (Abbildung 17) 

Mittels der weiteren, (immer) zur Verfügung ste-

praktisch also benannt – werden. Diese Listbox ist 

von der Fachabteilung noch mit entsprechenden 

nur die Testbegriffe „Arbeitsbuch“ und „Geburts-

urkunde“. Durch diese Vorgabe besteht die Möglich-

keit, einzelne Dokumente künftig bereits an Hand 

ihrer Bezeichnung in der Trefferliste zu identifizieren. 

Zur Speicherung der Vorgaben ist anschließend das 

Diskettensymbol im unteren Bereich des Fensters zu 

Dokumente in dem „neuen“ Ordner. 

Beim Umsortieren von mehreren zusammenhän-

dann erforderlichen Vorgaben unterscheiden sich 

nicht von der obigen Beschreibung. Hier ist lediglich in 
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dem dafür vorgesehenen Feld die Anzahl der insgesamt 

umzusor

dung 19) 

Sofern hier zum Beispiel die Zahl „32“ eingegeben 

folgenden 31 Dokumente in das neue Sachgebiet / den 

neuen Sachtyp verschoben. 

hängenden Dokumenten kann ebenfalls komfortabel 

Nachdem die ausgewählten Dokumente so markiert 

ne Stiftsymbol zu betätigen. Das Öffnen eines be-

stimmten Dokuments entfällt an dieser Stelle. Das 

daraufhin erscheinende Editierfenster entspricht der 

obigen Darstellung. Die Arbeitsschritte hinsichtlich der 

Auswahl des Sachgebiets/Sachtyps sind wiederum 

zuvor markierten Dokumente in das neue Sachgebiet / 

den neuen Sachtyp verschoben. 

4.3 Die Arbeitsakte 

Die Sachbearbeitung war und ist gehalten, die Ak-

Abbildung 18 
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tierenden Dokumente einzutragen. (Abbil-

wird, werden das geöffnete Dokument und die nach-

Das Umsortieren von mehreren nicht zusammen-

vorgenommen werden. Sowohl die Trefferliste als auch 

die Vorschau enthalten eigens hierfür geschaffene 

Checkboxen (leere Quadrate), welche mittels „Maus-

klick“ selektiv angekreuzt werden können. Dies wird 

fast ausschließlich aus der Vorschau heraus erfolgen, da 

dort die entsprechenden Dokumente in Miniaturformat 

angesehen werden können. (Abbildung 20) 

worden sind, ist das auch in dieser Ansicht vorhande-

identisch mit der obigen Beschreibung. Nach dem 

Anklicken des Diskettensymbols werden sämtliche 

Mit dieser Funktionalität kann die Akte bereits bei 

der ersten Durchsicht in der Schnellansicht (über die 

Vorschau) ohne nennenswerten Zusatzaufwand fach-

lich strukturiert werden. 

ten vor der Abgabe an das Archiv auszudünnen. Nicht 

relevante Dokumente sind dabei zu entfernen. Leider 
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Versicherungsnummer 

Abbildung 19 

Abbildung 20 
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hält. Aus den gegebenen Sachzwängen (Scannen von 

die Bearbeitung des aktuellen Geschäftsvorfalls meist 

nur wenige Dokumente der Altakte von Bedeutung. 

fen, welches die Bearbeitung der Altakte erheblich ver-

vanten Dokumente als Kopie in die Arbeitsakte zu le-

herigen Sachgebiet/Sachtyp verbleiben und zusätzlich 

nächsten Aufruf der Altakte nur noch die in der Arbeits-

akte liegenden Dokumente ansehen. Die Arbeitsakte ist 

dass zum Beispiel auch der Sachbearbeiter oder der 

ten kann. 

Die Anlage einer derartigen Arbeitsakte ist ebenfalls 

können die für die Arbeitsakte bestimmten Dokumen-

Versicherungsnummer 

Abbildung 21 
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hat sich herausgestellt, dass die durchschnittliche Akte 

viele an und für sich nicht aufzubewahrende Seiten ent-

ca. 6.000 Akten täglich) und Wirtschaftlichkeitsge-

sichtspunkten konnte eine Ausdünnung der Vorgänge 

unmittelbar vor der Digitalisierung nicht mehr durch-

geführt werden. Mithin befinden sich auch diese Seiten 

in der elektronischen Akte. Da die Altakten darüber 

hinaus als Gesamtakten der Bereiche Versicherung und 

Rente geführt wurden und damit oft Dokumente aus 

unterschiedlichen Fachbereichen enthalten, sind für 

Daher war es erforderlich, ein Werkzeug zu schaf-

einfacht. Durch die nunmehr geschaffene Arbeitsakte 

besteht die Möglichkeit, die für die Bearbeitung rele-

gen. Dies bedeutet, dass die Dokumente in ihrem bis-

als Kopie in die Arbeitsakte gelegt werden. Nachdem 

die Gesamtakte auf diese Weise fachlich ausgewertet 

wurde, muss sich der Be- bzw. Sachbearbeiter beim 

nicht benutzerabhängig einsehbar. Dies hat zur Folge, 

Sachgebietsleiter mit einer vom Bearbeiter so vorberei-

teten elektronischen Altakte zügig und effizient arbei-

ohne großen Aufwand möglich, da dies der Funktio-

nalität „Umsortieren von Dokumenten“ entspricht. 

Gerade hier werden die Vorteile der Möglichkeit, auch 

mehrere nicht zusammenhängende Dokumente in 

einem Arbeitsgang editieren zu können, deutlich. So 

te bereits bei der ersten Durchsicht der Akte in der 
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und anschließend als Kopie in die Arbeitsakte gelegt 

Selbstverständlich können die Dokumente gleichzeitig 

4.4 Notizen 

Zu jedem Dokument kann eine Notiz angelegt wer-

Blatt Papier darstellen soll. (Abbildung 22) 

Versicherungsnummer 

Versicherungsnummer 
Name, Vorname 

Abbildung 22 

Abbildung 23 

LVA Rheinprovinz mitteilungen 7-8/ 2004 

Schnellansicht (über die Vorschau) mittels Anklicken 

der hier zur Verfügung stehenden Checkboxen markiert 

werden. 

Die Vorgabe, ob die ausgewählten Dokumente in 

die Arbeitsakte gelegt werden sollen, erfolgt in dem be-

reits bekannten Editierfenster. Hier ist lediglich in der 

entsprechenden Listbox „Arbeitsakte ja“ auszuwählen. 

– wie oben beschrieben – fachlich einem anderen Sach-

gebiet/Sachtyp zugeordnet werden. (Abbildung 21) 

den. Dazu ist das betreffende Dokument zunächst zu 

öffnen, um zu der benötigten Werkzeugleiste zu gelan-

gen. Hier befindet sich ein Symbol, welches ein leeres 
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Nach dem Anklicken dieses Symbols erscheint das 

folgende Fenster: (Abbildung 23) 

Diskettensymbol zu betätigen. Die Notiz ist damit ge-

speichert und kann nicht mehr gelöscht oder verändert 

Das Anlegen einer Notiz ist selbstverständlich nur 

bildung 24) 

lisiert. (Abbildung 25) 

Um die bestehende Notiz lesen zu können, ist das 

zuklicken. Die Darstellung dieses Symbols hat sich 

schriebenes Blatt Papier dargestellt. (Abbildung 26) 

Nach dem Anklicken dieses Symbols erscheint das 

folgende Fenster: (Abbildung 27) 

das Erstellungsdatum (und die Uhrzeit) der Notiz und 

Versicherungsnummer 

Abbildung 24 
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Hier kann ein Betreff (Titel) und ein freier Text ein-

gegeben werden. Abschließend ist das bereits bekannte 

werden. Ergänzungen sind zukünftig jedoch noch in 

Form weiterer Notizen möglich. 

dann sinnvoll, sofern deren Existenz bei der Ansicht der 

elektronischen Altakte direkt erkennbar ist. Daher wur-

de die Trefferliste um ein Feld „Notizen“ ergänzt, das 

beim Vorhandensein einer Notiz mit „ja“ belegt ist. (Ab-

Aber auch in der vorwiegend genutzten Vorschau 

sind angelegte Notizen direkt erkennbar. Hier wird das 

Vorhandensein einer Notiz durch einen gelben Rah-

men, der das betreffende Thumbnail umschließt, visua-

betreffende Dokument zu öffnen. Das oben beschrie-

bene Symbol, welches bereits für die Anlage einer No-

tiz verwendet wurde, ist auch zum Lesen der Notiz an-

durch die zuvor erfolgte Anlage der Notiz geringfügig 

verändert. Es wird nunmehr kein leeres, sondern ein be-

Hier kann in der Bildschirmmitte die bereits an-

gelegte Notiz eingesehen werden. Ergänzend werden 
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Gelber Hintergrund 

Versicherungsnummer 

Abbildung 25 

Abbildung 26 
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angezeigt.

4.5 Prioritäten 

die Prioritäten 

schieht erneut aus dem Editierfenster heraus. In der 

Abschließend ist wiederum das Diskettensymbol, zur 

Speicherung der Eingabe, zu betätigen. Die gesetzten 

gestellt. Hier besteht die Möglichkeit, sich die Doku-

Auf Grund der neu geschaffenen Funktionalität 

4.6 Drucken von Dokumenten 

sämtliche Dokumente im Dateiformat „Single-Page-

PDF“ abgelegt. Dies hat zur Folge, dass immer nur ein-

druck einer Akte –> siehe Kapitel „Erweiterte Rechte“). 

bearbeitung grundsätzlich papierlos erfolgen soll. 

Druckersymbols veranlasst. (Abbildung 29) 

Bei den gedruckten Dokumenten handelt es sich 

kumente soll daher nur dann erfolgen, sofern dies für die 

Die ausgedruckten Dokumente erhalten maschinell 

um Hinweistexte, welche im Rahmen des Druckvorgangs 

Versicherungsnummer 

Abbildung 27 
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der Autor (mit seinem dreistelligen Benutzerkürzel) 

Im oberen Bereich des Bildschirms kann – wie bei 

der Eingabe der ersten Notiz – eine weitere Notiz ge-

speichert werden. 

Die elektronischen Dokumente können mit einer 

bestimmten Priorität versehen werden. Neben der 

Vorbelegung „normal“ können hier  

„wichtig“ und „unwichtig“ gesetzt werden. Dies ge-

hierfür vorgesehenen Listbox ist die entsprechende 

Auswahl zu treffen. (Abbildung 28) 

Prioritäten werden ausschließlich in der Trefferliste dar-

mente entsprechend ihrer Priorität sortieren zu lassen. 

„Arbeitsakte“, wird das Setzen von Prioritäten bei der 

praktischen Bearbeitung der elektronischen Altakten 

voraussichtlich nur untergeordnete Bedeutung haben. 

Wie bereits an anderer Stelle beschrieben, werden 

zelne Seiten gedruckt werden können (zum Gesamt-

Dies ist aber auch durchaus gewollt, da die Altakten-

Zum Ausdruck einer einzelnen Seite ist das betref-

fende Dokument zu öffnen. Der Ausdruck wird in dem 

Fenster des Acrobat Readers mittels Betätigen des 

im engeren Sinne um Bilder. Entsprechend ist der 

Ressourcenverbrauch bei den hierfür nicht ausgelegten 

Beistelldruckern. Ein Ausdruck bereits digitalisierter Do-

zügige Bearbeitung der Akte zwingend erforderlich ist. 

ein sogenanntes „Wasserzeichen“. Hierbei handelt es sich 

im äußersten oberen und unteren Bereich des Doku-

ments aufgebracht werden. Hierdurch ist sichergestellt, 
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Versicherungsnummer 

Abbildung 29 

Versicherungsnummer 

Abbildung 28 

LVA Rheinprovinz mitteilungen 7-8/ 2004 

Name, Vorname 

Name, Vorname 



Elektronisches Aktenarchiv 

|

352

nummer“

tender Hinweistext ausgegeben: 

Damit ist sichergestellt, dass diese Dokumente stets 

auf den ersten Blick erkennbar ist, dass es sich um eine 

Um ein erneutes Scannen der über den Beistelldrucker 

ausgedruckten Dokumente zu vermeiden, ist es erfor-

derlich, diese als solche zu erkennen und somit aus der 

log unabhängige, Anmeldung mit Benutzernamen und 

Abbildung 30 
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dass keine relevanten Informationen verdeckt werden. 

Im oberen Bereich des Dokuments wird folgender 

dynamischer Text aufgedruckt: 

„LVA Rheinprovinz, den xx.xx.xxxx  Versicherungs-

Im unteren Bereich wird folgender, stets gleichlau-

„Hierbei handelt es sich um eine Reproduktion ei-

nes eingescannten Originals. Die Reproduktion stimmt 

mit dem Original überein.“ (Abbildung 30) 

der korrekten Akte zugeordnet werden können und 

Reproduktion eines bereits gescannten Dokuments 

handelt. Dies ist insbesondere dann von Bedeutung, 

wenn der neu entstandene Vorgang nach abschließen-

der Erledigung für die Digitalisierung vorbereitet wird. 

neu zu digitalisierenden Akte zu entfernen. 

5. Erweiterte Rechte 

Für einen ausgewählten Personenkreis, der sich aus 

Mitarbeiter(innen) aus allen mit der elektronischen Ak-

te befassten Bereichen zusammensetzt, existiert eine 

Archivanwendung mit erweiterten Rechten, die von 

den Standardnutzern nicht aufgerufen werden kann. 

Hierzu ist eine separate, vom Akit-Sachbearbeiterdia-
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Bei den erweiterten Rechten handelt es sich insbe-

• Zentraler Druck der Gesamtakte 

•

• Inaktivsetzen von Dokumenten 

•

VSNR

spricht dem Grunde nach der Anwendung für den Stan-

hinzugefügt.

5.1 Der zentrale Druck einer Gesamtakte 

Der zentrale Druck einer Akte ist immer nur dann 

ten Anwender zunächst wiederum ein beliebiges Do-

Funktionalitäten ausgestattet ist. (Abbildung 31) 

Nun ist das Druckersymbol, welches sich nur in die-

ser erweiterten Anwendung befindet, anzuklicken. Dies 

hat zur Folge, dass im Rechenzentrum der Hauptverwal-

zeichen“), aus dem sich ergibt, dass es sich um eine Re-

5.2

Original entspricht. Die Gültigkeit der Signatur kann 

Veranlassung des zentralen Drucks 

Versicherungsnummer 

Abbildung 31 
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Passwort erforderlich. 

sondere um folgende Funktionalitäten: 

Prüfung der qualifizierten elektronischen Signatur 

Umsortieren von Dokumenten zu einer anderen 

Die Archivanwendung mit erweiterten Rechten ent-

dardnutzer. Es wurden lediglich weitere Funktionen 

zu veranlassen, wenn der Vorgang an externe Dritte ab-

gegeben werden muss (zum Beispiel an ein Gericht oder 

einen anderen Rentenversicherungsträger). Um den 

zentralen Druck auszulösen, muss von dem berechtig-

kument geöffnet werden. Daraufhin erscheint die 

Werkzeugleiste, welche nunmehr mit zusätzlichen 

tung der Ausdruck der kompletten Akte veranlasst wird. 

Die Druckergebnisse werden schnellstmöglich an den 

Anfordernden übersandt. Die Druckergebnisse erhalten, 

wie beim Einzelblattdruck, einen Hinweistext („Wasser-

produktion aus dem digitalen Archiv handelt. Auch hier 

werden selbstverständlich die Versicherungsnummer so-

wie Name und Vorname des/der Versicherten aufge-

druckt. Das Wasserzeichen wird beim zentralen Druck im 

Bereich der Lochung am linken Blattrand aufgebracht. 

Prüfung der qualifizierten elektronischen Signatur 

Wie bereits an anderer Stelle erwähnt, werden sämt-

liche Dokumente, die dem elektronischen Archiv zuge-

führt werden, mit einer qualifizierten elektronischen 

Signatur versehen. Durch eine gültige Signatur wird be-

stätigt, dass das elektronische Dokument nach dem 

Scannen nicht mehr verändert wurde und damit dem 

mittels Anklicken des entsprechenden Symbols in der 

Werkzeugleiste (vgl. obige Abbildung) überprüft und im 

Zweifel somit auch nachgewiesen werden. 

Überprüfung der Signatur 
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Versicherungsnummer 
Name, Vorname 

xx xxxxxx x xxx 

Inaktiv gesetztes Dokument 

Versicherungsnummer 
Name, Vorname 

xx xxxxxx x xxx 

Abbildung 32 

Abbildung 33 
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5.3 Inaktivsetzen von Dokumenten 

sogenannte Inaktivsetzen von Dokumenten. In dem er-

Hier kann der Status eines Dokuments von „Aktiv: 

Folge, dass das Dokument zwar weiterhin existent ist, 

schoben, welcher jedoch auch von dem Anwender mit 

(Ab-

bildung 33) 

nicht sichtbar ist, kann von dem Anwender mit erwei-

Versicherungsnummer 

Abbildung 34 
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Eine weitere, nur dem Anwender mit erweiterten 

Rechten zur Verfügung stehende Funktionalität ist das 

weiterten Editierfenster steht hierfür eine entsprechen-

de Listbox zur Verfügung. (Abbildung 32) 

ja“ auf „Aktiv: nein“ gesetzt werden. Dies hat zur 

dem Anwender jedoch nicht mehr angezeigt wird. 

Das Dokument wurde quasi in den Papierkorb ver-

erweiterten Rechten nicht geleert werden kann.  

Der Papierkorb, welcher für den Standardanwender 
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terten Rechten jederzeit eingesehen werden. Dort 

befindliche Dokumente können von ihm auch wieder 

mit dem Status „Aktiv: ja“ versehen werden. Die 

Inaktivsetzung kann somit rückgängig gemacht 

werden. Da die Arbeit mit der elektronischen Akte 

noch „in den Kinderschuhen“ steckt, wird von dieser 

Funktionalität bis auf weiteres noch kein Gebrauch 

gemacht.

5.4 Verschieben von Dokumenten zur anderen 

Versicherungsnummer 

Im Rahmen der praktischen Arbeit mit den körper-

lichen Akten kommt es mitunter vor, dass Dokumente 

versehentlich in einen falschen Vorgang geheftet 

wurden oder eine Versicherungsnummer, zu der bereits 

eine Akte besteht aus verschiedenen denkbaren Grün-

den stillgelegt und durch eine andere ersetzt wird. Die 

körperlichen Dokumente sind dann umzuheften oder 

die körperliche Akte ist mit einem neuen Aktenaufkle-

ber zu versehen. Im elektronischen Archiv besteht für 

die Anwender mit erweiterten Rechten ebenfalls die 

Möglichkeit, Dokumente zu einer anderen Versiche-

rungsnummer zu verschieben. Dabei ist es nicht erfor-

derlich, dass sich in der „neuen“ elektronischen Akte 

bereits Dokumente befinden. Auf diese Art und Weise 

kann eine elektronische Akte durchaus neu angelegt 

werden. 

Das Versicherungsnummern-übergreifende Ver-

schieben von Dokumenten erfolgt ebenfalls aus dem er-

weiterten Editierfenster heraus. Hier besteht die Mög-

lichkeit, die zutreffende Versicherungsnummer manuell 

vorzugeben. (Abbildung 34) 

Die so vorgegebene Versicherungsnummer wird sys-

temseitig dahingehend überprüft, ob diese im Versiche-

rungskontenbestand der LVA Rheinprovinz vorhanden 

ist. Dokumente können also nur zu gültigen Versiche-

rungsnummern verschoben werden, deren Konto bei 

der LVA Rheinprovinz geführt wird oder in der Vergan-

genheit einmal geführt wurde. 

Durch die bereits oben beschriebenen Funktionen 

hinsichtlich des Umsortierens von Dokumenten ist 

es somit auf komfortable Art und Weise möglich, 

einzelne Dokumente, Dokumentenketten (ggf. alle) 

oder mehrere nicht zusammenhängende Dokumente 

zu einer anderen Versicherungsnummer zu verschie-

ben.

6 Künftige Vorhaben zum Recherche-Client 

Obwohl die Archivanwendung bereits komfortabel 

gestaltet wurde, wird selbstverständlich auch weiter an 

Verbesserungen und Erweiterungen gearbeitet. Hier 

sind insbesondere folgende avisierte Änderungen zu er-

wähnen:

• Zentraler Druck von Aktenteilen 

• Sperren von Gutachtenteilen für nicht berechtigte 

Nutzer

• Eingabefeld für die direkte Anzeige bestimmter 

Seiten

• Anhängen von Office-Dokumenten 

• Bescheidsicherung

• Archivieren von E-Mails 

• Versenden elektronischer Dokumente bzw. Akten 

per E-Mail 

Die Planungen zu den genannten Vorhaben befin-

den sich in einem unterschiedlichen Realisierungssta-

dium. Teilweise wurden die erforderlichen Arbeiten be-

reits eingeleitet, teilweise wurde mit der Konzeption 

noch gar nicht begonnen. Ggf. wird die eine oder an-

dere Funktionalität nach Abwägung des Kosten-/Nut-

zenverhältnisses letztendlich doch nicht realisiert. An 

dieser Stelle wird daher nur kurz dargestellt, welche 

konkreten Verbesserungen durch die angedachten Ver-

änderungen erreicht werden sollen. 

6.1 Zentraler Druck von Aktenteilen: 

Bislang besteht nur die Möglichkeit, entweder ein-

zelne Seiten oder aber die Gesamtakte komplett aus-

zudrucken. Da sich bei der praktischen Arbeit mit der 

Akte in Einzelfällen das Erfordernis ergab, nur be-

stimmte Aktenteile zwecks Versand an externe Stellen 

zu reproduzieren (z.B. Versendung des ärztlichen Gut-

achtens an eine Berufsgenossenschaft), soll hier die 

Möglichkeit geschaffen werden, auf Wunsch nur für 

diesen Aktenteil den zentralen Druck zu veranlassen. 

6.2 Sperren von Gutachtenteilen für normale Nutzer 

Die ärztlichen Gutachten sind für die Bearbeitung 

der Geschäftsvorfälle in der Kernsachbearbeitung nicht 

von Belang. Die datenschutzrechtlichen Vorschriften 

verbieten daher, dass Personen, die auf Grund ihres 

Aufgabengebietes keinen Zugriff auf Gutachten benöti-

gen, dennoch Zugriff hierauf haben. Die medizinischen 
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Unterlagen werden daher künftig nur vom einem ein-

geschränkten Personenkreis (z.B. Abteilung Ärztlicher 

Dienst, Dienststellenleiter, Fachberater) eingesehen 

werden können. Es wird daher beabsichtigt, die tat-

sächliche Anzeige dieser Dokumente für den „norma-

len“ Benutzer zu unterdrücken. Sichtbar bleibt jedoch 

auch für normale Nutzer, dass ein Gutachtenteil vor-

handen ist. 

6.3 Eingabefeld für die direkte Anzeige bestimmter Seiten 

Insbesondere im Rahmen der Prüfung von Arbeits-

aufträgen durch einen Vorgesetzten ergibt sich die 

Notwendigkeit, dass ganz bestimmte Dokumente der 

Altakte angesehen werden müssen. 

Es ist üblich, dass der Aufsteller des Arbeits-

auftrages die Nummern (Seitenzahlen) der der vor-

geschlagenen Entscheidung zu Grunde liegenden Do-

kumente auf dem Arbeitsauftrag vermerkt. Der Prüfer 

soll demnächst die Möglichkeit haben, diese Doku-

mente durch die manuelle Vorgabe der entsprechenden 

Seitennummer in einem Eingabefeld direkt 

aufzurufen.

6.4 Anhängen von Office-Dokumenten 

Im Rahmen der Vorgangsbearbeitung werden in un-

serer Sachbearbeitung teilweise Office-Dokumente 

(z.B. Word, Excel) erzeugt. So wird beispielsweise 

von einigen Mitarbeitern bei laufenden Pfändungen ein 

Tilgungsplan in Form einer Excel-Tabelle erstellt. Diese 

Office-Dokumente sollen künftig ebenfalls der elektro-

nischen Akte zugeführt werden. 

6.5 Bescheidsicherung

Die von unserer Sachbearbeitung maschinell er-

zeugten Bescheide werden überwiegend direkt an 

den/die Versicherte(n) versandt und als Zweitschrift 

ausschließlich elektronisch in einer Datei, also nicht 

in Papierform in der körperlichen Akte, aufbewahrt. 

Diese Art der elektronischen Speicherung von Daten 

ist rechtlich künftig nicht mehr zulässig. Die Beschei-

de werden daher in Kürze als PDF-Dokumente in-

klusive qualifizierter elektronischer Signatur in der 

digitalen Akte abgelegt. Damit werden sie dann für 

den Anwender jederzeit einfach recherchierbar und 

den gesetzlichen Anforderungen entsprechend gespei-

chert sein. 

6.6 Archivieren von E-Mails: 

Im Zuge der fortschreitenden Technisierung ge-

winnt das Kommunikationsmedium „E-Mail“ immer 

mehr an Bedeutung. Es wird angenommen, dass die An-

zahl der Versicherten, die sich auch mit E-Mails an 

„ihren“ Rentenversicherungsträger wenden, stetig 

wachsen wird. Hier soll die Möglichkeit geschaffen 

werden, eingehende E-Mails, die einen konkreten Ge-

schäftsvorfall betreffen, direkt der elektronischen Akte 

zuzuführen. 

6.7 Versenden elektronischer Dokumente bzw. einer Akte 

per E-Mail: 

Sofern unsere Akten von externen Stellen (z.B. an-

dere Rentenversicherungsträger, Gerichte) angefordert 

werden, müssen diese bislang in körperlicher Form ver-

sandt werden. Es wird daher angestrebt, ein sicheres 

Verfahren zu entwickeln, durch das diese vertraulichen 

Dokumente in elektronischer Form versandt werden 

können. Diese Form des Aktenversands bringt natur-

gemäß erhebliche Kosten- und Zeitersparnisse mit sich. 

Alternativ wäre es auch vorstellbar, auch elektronische 

Dokumente/Akten im Rahmen des bereits bestehenden 

Datenaustausches zwischen den Rentenversicherungs-

trägern zu versenden. Hiermit wird sich die Projekt-

gruppe „Datenaustausch“ beim Verband Deutscher 

Rentenversicherungsträger in Kürze befassen. 
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Computermesse

Die Rentenversicherung auf der weltgrößten Computer-

messe? – Diese Frage haben sich wohl viele gestellt, 

als sie zum ersten Mal gelesen oder gehört haben, dass 

sich die Rentenversicherungsträger auf der CeBIT 

präsentieren. Die Rentenversicherung hat zwar Kunden, 

aber sie verkauft nichts, also warum die Präsentation 

auf einer Messe? Und dann noch auf einer Computer-

messe?

Dabei wird übersehen, dass die CeBIT als Messe 

längst über die Rolle einer großen Verkaufsveranstal-

tung für Computer, das dazugehörige Zubehör und pas-

sende Dienstleistungen hinaus geht. Die Messe ist eine 

Leistungsschau für alle und alles, was mit Bits und 

Bytes zu tun hat. Und deswegen mittlerweile auch ein 

Platz, auf dem der öffentliche Dienst zu finden ist. Seit 

einigen Jahren wird eine eigene Halle für Dienstleister 

ausgewiesen, die entweder öffentlicher Dienst sind oder 

besondere Dienstleistungen für dieses Marktsegment 

anbieten. Das waren im Jahr 2004 neben vielen bekann-

ten Größen aus dem marktwirtschaftlichen IT-Dienst-

leistungsumfeld beispielsweise die Länder Bayern, 

Baden-Württemberg oder Nordrhein-Westfalen, der 

Deutsche Bundestag oder auch das Bundesministerium 

des Inneren. Letzteres nicht zuletzt deshalb, weil es fe-

derführend für das Projekt BundOnline 2005 zeichnet. 

In diese Phalanx reiht sich die Rentenversicherung 

lückenlos ein, vielleicht sticht sie sogar heraus. Denn 

fast nirgendwo sonst kann die Anwendung von Daten-

verarbeitung im öffentlichen Dienst auf eine so lange 

und strukturbildende Tradition zurückblicken. Für die 

Rentenversicherung ist die elektronische Speicherung 

und Verarbeitung von Kundendaten seit den 1960er 

Jahren eine bekannte und intensiv genutzt Methode, 

die Arbeit intern effizienter zu gestalten und extern bes-

seren Kundenservice zu bieten. 

1 Rentenversicherung und eGovernment 

Die Rentenversicherung war eine der ersten, viel-

leicht sogar die erste öffentliche Institution, die die für 

ihre Aufgabenerfüllung notwendigen Daten ihrer Kun-

den elektronisch zur Verfügung hatte. Das ist eine der 

wichtigsten Voraussetzungen für eGovernment. 

Die Rentenversicherung setzt heute darauf, alle ih-

re Abläufe auf den Prüfstand zu stellen und sie, wenn 

möglich und sinnvoll, so umzugestalten, dass sie elek-

tronisch unterstützt werden – einschließlich der 

Kundenkontakte. eGovernment ist ein strategisches 

Ziel der Rentenversicherung, das als wesentliches Ele-

ment der Weiterentwicklung im Hinblick auf Ver-

waltungsmodernisierung, Dienstleistungsqualität, Leis-

tungssteigerung und Verbesserung der Kundennähe ge-

sehen wird1.

Die Rentenversicherung hat Mitte der 90er Jahre des 

letzten Jahrhunderts begonnen zu prüfen, welche ihrer 

Kundenkontakte elektronisch über das Internet ab-

gewickelt werden können2. Waren dies zunächst einfa-

che Informationsangebote, die sukzessive mit Kommu-

nikationsangeboten wie E-Mail ergänzt wurden, so 

wachsen seit zwei Jahren mit den eServices für die 

1 Vgl. dazu Jürgen Huber, Mit der Signaturchipkarte zum persönlichen Rentenkonto, LVA Rheinprovinz Mitteilungen 7-8/2003, S. 320ff,

S. 321. 
2 Vgl. dazu Bernd Kleine-Voßbeck, www.lva.de – Rahmenbedingungen und Umsetzungsstrategien eines Internet-Portals, LVA Rhein-

provinz Mitteilungen 7-8/2003, S. 306ff. 



|

359

LVA Rheinprovinz mitteilungen 7-8/ 2004 

(potentiell) beitragszahlenden Kunden und eSolutions vernment in der Rentenversicherung Kommunikations-

für Government- und Business-Kunden Transaktions- ziele für den Messeauftritt ableiten. Vor allem stand im 

angebote heran. Vordergrund 

2 eGovernment und CeBIT 

Hier setzt der Messeauftritt unter anderem an: Die 

Rentenversicherung ist nach der Steuerverwaltung eine 

der Institutionen in Deutschland mit den meisten Kun-

den und damit auch für eine sehr große Zahl von Com-

puterinteressierten automatisch ein Thema, wenn sie 

das Internet für ihre Behördenkontakte nutzen oder 

nutzen möchten. Außerdem ist die Rentenversicherung 

mit einigen ihrer Produkte, wie beispielsweise dem 

elektronischen Rentenantrag eSERVICE/Antrag, Teil 

der Initiative BundOnline 2005 und damit des wichtig-

sten eGovernment-Projektes in Deutschland über-

haupt.

Das allein ist aber noch kein Grund, auf einer IT-

Messe auszustellen. 

Entscheidend ist, dass die Rentenversicherung mit 

ihren eGovernment-Aktivitäten strategische Ziele ver-

folgt, die es über Kommunikationsmaßnahmen wie ei-

ne Messe abzusichern gilt. 

Für Projekte im Rahmen von eGovernment haben 

die Träger der Rentenversicherung operative Ober-

Ziele aus den gesetzlichen Vorschriften für die Renten-

versicherung abgeleitet und festgehalten. Im Einzelnen 

sind dies: 

• das Wissen um die innovative Arbeit der Rentenver-

sicherung zu verbreiten, 

• damit die Zukunftsfähigkeit der gesetzlichen Ren-

tenversicherung nachzuweisen und 

• zu zeigen, dass die IT-Aktivitäten kein Selbstzweck 

sind, sondern in einem groß angelegten Rahmen zu 

einem besseren Service für den Kunden führen. 

Damit verbunden war auch das Fernziel, schon jetzt in ei-

nem Stadium noch geringer Verbreitung von Signatur-

karten Kunden für die innovativen Services zu gewinnen. 

Daraus ließ sich auch unmittelbar ableiten, welche 

Zielgruppen mit der Messe anzusprechen waren: Ne-

ben den angesprochenen Endkunden, also Versicher-

ten, sollte sich der Messeauftritt an Fachpublikum und 

die Politik richten. 

3 CeBIT 2004 und begleitende integrierte 
Medienarbeit

Eine Messepräsenz als Kommunikationsplattform 

allein würde bereits ausreichend sein, die genannten 

Ziele anzusteuern. Allerdings wäre damit die kommu-

nikative Wirkung des Messeauftritts nicht umfassend 

genutzt. Das nicht unerhebliche Investment in eine 

Messe ist nur dann gerechtfertigt, wenn die Messe in ein 

umfassendes Konzept eingebunden wird, das alle zur 

• Zukunftsfähigkeit, Verfügung stehenden Kommunikationskanäle in ihren 

• Rationalisierung im Sinne wirtschaftlicherer Aufga- spezifischen Leistungsmerkmalen nutzt. 

benerfüllung sowie Die CeBIT ist auch im Bewußtsein der Bevölkerung 

• Kundenorientierung und ein Event, der in seiner Wirkung über das Maß seiner 

• Imagegewinn. bloßen Existenz hinausgeht. Die Messe hat daher in al-

Diese Ober-Ziele müssen nicht nur intern mit ope- len Medien ein erhebliches Echo. Es war daher erklär-

rativen Maßnahmen belegt werden, wie beispielsweise tes Ziel, dieses Echo mit dem Messeauftritt über inte-

eServices und eSolutions zu entwickeln und einsatz- grierte Medienarbeit zu nutzen. 

bereit zu machen. 

Es geht bei einem strategischen Prozess vielmehr 3.1 Direktansprache am Messestand 

auch darum, Kommunikationsplattformen zu finden, um Im Zentrum des Kommunikationskonzepts stand 

dessen Ziele in der Öffentlichkeit zu platzieren. Dafür ist selbstverständlich der eigentliche Messestand. Die Ein-

die weltgrößte IT-Messe sehr geeignet, zumal sie dem öf- zelansprache von Kunden, die individuelle Überzeu-

fentlichen Dienst ein besonderes Forum schafft. gungsarbeit ist nach wie vor die stärkste und erfolgver-

Im Sinne einer Kommunikation für Messekunden sprechendste Art, Kunden von Produkten oder Strate-

ließen sich daher aus den operativen Zielen des eGo- gien zu überzeugen. Durch entsprechendes Messetrai-
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ning vorbereitet ist es den Präsentatoren immer wieder Die Massenmedien stellen über die verschiedensten 

gelungen, auch nur latent interessierte Kunden für den Finanzierungsmodelle (Sende-)Platz zur Verfügung. 

Messestand zu begeistern und sie ausführlich über die Dieser Weg der „bezahlten“ Medienarbeit verbot sich 

Leistungen der Rentenversicherung auf dem IT-Sektor jedoch allein schon aus Budgetgründen. Es blieb daher 

zu beraten. nur der herausfordernde Weg, die Kommunikations-

Für die Direktansprache von Pressevertretern lag inhalte der CeBIT so interessant zu machen, dass die 

am Messestand und im Pressezentrum der Messe eine Medien sie aus eigenem Interesse in ihre Berichterstat-

umfassende Pressemappe bereit. Sie enthielt alle stän- tung aufnahmen. Dabei ist es natürlich von besonderem 

dig aktualisierten Pressemeldungen, detaillierte Pro- Wert, wenn es gelingt, den Medien diese Inhalte mög-

jektbeschreibungen sowie eine umfassende Broschüre, lichst flächendeckend anzubieten, um dadurch die 

in der alle Projekte gesammelt vorgestellt wurden. Für Wahrscheinlichkeit einer Veröffentlichung zu steigern. 

diese Zielgruppe war darüber hinaus ein ständiger Die Rentenversicherung mit ihrer zum Teil zen-

Presseansprechpartner am Stand verfügbar, so dass tralen, zum Teil dezentralen Struktur schafft hier idea-

auch Presseinteressenten bedarfsgerecht und umfas- le Voraussetzungen. Zum einen sind mit dem VDR und 

send direkt bedient werden konnten. der BfA für die überregionale Presse etablierte An-

sprechpartner vorhanden, die auch über entsprechend 

3.2 Direktansprache durch Einladung ausgebildete Presseverteiler verfügen. Die regionalen 

Eine zweite Form der Direktansprache ist die Ein- Landesversicherungsanstalten sowie die Sonderanstal-

ladung von potentiellen Interessenten. Prinzipiell ten werden mit ihren entsprechenden Presseansprech-

könnte damit jeder Bürger Deutschlands angesprochen partnern vorrangig in der Region verstärkt wahrgenom-

werden, weil jeder zumindest ein potentielle Kunde der men.

Rentenversicherung sein könnte. Dieser Gedanke war Diese Struktur wurde genutzt, in dem die vor und 

schon allein aus Kostengründen des Postversands der während der Messe zur Verfügung stehenden Presse-

Einladung zu verwerfen. Angesprochen wurden daher meldungen den Pressebüros zur Verfügung gestellt wur-

nur Multiplikatoren, um eine möglichst hohe Effizienz den, um auf regionaler wie überregionaler Ebene eine 

der eingesetzten Einladungen zu erreichen. Es handel- Verwertung der Meldungen zu ermöglichen. 

te sich dabei um Einzelpersonen und Institutionen, die 

aufgrund ihrer Funktion oder ihrer Kontakte zur Ren- 3.4 Internet 

tenversicherung auf der Schwelle zum Anwender oder Als weiterer Kommunikationskanal wurde das In-

zumindest Kommunikator für die vorgestellten Anwen- ternet genutzt. Die Web-Site www.deutsche-rentenver-

dungen und die damit verbundenen Ziele waren. sicherung.de stellte neben allen Informationen, die 

Selbst wenn es nicht gelungen sein sollte, den ein- auch in der Pressemappe verfügbar waren, tagesaktuel-

geladenen Kunden für einen Messebesuch zu motivie- le Meldungen für die Öffentlichkeit zur Verfügung, die 

ren, so konnten doch durch den Einladungstext die we- über Ereignisse und Entwicklungen am Stand der Deut-

sentlichen Botschaften des Messeauftritts und auch die schen Rentenversicherung berichteten. 

Leistungsfähigkeit der Anwendungen transportiert Für die Presse war ein eigener Bereich eingerichtet, 

werden. Um diese Ansprache so passgenau wie möglich der auf Mausklick eine elektronische Pressemappe zur 

zu gestalten, wurden die Einladungstexte zielgruppen- Verfügung stellte. 

spezifisch aufgebaut. 

3.5 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Rentenversicherung 

3.3 Presse

Eine deutlich größere Breitenwirkung als bei der 

personalen Kommunikation kann über die Massenme-

dien erreicht werden, auch wenn damit gleichzeitig 

eine weniger tiefgehende Ansprache als bei der Direkt-

ansprache einhergeht. 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind ebenfalls 

Multiplikatoren. Insbesondere im direkten Kontakt mit 

den Kunden in der Auskunft und Beratung besteht die 

Chance, auf die Möglichkeiten der Internet-Nutzung 

für Rentenversicherungs-Kunden hinzuweisen oder 

diese sogar bei Rückfragen hierzu zu beraten. Im übri-
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gen wird durch Information der Mitarbeiterinnen und versicherung führte. 

Mitarbeiter eine stärkere Identifikation mit dem Projekt Während der Messe selbst konnte noch einmal ein 

hergestellt. Aufmerksamkeitspunkt mit einer Pressemeldung ge- 

Aus diesem Grund wurden die Mitarbeiterinnen setzt werden, als der BfA für ihr Produkt eSOLUTI-

und Mitarbeiter der Rentenversicherung ebenfalls elek- ON/zusy den ersten Preis im 4. eGovernment-Wettbe-

tronisch über die Messe-Präsenz informiert. Tagtäglich werb verliehen wurde. 

wurde ein Informationspaket an alle Pressestellen der 

Rentenversicherungsträger versendet, das neben einer 3.6.3 Zielgruppengerechte Ansprache 

vorformulierten Meldung auch Bildmaterial enthielt. Neben der zeitlich abgestimmten Veröffentlichung 

Dieses Paket konnte unmittelbar in die hauseigenen In- waren die zur Verfügung gestellten Medien in ihrer 

tranets eingestellt werden. inhaltlichen Tiefe gestaffelt und damit auf verschiedene 

Zielgruppen abgestimmt. Die projektübergreifend an-

3.6 „Kanalbündelung“ gelegten Pressemeldungen waren für jedermann ver-

3.6.1 Inhaltliche Vernetzung ständlich ausgestaltet. Darüber hinaus waren die in der 

Die beschriebenen Kommunikationskanäle wurden Pressemappe und auf der Web-Site zur Verfügung ste-

soweit wie möglich „cross-media“ miteinander ver- henden detaillierten Beschreibungen in Form von pro-

netzt. Print-Materialien verwiesen durchgängig auf wei- jektbezogenen Pressemeldungen und vertiefenden 

tere Informationen im Internet, im Internet konnten Factsheets so angelegt und aufbereitet, dass sie durch 

über eine Hotline oder eine speziell dafür eingerichtet ihre druckfertige Formulierung und tiefergehende 

E-Mail- und Fax-Adresse weitere Infos abgefragt wer- Fachinformation für die Presse wie auch – im Falle der 

den, die Präsentatoren am Stand vermittelten über die Factsheets – IT-Interessierte attraktiv waren . 

zusätzliche Print-Broschüre und eine Infocard mit der Für IT-Spezialisten hatte das Standpersonal jeweils 

Internet-Adresse den Zugang zu den in den verschie- Projekt-Detailinformationen parat, die je nach Bedarf 

denen Medien vorhandenen Informationen. Dadurch eingesetzt und erklärt werden konnten. 

wurde sichergestellt, dass jeder Kunde auf dem für ihn Die zeitliche und inhaltliche Staffelung der Medien-

idealen Kommunikationskanal angesprochen wurde – beiträge Kunden ermöglichte es so, nachhaltig und ziel-

unabhängig von seinen stärkeren Rezeptionsinteressen gruppengerecht zu informieren. 

im Print- oder Online-Bereich oder seinem Interesse am 

persönlichen Gespräch und der direkten Nachfrage. 3.6.4 Durchgängige Wiedererkennbarkeit 

Der inhaltliche und zeitliche Zusammenhang der 

3.6.2 Zeitliche Staffelung gesamten Medienarbeit wurde noch einmal dadurch 

Die Berichterstattung zur Messe wurde bereits verstärkt, dass alle gestaltbaren Medien von einem ein-

Mitte Februar – vier Wochen vor der Messe – mit einer heitlichen key-visual abgeleitet wurden. 

kurzen Meldung im Sinne einer Ankündigung des Mes- Modell dafür hat die Gestaltung des Messestandes 

seauftritts begonnen. Im Wesentlichen damit zeitgleich gestanden. Der Stand hatte als dominierendes Element 

wurden auch die direkten Einladungen an potentielle eine in der Messehallte weithin sichtbare Wand, die ne-

Interessenten versendet und die Web-Site freigeschal- ben dem Schriftzug „Deutsche Rentenversicherung“ 

tet. Eine weitere ausführlichere und vor allem mit den auf einem blauen Balken die Vision „Projekt RenteOn-

wesentlichsten Details zu den präsentierten Produkten line – Ihre Zukunft ist unser Auftrag“ transportierte. Die 

angereicherte Meldung erschien in den Medien Anfang insgesamte nüchterne Gestaltung wurde emotional auf-

März – also zwei Wochen vor der Messe. Diese wies geladen durch ein Bild eines jungen Mädchens, das 

auch auf die mögliche Terminbuchung auf der Web- insbesondere durch seinen Gesichtsausdruck eine sehr 

Site hin. positive Stimmung transportiert. 

Auf diese Weise konnte bereits vor der Messe eine Diese Gestaltungsmerkmale fanden sich wieder auf 

Informationsbasis geschaffen werden, die Interessierte der Internet-Site, auf der Pressemappe, den Einla-

möglicherweise auf den Stand der Deutschen Renten- dungskarten, den Infokarten und der Messebroschüre. 
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nen sowie die am Messestand aufgehangenen Info-Pa-

nels haben die gewählte Anmutung transportiert. Auf 

stimmtes Bild, das neben dem Informationszusam-

menhang für den Kunden auch einen optischen Zu-

sammenhang herstellte, in dem er die zentralen Ele-

gleichen optischen Rezeptionsvoraussetzungen schaff-

te.

Die kombinierte Kundenansprache auf den ver-

schiedensten Kanälen führte im Ergebnis dazu, dass der 

Messeauftritt mit seinen Inhalten beim Messepublikum 

und darüber hinaus deutliche Außenwirkung entfalten 

konnte.

Insgesamt haben sich rund 3.500 Kunden am Mes-

war nur zu etwa einem Fünftel des Gesamtbesucher-

wirksamsten Errungenschaften der CeBIT gerade nicht 

Besucher verteilten sich auf Geschäftskunden und 

3 über eine inhaltlich 

4, bis zur aus-

führlichen Reportage über den Messestand, seine 

Exponate sowie die Hintergründe und Zielvorstellun-

gen der Rentenversicherung-IT5

jekt [...], das richtungsweisenden Charakter hat“6 oder

die Rentenversicherungsträger vorangehen7.

Auch für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 

Rentenversicherung, zumindest für die in der Informa-

kung erzeugt: Für das Standpersonal und die an der Ent-

eine Internet-Anwendung gegenüber einem kritischen 

3

4 Birkelbach, Jörg, Schulzki-Haddouti, Christiane, Amt im Netz, in c´t 2004, Heft 8, S. 158 – 162, vgl. insbesondere S. 160f. 
5

6 Birkelbach, Jörg, Schulzki-Haddouti, Christiane, Amt im Netz, in c´t 2004, Heft 8, S. 158 – 162, 160. 
7
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Auch das verwendete Papier für die Presseinformatio-

diese Weise ergab sich ein geschlossenes in sich abge-

mente wiedererkennen konnte und der ihm immer die 

4 Ergebnisse 

4.2 Messestand 

sestand von den innovativen IT-Dienstleistungen der 

Rentenversicherung überzeugen könnten. Dabei waren 

etwa ein Drittel der Kunden Laien ohne differenzierte 

IT-Kenntnisse, die nur aus Interesse an der Dienstleis-

tung den Stand besuchten. Ein weiteres Drittel ergab 

sich aus Interessenten von Behörden, die vor ähnlichen 

Entwicklungsherausforderungen stehen, wie die Ren-

tenversicherung mit ihren Services. Das IT-Publikum 

aufkommens vertreten, vielleicht weil die publikums-

im public sector parc präsentiert werden. Die übrigen 

Medienvertreter. 

4.2 Medienecho 

Über die direkten Kontakte hinaus ist es gelungen, 

mehr als 30 qualitativ bedeutende Veröffentlichungen 

in den verschiedensten Medien zu erreichen. Dabei 

waren vom wortgleichen oder redigierten Abdruck der 

versendeten Pressemeldungen

positive Verarbeitung der präsentierten Produkte in 

einem größeren Gesamtzusammenhang

die ganze Bandbreite 

möglicher Presse- und Internet-Veröffentlichungen 

vertreten. 

In den redaktionellen Beiträgen wird spürbar, dass 

die gezeigte Innovationsbreite der Rentenversicherung 

nicht unbedingt erwartet worden ist. Man spricht bei 

den Signaturkarten-Services von einem „Vorzeigepro-

hebt hervor, dass „mit gutem Beispiel [...] ausgerechnet“ 

4.3 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

tionstechnologie arbeitenden, hat die Messe eine Wir-

wicklung der Services Beteiligten wurde deutlich, dass 

die im abgeschotteten Büro programmierten Anwen-

dungen tatsächlich für die Kunden von Interesse sind. 

Es ist außerdem eine völlig andere Situation, 

Vgl. zum Beispiel Schöne neue Renten-Welt auf der CeBIT, in Frankfurter Rundschau am 20.02.2004; Projekt RenteOnline, 

in http://www.innovations-report.de/html/berichte/cebit_2004/bericht-26069.html; Kozianka, Thomas, Projekt „RenteOnline“: 

Verbesserter Kundenservice, in http://www.senioren-online.net/lesen/magazin/vermischtes/7221/. 

Projekt RenteOnline, in Government Computing, 04-2004, S. 14; Virtuelles Postfach für Renteninfo, 

in Behörden-Spiegel April 2004, S. 73; Meyer, Katrin, „Wir können auch Technik“, in 

http://www.heute.t-online.de/ZDFheute/artikel/4/0,1367,HOME-0-2113572,00.html. 

Für rüstige Senioren Projekt RenteOnline, in http://n-tv.de/5219045.html. 
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Kunden überzeugend darzustellen, als sie anonym das genau auf diesen Feldern eine starke Konkurrenz 

auf einem Internet-Server abzulegen und sie dort für für die Wahrnehmung darstellt. Es ist gelungen, im 

den Kunden verfügbar zu machen. Die Kundenanspra- bunten und zum Teil lauten Vielerlei der CeBIT mit 

che schafft wertvolle persönliche Erfahrungen. Außer- Qualität in der Sache zu überzeugen. 

dem wird durch die direkte Rückkopplung mit den Der Ansatz integrierter Medienarbeit hat die 

Kunden gleichzeitig eine Qualitätssicherung oder Reichweite des Projekts erheblich gesteigert. 

durch Kundenanregungen eine Fortentwicklung der Damit kann festgehalten werden, dass die Messe 

Produkte möglich. Auch das ist eine wichtige Form der eine erfolgversprechende Kommunikationsplattform 

Kundenorientierung. für die Ziele der Rentenversicherung auf ihrem Weg 

zum eGovernment ist. Innovation und Zukunftsfähig-

keit konnten nachgewiesen werden. Die Kunden konn-

5 Resumee ten sich vor Ort oder aus der Presse davon überzeugen, 

dass eine neue Service-Qualität durch eGovernment in 

Die Rechnung ist aufgegangen. Die Rentenversiche- der Rentenversicherung zum Teil schon realisiert ist, 

rung hat sich mit innovativen und zukunftsweisenden hier in Zukunft aber noch viele weitere Schritte zu er-

Produkten in einem Messeumfeld behaupten können, warten sind. 



Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit – Berufs-
unfähigkeit- Erwerbsunfähigkeit – Berücksichtigung von 
muttersprachlichem Analphabetismus – Summierung 
ungewöhnlicher Leistungseinschränkungen 
§§ 43 Abs. 2, 44 Abs. 2 SGB VI i. d. F. vom 24.03.1999 

Peter Stachura, Abteilung Versicherung, Rente und Rehabilitation 

Bei Prüfung, ob eine „Summierung ungewöhnlicher 
Leistungseinschränkungen“ vorliegt, ist der nicht auf 
einer gesundheitlichen Störung oder Minderbegabung 
beruhende Analphabetismus eines im Ausland auf-
gewachsenen Versicherten zu berücksichtigen, wenn 
er sicher festgestellt ist und das weite Feld der Tätig-
keiten, welche die Fähigkeit des Lesens und Schreibens 
nicht unbedingt erfordern, aufgrund der hinzutretenden 
Leistungseinschränkungen nach Ausschöpfung aller 
Aufklärungsmöglichkeiten nicht mehr offen steht 
(Anschluss an und Fortführung von BSG vom 4.11.1998 – 
B 13 RJ 13/98 R = SozR 3 – 2200 § 1246 Nr. 62) 
BSG, Urteil vom 10. Dezember 2003 – B 5 RJ 64/02 R 

Zum Sachverhalt : 

Die Klägerin begehrt eine Rente wegen Erwerbs-

unfähigkeit.

Sie wurde in Mazedonien geboren und hat die dor-

tige Staatsangehörigkeit. Seit März 1978 hält sie sich in 

Deutschland auf. Sie hat keine Schule besucht und kei-

nen Beruf erlernt, ist Analphabetin und kann sowohl 

ihre Muttersprache als auch die deutsche Sprache we-

der lesen noch schreiben; sie spricht und versteht aber 

die deutsche Umgangssprache. Bis November 1984 war 

sie Hausfrau, danach arbeitete sie als Küchen- und 

Putzhilfe sowie Zimmermädchen bei diversen Arbeit-

gebern bis zum Eintritt der Arbeitsunfähigkeit im 

November 1994. Seit April 1996 ist sie arbeitslos.... 

Streitgegenständlich ist ihr ... Rentenantrag vom 

16. Oktober 1997, dem die Beklagte mit Bescheid vom 

15. Dezember 1997 in der Gestalt des Widerspruchsbe-

scheides vom 16. April 1998 nicht entsprach: Zwar sei-

en die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen für 

die Rentengewährung erfüllt, Berufs- oder Erwerbs-

unfähigkeit sei aber nicht eingetreten, denn die Kläge-

rin sei nach dem Ergebnis der sozialmedizinischen Be-

gutachtung in der Lage, einfache Tätigkeiten auf dem 

allgemeinen Arbeitsmarkt unter Beachtung zusätz-

licher Funktionseinschränkungen vollschichtig zu ver-

richten.

Das von der Klägerin angerufene Sozialgericht Düs-

seldorf (SG) hat den Orthopäden Dr. A. – als Haupt-

gutachter – sowie den Internisten Dr. L. und den Neu-

rologen und Psychiater Dr. B. zu gerichtlichen Sach-

verständigen bestellt. Im zusammenfassenden Gutach-

ten kam Dr. A. zum Ergebnis, dass die Klägerin auch 

unter Berücksichtigung des von Dr. B. erstmals fest-

gestellten Analphabetismus in der Lage sei, geistig an-

spruchslose und körperlich leichte Arbeiten unter Be-

achtung zusätzlicher Einschränkungen in Vollschicht 

zu verrichten. Auf Anfrage des SG, welche konkreten 

Tätigkeiten die Klägerin trotz der beschriebenen Lei-

stungseinschränkungen unter Einschluss des Analpha-

betismus noch verrichten könne, hat das Landesar-

beitsamt Nordrhein-Westfalen am 27. April 2000 die 

Auskunft gegeben, die Klägerin könne noch als 

Küchenhilfe (derzeit bundesweit 6.800 Stellenange-

bote), Warensortiererin und Montierhelferin eingesetzt 

werden. Mit Urteil vom 30. August 2000 hat das SG die 

Klage abgewiesen und die Klägerin unter Berücksichti-

gung des Analphabetismus auf die Tätigkeit einer 

Küchenhilfe, Warensortiererin oder Montierhelferin 

verwiesen.

Im Berufungsverfahren hat der zum gerichtlichen 

Sachverständigen bestellte Arzt für Orthopädie Dr. J. 

das Gutachten vom 3. Juli 2002 erstattet. Weiter hat das 

Landessozialgericht (LSG) aus einem Parallelverfahren 
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eine Auskunft der Hauptstelle der Bundesanstalt für Ar- Mit der – vom LSG zugelassenen – Revision rügt die 

beit vom 28. Juni 2002 zur Vermittlungsfähigkeit von Beklagte die Verletzung des § 44 Abs. 2 SGB VI a.F.. 

Analphabeten in das Verfahren eingeführt. Mit Urteil Nach der vom LSG zitierten Entscheidung des Großen 

vom 23. Oktober 2002 hat das LSG das erstinstanzliche Senats des BSG vom 19. Dezember 1996 führe „man-

Urteil sowie den Bescheid der Beklagten vom 15. De- gelnde Ausbildung“ nicht zu einer Erweiterung der 

zember 1997 in der Gestalt des Widerspruchsbeschei- Fallgruppen, bei denen das BSG die erhebliche Gefahr 

des vom 16. April 1998 aufgehoben und die Beklagte einer Verschlossenheit des Arbeitsmarktes angenom-

antragsgemäß verurteilt, der Klägerin „unter Zugrunde- men habe. Für den Analphabetismus gelte nichts ande-

legung eines Leistungsfalles der Erwerbsunfähigkeit res, denn die Berufsausbildung setze eine schulische 

vom 16. Oktober 1997“ Rente wegen Erwerbsunfähig- Ausbildung voraus; ein schulischer Abschluss könne 

keit nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen zu nur erreicht werden, wenn als elementare Vorausset-

gewähren: Die Klägerin sei durchgehend seit der An- zung das Lesen und Schreiben beherrscht werde. An-

tragstellung erwerbsunfähig i.S. des § 44 Abs. 2 Sechs- alphabetismus sei deshalb ein Ausbildungsdefizit, das 

tes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) a.F.. Nach Würdi- als Risikofaktor hinsichtlich der Einsetzbarkeit auf dem 

gung der im Verwaltungs-, Klage- und Berufungsver- allgemeinen Arbeitsmarkt nicht zu berücksichtigen sei 

fahren eingeholten Gutachten sei die Klägerin infolge und bisher die Klägerin auch nicht an einer Erwerb-

der festgestellten Gesundheitsstörungen – mit Ein- stätigkeit gehindert habe. Folge man dem LSG, wäre die 

schränkungen – nur noch in der Lage, leichte körper- Klägerin im Ergebnis besser gestellt als Versicherte, wel-

liche Arbeiten regelmäßig und vollschichtig zu verrich- che die deutsche Sprache in Wort und Schrift be-

ten. Darüber hinaus sei die Klägerin Analphabetin, herrschten, ein vergleichbares Alter erreicht hätten und 

denn sie könne weder in ihrer Muttersprache noch in mit vergleichbaren gesundheitlichen Einschränkungen 

deutscher Sprache lesen und schreiben. Unter Berück- belastet seien. Der Analphabetismus sei weder eine 

sichtigung des Analphabetismus sei eine Erwerbstätig- Krankheit noch eine Behinderung, insbesondere keine 

keit wegen des auf leichte körperliche Arbeit be- „herabsinkensfähige“ Behinderung, die zum Wegfall 

schränkten Restleistungsvermögens ausgeschlossen. der Erwerbsfähigkeit i.S. des § 44 Abs. 2 Satz 1 SGB VI 

Der Analphabetismus sei entgegen der Auffassung der a.F. habe führen können. Vielmehr sei der Analphabe-

Beklagten und Stimmen in der Literatur im Rahmen der tismus, soweit er wie im Falle der Klägerin auf einem 

Prüfung der Erwerbsfähigkeit zu berücksichtigen, auch Ausbildungsdefizit, nicht aber auf geistigen oder psy-

wenn es sich um keine „Krankheit oder Behinderung“ chischen Defiziten beruhe, als Einschränkung nicht ge-

handele und dieses Defizit bereits bei Eintritt in die Ver- sundheitlicher Art in das Erwerbsleben eingebracht 

sicherung bestanden habe. Der Senat folge insoweit im worden (Bezugnahme auf Kunze, DRV 2001, 189,192 

Grundsätzlichen dem Urteil des Bundessozialgerichts ff.). Ein solcher Analphabetismus lasse sich nicht unter 

(BSG) vom 4. November 1998 (B 13 RJ 13/98 R - SozR die abschließenden so genannten Katalogfälle nach der 

3-2200 § 1246 Nr. 62). Die jetzt hinzugetretenen Ge- Entscheidung des Großen Senats des BSG subsumieren 

sundheitsstörungen seien die wesentliche Ursache (Bezugnahme auf Lilge, SGb 1998, 195 ff.).... 

dafür, dass nunmehr im Sinne des Beschlusses des 

Großen Senats des BSG vom 19. Dezember 1996 - GS Aus den Gründen: 

2/95 - BSGE 80, 24 = SozR 3-2600 § 44 Nr. 8 „ernst- Die Revision der Beklagten ist unbegründet. Nach 

hafte Zweifel“ bestünden, ob die Klägerin überhaupt in den in dem angefochtenen Urteil getroffenen tatsäch-

einem Betrieb einsetzbar sei und ihr der Zugang zum lichen Feststellungen ...liegt im Falle der Klägerin bei 

allgemeinen Arbeitsmarkt offen stehe. Eine ihrem Ge- Mitberücksichtigung des Analphabetismus eine „Sum-

samtleistungsvermögen entsprechende konkrete Tätig- mierung ungewöhnlicher Leistungseinschränkungen“ 

keit könne der Klägerin aber nicht benannt werden. Als vor, was die konkrete Benennung zumindest einer Ver-

Küchenhilfe sei sie nicht einsetzbar. Gleiches gelte für weisungstätigkeit erforderlich macht. Das LSG weicht 

die von der Beklagten benannten Montier- und Sortier- damit nicht von den in der Rechtsprechung des Großen 

tätigkeiten. Senats des BSG im Beschluss vom 19. Dezember 1996 
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(GS 2/95 - BSGE 80, 24 = SozR 3-2600 § 44 Nr. 8) auf- schichtig ausüben kann; dabei ist die jeweilige Arbeits-

gestellten Grundsätzen oder der Rechtsprechung der marktlage nicht zu berücksichtigen. Erwerbsunfähig-

Rentensenate des BSG ab.... keit setzt nach § 44 Abs. 2 SGB VI a.F. eine gegenüber 

der Berufsunfähigkeit noch weiter herabgesetzte Er-

1. Der geltend gemachte Anspruch der Klägerin auf werbsfähigkeit voraus. Nach § 44 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 

Versichertenrente wegen Berufs- oder Erwerbsunfähig- 1 SGB VI a..F.. sind erwerbsunfähig Versicherte, die 

keit richtet sich allein nach den §§ 43, 44 SGB VI in der „wegen Krankheit oder Behinderung“ auf nicht abseh-

bis zum 31. Dezember 2000 geltenden Fassung, da bare Zeit außerstande sind, eine Erwerbstätigkeit in ge-

er auch Zeiten vor diesem Zeitpunkt betrifft. Die ab wisser Regelmäßigkeit auszuüben oder Arbeitsentgelt 

1. Januar 2001 geltende Neuregelung mit der Umstel- oder Arbeitseinkommen zu erzielen, das ein Siebtel der 

lung auf die neuen Renten wegen teilweiser (§ 43 Abs. 1 monatlichen Bezugsgröße (ab 1. April 1999 monatlich 

SGB VI n.F.) oder voller Erwerbsminderung (§ 43 Abs. 2 630 Deutsche Mark; Gesetz vom 24. März 1999, BGBl. 

SGB VI n.F.) durch das Gesetz zur Reform der Renten I 388) übersteigt. Nach § 44 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 SGB VI 

wegen verminderter Erwerbsfähigkeit vom 20. Dezem- a.F., neugefasst mit Wirkung ab 8. Mai 1996 durch das 

ber 2000 (BGBl. I 1827) ist nur für den Fall maßgeblich, 2. SGB VI-ÄndG vom 2. Mai 1996 (BGBl. I 659), ist 

dass ein Rentenanspruch am 31. Dezember 2000 nicht nicht erwerbsunfähig, wer eine Tätigkeit vollschichtig 

bestand, aber für die nachfolgende Zeit in Betracht ausüben kann; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage 

kommt (vgl. § 300 Abs. 1 i.V.m. Abs. 2 SGB VI). Liegen nicht zu berücksichtigen. 

dagegen am 31. Dezember 2000 die Anspruchsvoraus-

setzungen für eine Rente wegen Berufs- oder Erwerb- b) Ausgangspunkt der Prüfung ist der bisherige 

sunfähigkeit vor, besteht der jeweilige Anspruch bis zur Beruf des Versicherten. Darunter ist im Allgemeinen 

Vollendung des 65. Lebensjahres weiter, solange die diejenige der Versicherungspflicht unterliegende Tätig-

Voraussetzungen vorliegen, die für die Bewilligung der keit zu verstehen, die zuletzt auf Dauer, d.h. mit dem 

Leistung – einschließlich der dazu ergangenen Recht- Ziel verrichtet wurde, sie bis zum Einritt der Unfähig-

sprechung – maßgeblich waren (§ 302b Abs. 1 Satz 1 keit aus den in § 43 Abs. 2 SGB VI a.F. genannten Grün-

SGB VI i.d.F. des Gesetzes vom 20. Dezember 2000; BT- den oder bis zum Erreichen der Altersgrenze auszu-

Drucks 14/4230 S. 30 zu Nr. 55 <§ 302 des Entwurfs>). üben. In diesem Falle hängt der Rentenanspruch davon 

In diesem Falle entsteht aus Anlass der Rechtsänderung ab, ob es zumindest eine Tätigkeit gibt, die sozial zu-

kein neuer Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbs- mutbar ist und gesundheitlich wie fachlich noch be-

minderung (§ 302b Abs. 1 Satz 3 SGB VI i.d.F. des Ge- wältigt werden kann. Dabei richtet sich die soziale Zu-

setzes vom 20. Dezember 2000). mutbarkeit einer Verweisungstätigkeit nach der Wertig-

keit des bisherigen Berufs. Zur Erleichterung dieser Be-

a) Nach § 43 Abs 2 SGB VI a.F. sind berufsunfähig urteilung hat die Rechtsprechung des BSG die Berufe 

Versicherte, deren Erwerbsfähigkeit wegen Krankheit der Versicherten in Gruppen eingeteilt. Diese Berufs-

oder Behinderung auf weniger als die Hälfte derjenigen gruppen sind ausgehend von der Bedeutung, die Dauer 

von körperlich, geistig oder seelisch gesunden Versi- und Umfang der Ausbildung für die Qualität eines Be-

cherten mit ähnlicher Ausbildung und gleichwertigen rufs haben, gebildet worden. Entsprechend diesem 

Kenntnissen und Fähigkeiten gesunken ist. Der Kreis Mehrstufenschema werden die Arbeiterberufe durch 

der Tätigkeiten, nach denen die Erwerbsfähigkeit von Gruppen mit den Leitberufen des Vorarbeiters mit Vor-

Versicherten zu beurteilen ist, umfasst alle Tätigkeiten, gesetztenfunktion bzw. des besonders hoch qualifizier-

die ihren Kräften und Fähigkeiten entsprechen und ih- ten Facharbeiters, des Facharbeiters, des angelernten 

nen unter Berücksichtigung der Dauer und des Um- Arbeiters und des ungelernten Arbeiters charakterisiert 

fangs ihrer Ausbildung sowie ihres bisherigen Berufs (vgl. z.B. BSG Urteile vom 22. Oktober 1996 - 13 RJ 

und der besonderen Anforderungen ihrer bisherigen 35/96 - SozR 3-2200 § 1246 Nr. 55 und vom 18. Febru-

Berufstätigkeit zugemutet werden können. Nicht be- ar 1998 - B 5 RJ 34/97 R - SozR 3-2200 § 1246 Nr 61). 

rufsunfähig ist, wer eine zumutbare Tätigkeit voll- Im Rahmen der sozialen Zumutbarkeit kann auf eine 
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Tätigkeit der jeweils nächstniedrigeren Gruppe ver- sichtlich der Gewöhnung und Anpassung an einen neu-

wiesen werden. en Arbeitsplatz, i.V.m. anderen Einschränkungen die 

Nach den Feststellungen des LSG hat die Klägerin Erforderlichkeit, zwei zusätzliche Arbeitspausen von je 

keinen Beruf erlernt und war immer nur auf der Quali- 15 Minuten einzulegen, Einschränkungen der Arm-

fikationsebene einer Hilfsarbeiterin versicherungs- und Handbewegungen, halbstündiger Wechsel vom Sit-

pflichtig beschäftigt. Sie ist deshalb (wie auch ange- zen zum Gehen. Der Grund für die Benennungspflicht 

lernte Arbeiter auf der Qualifikationsebene des unteren liegt darin, dass der Arbeitsmarkt möglicherweise für 

Bereichs der Anlerntätigkeiten) mangels eines Berufs- diese überdurchschnittlich leistungsgeminderten Ver-

schutzes bei der Prüfung, ob der Versicherungsfall der sicherten schlechthin keine Arbeitsstelle bereithält 

Erwerbsunfähigkeit eingetreten ist, grundsätzlich auf oder nicht davon ausgegangen werden kann, dass es für 

sämtliche (meist ungelernte) Tätigkeiten des allgemei- diese Versicherten eine ausreichende Zahl von Arbeits-

nen Arbeitsmarktes oder -feldes verweisbar. Besteht, plätzen gibt oder „ernste Zweifel daran aufkommen, 

wie vom LSG festgestellt, eine vollschichtige Leis- ob der Versicherte in einem Betrieb einsetzbar ist“ 

tungsfähigkeit – wenngleich mit Einschränkungen – ist (GS 2/95 - BSGE 80, 24, 34 = SozR 3-2600 § 44 Nr. 8). 

grundsätzlich die konkrete Benennung einer Verwei- In diesem Zusammenhang ist gesondert und vorab 

sungstätigkeit nicht erforderlich. Es genügt die Feststel- zu prüfen, ob entgegen der grundsätzlichen Annahme, 

lung, dass das Restleistungsvermögen des Versicherten dass es für Vollzeittätigkeiten Arbeitsplätze in ausrei-

körperlich mittelschwere oder leichtere Arbeiten er- chendem Umfang gibt, der Arbeitsmarkt bei einer be-

laubt (z.B. Zureichen, Abnehmen, Transportieren, Rei- stimmten Fallgestaltung generell verschlossen ist und 

nigen, Bedienen von Maschinen, Kleben, Sortieren, sich aus diesem Grunde eine Prüfung im Einzelfall er-

Verpacken, Zusammensetzen von Teilen), wie es bei übrigt. Nur diese Konstellation erfasst die so genannten 

ungelernten Tätigkeiten üblicherweise gefordert wird Katalogfälle, die im Beschluss des Großen Senats vom 

(Großer Senat des BSG Beschluss vom 19. Dezember 19. Dezember 1996 aufgelistet sind. Dieser „Verschlos-

1996 - GS 2/95 - BSGE 80, 24, 31, 32 f. = SozR 3-2600 senheitskatalog“ ist nach der Entscheidung des Großen 

§ 44 Nr. 8). Daran sollte nach der Gesetzesbegründung Senats nicht mit Rücksicht auf ältere arbeitslose unge-

zur Neufassung des § 44 SGB VI a.F. durch das 2. SGB lernte Versicherte oder ältere arbeitslose angelernte 

VI-ÄndG ausdrücklich festgehalten werden (vgl. BT- Versicherte des unteren Bereichs, die vollschichtig 

Drucks 13/3967 S. 3, 4). noch körperlich leichte Arbeiten mit weiteren Ein-

schränkungen verrichten können, zu erweitern. Im 

2. Nach der Rechtsprechung des BSG, zusammen- Übrigen bleibt es aber bei dem Grundsatz, dass bei nicht 

gefasst im Beschluss des Großen Senats des BSG vom außergewöhnlichen Leistungseinschränkungen ohne 

19. Dezember 1996 (GS 2/95 - BSGE 80, 24, 33 f. = Prüfung im Einzelfall (d.h. ob das Anforderungsprofil 

SozR 3-2600 § 44 Nr. 8 m.w.N.) besteht jedoch dann ei- der in Betracht kommenden Tätigkeit dem Leistungs-

ne Ausnahme – und die Pflicht zur Benennung zumin- profil des Versicherten entspricht) die Verweisung auf 

dest einer Verweisungstätigkeit –, wenn eine Summie- den allgemeinen Arbeitsmarkt erfolgt. Wie der Große 

rung ungewöhnlicher Leistungseinschränkungen oder Senat ausführt, „genügt (es), dass es zu einem derarti-

eine schwere spezifische Leistungsbehinderung vor- gen Vergleich kommt, wenn eine Summierung unge-

liegt. Darunter fallen nicht die „üblichen“ Leistungs- wöhnlicher Leistungseinschränkungen oder eine spezi-

einschränkungen wie z.B. der Ausschluss von Tätigkei- fische Leistungsbehinderung vorliegt. Denn eine ver-

ten, die überwiegendes Stehen oder Sitzen erfordern, nünftige Handhabung dieser weiten Begriffe sichert, 

im Akkord oder Schichtdienst verrichtet werden oder dass immer dann, wenn ernsthafte Zweifel bestehen, ob 

besondere Anforderungen an das Seh-, Hör- und Kon- der Versicherte in einem Betrieb einsetzbar ist oder ein 

zentrationsvermögen erfordern (vgl. auch BSG Urteil Katalogfall vorliegen könnte, die konkrete Bezeich-

vom 1. März 1984 - 4 RJ 43/83 - SozR 2200 § 1246 nung einer Verweisungstätigkeit erfolgen muss, die 

Nr. 117). Anerkannt sind dagegen nach der Rechtspre- nicht nur zu dem Vergleich von Leistungsfähigkeit und 

chung des BSG z.B. besondere Schwierigkeiten hin- Anforderungsprofil führt, sondern auch zu der indivi-
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duellen Prüfung, ob dem Versicherten der Arbeitsmarkt hingegen dem Umstand Rechnung, dass auch eine 

offen ist oder nicht“ (BSGE 80, 24, 39 = SozR 3-2600 Mehrzahl von Einschränkungen, die jeweils nur einzel-

§ 44 Nr. 8). ne Verrichtungen und Arbeitsbedingungen betreffen, 

zusammengenommen – ohne im Einzelnen oder auf 

3. Die Beklagte beruft sich im Falle der Klägerin zu den ersten Blick ungewöhnlich zu sein – das noch mög-

Unrecht auf die Entscheidung des Großen Senats des liche Arbeitsfeld in erheblichem Umfang zusätzlich 

BSG vom 19. Dezember 1996. einengen können. Maßstab sind dabei die tatsächlichen 

Der Große Senat hat keinesfalls entschieden, dass Verhältnisse der Arbeitswelt, insbesondere der dort an 

„mangelnde Ausbildung“ den Verschlossenheitskatalog Arbeitnehmer gestellten Anforderungen, was wiederum 

nicht erweitert, denn mit einer solchen Fragestellung unter Bezug auf die Verhältnisse im Einzelfall nur tat-

war der Große Senat nicht befasst. Entschieden wurde richterlich festzustellen ist. Der Senat hat sich hierzu 

nur, dass für langjährig arbeitslose, ältere und unge- bereits mit Beschluss vom 14. Dezember 1998 - B 5 RJ 

lernte Versicherte nicht von einer generellen Ver- 184/98 B - SozR 3-2600 § 43 Nr. 19 geäußert und in-

schlossenheit des Arbeitsmarktes auszugehen sei. Nur soweit der Rechtsprechung des 13. Senats des BSG 

in diesem Zusammenhang findet sich der Satz, dass (Urteil vom 19. August 1997 - 13 RJ 1/94 - BSGE 81, 

nicht deshalb von Erwerbsunfähigkeit ausgegangen 15 = SozR 3-2200 § 1247 Nr. 23) angeschlossen. 

werden könne, weil „neben den gesundheitlichen Ein-

schränkungen Risikofaktoren wie Langzeitarbeitslosig- 4. Das LSG hat, ohne gegen Bundesrecht zu ver-

keit und vorgerücktes Alter oder mangelhafte Ausbil- stoßen oder von der Rechtsprechung des BSG abzu-

dung die Vermittlungschancen zusätzlich erschweren“ weichen, im Rahmen der allein ihm obliegenden Prü-

(BSGE a.a.O. S. 36 = SozR 3 a.a.O. S. 30). fung, ob im Zusammenwirken mit anderen Leistungs-

Im vorliegenden Verfahren geht es dagegen um die einschränkungen eine „Summierung ungewöhnlicher 

Fähigkeit des Lesens und Schreibens, derer ungelernte Leistungseinschränkungen“ vorliegt, den nicht auf 

Versicherte in der Regel mächtig sind und die zu den einer gesundheitlichen Störung oder einer Minderbe-

im Arbeitsleben erforderlichen Grundqualifikationen gabung beruhenden Analphabetismus der Klägerin 

zählt. Die von der Beklagten aufgestellte Prämisse, dass berücksichtigt. Denn es handelt sich dabei um ein indi-

von einer „Summierung ungewöhnlicher Leistungsein- viduelles Defizit, das nach den tatsächlichen Verhält-

schränkungen“ oder einer „schweren spezifischen Leis- nissen der Arbeitswelt den Zugang zum allgemeinen 

tungsbehinderung“ nur dann gesprochen werden kön- Arbeitsmarkt in erheblichem Umfang begrenzen kann, 

ne, wenn der entschiedene Fall unter einen der ge- sodass im Sinne der Rechtsprechung des Großen Se-

schlossenen Katalogfälle subsumiert werden könne nats „ernsthafte Zweifel“ bestehen können, ob der Ver-

(so ausdrücklich Lilge, SGb 1998, 195) ist unzutreffend. sicherte in einem Betrieb einsatzfähig ist. 

Es gilt nur der Satz, dass eine Einzelfallprüfung entfällt Bereits im zurückverweisenden Urteil vom 19. Au-

bzw. sich erübrigt, falls einer der Katalogfälle vorliegt. gust 1997 (13 RJ 25/95) hat der 13. Senat des BSG dem 

Das Vorliegen eines Katalogfalles ist deshalb, wie vom LSG aufgegeben zu prüfen, ob neben weiteren Ein-

Großen Senat hervorgehoben, vorab zu prüfen (vgl. schränkungen die unzureichende Fähigkeit des Lesens 

auch Senatsurteil vom 25. März 1998 - B 5 RJ 46/97 R und Schreibens, soweit diese nicht auf der mangelhaf-

- SGb 1998, 406). ten Beherrschung der deutschen Sprache beruht (Hin-

Im Falle der Klägerin kommt allein eine „Summie- weis auf das Senatsurteil vom 15. Mai 1991 - 5 RJ 92/89 

rung ungewöhnlicher Leistungseinschränkungen“ in - BSGE 68, 288 = SozR 3-2200 § 1246 Nr. 11), zusam-

Betracht, nicht dagegen eine „schwere spezifische Leis- men mit anderen Leistungseinschränkungen den Zu-

tungsbehinderung“. Mit letzterem Begriff werden nur gang des damaligen Klägers über das übliche Maß hin-

solche Fälle erfasst, bei denen bereits eine schwerwie- aus erschwert und deshalb eine dem Leistungsvermö-

gende Behinderung ein weites Feld von Verweisungs- gen entsprechende Tätigkeit konkret benannt werden 

möglichkeiten versperrt. Das Merkmal der „Summie- muss. Mit Urteil vom 4. November 1998 (B 13 RJ 13/98 

rung ungewöhnlicher Leistungseinschränkungen“ trägt R - SozR 3-2200 § 1246 N.r 62, S. 284, 288 ff.) hat der 
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13. Senat diese Rechtsprechung weiter vertieft und dar- sehen. Die Unfähigkeit eines Ausländers, deutsch zu 

gelegt, dass speziell mit Blick auf die Verweisungsmög- sprechen, erschwert zwar den Zugang zum Arbeits-

lichkeit eines ungelernten oder angelernten Versicher- markt, muss aber als Kriterium außer Acht bleiben, weil 

ten im unteren Bereich die Kenntnis des Lesens und dies im Ergebnis auf eine Besserstellung der ausländi-

Schreibens im Rahmen der Feststellung der „Summie- schen Versicherten erheblichen Umfangs hinauslaufen 

rung ungewöhnlicher Leistungseinschränkungen“ zu würde und der gesetzlichen Rentenversicherung ein 

berücksichtigen sei, denn § 1246 Abs. 2 RVO (hier § 43 prinzipiell unkalkulierbares Risiko aufgebürdet würde. 

Abs. 2 Satz 2 SGB VI a.F.) schreibe vor, dass eine Die in der Literatur hierzu geäußerten Bedenken (vgl. 

Verweisungstätigkeit den Kräften und Fähigkeiten des Kühl, SGb 1999, 551 und Bieback, InfAuslR 1992, 22, 

Versicherten zu entsprechen habe, wodurch sicher- 23) werden nicht geteilt. 

gestellt werden solle, dass keine vom tatsächlichen Lei- Dem LSG ist beizupflichten, wenn es im Anschluss 

stungsvermögen des Versicherten losgelöste, also fikti- an das Urteil des 13. Senats vom 4. November 1998 

ve Verweisung erfolge. Insofern umfasse der Begriff der (a.a.O.) darauf hinweist, dass die Berücksichtigung ei-

„Fähigkeiten“ grundsätzlich alle berufsrelevanten nes muttersprachlichen Analphabetismus von im Aus-

Kenntnisse und Fertigkeiten des Versicherten, wozu land aufgewachsenen Versicherten zu keiner Ungleich-

auch die Kenntnis des Lesens und Schreibens zähle behandlung mit inländischen Versicherten führt. Denn 

(vgl. im Ergebnis zustimmend auch die vom Verband auch ausländische Analphabeten sind – abgesehen von 

Deutscher Rentenversicherungsträger aktualisierte der Kenntnis der deutschen Sprache – mit ihren 

Neufassung der Grundsätze zum Recht der Rente we- tatsächlichen Kräften und Fähigkeiten versichert, und 

gen verminderter Erwerbsfähigkeit, DRV 2002, 81, 122, sie werden nicht anders behandelt als inländische An-

159). alphabeten. Es gibt auch in Deutschland eine nennens-

Dem schließt sich der erkennende Senat an, auch werte Anzahl von (praktischen) Analphabeten (die 

wenn die zitierte Regelung die Verweisung im Rahmen Schätzungen gehen bis zu vier Millionen Menschen, 

des Berufsschutzes zum Gegenstand hat. Denn in den Großfeld/Hülper, JZ 1999, 430; Kunze, DRV 2001, 

Fällen, in denen ungelernten Versicherten – ausnahms- 189), die zum Großteil rentenversicherungspflichtig be-

weise – Verweisungstätigkeiten konkret zu benennen schäftigt sind (Döbert/Hubertus, Ihr Kreuz ist die 

sind, können keine anderen Maßstäbe gelten. Es spielt Schrift, 1. Aufl, 2000, 59 ff., 68 ff.). Für eine ungleiche 

deshalb auch keine Rolle, dass § 44 Abs. 2 SGB VI a.F. Behandlung der beiden Gruppen von Analphabeten 

bei der Definition des Versicherungsfalles der Erwerbs- gibt es keinen sachlichen Grund. 

unfähigkeit nur von einer Minderung der Erwerbs- Im Übrigen werden Versicherte mit allen Krank-

fähigkeit „wegen Krankheit oder Behinderung“ spricht, heiten, Gebrechen, Behinderungen, Wesenseigentüm-

solange nach der Rechtsprechung des Großen Senats – lichen, Sozialisations- und Bildungsdefiziten in die ge-

und auch dem Willen des Gesetzgebers des 2. SGB VI- setzliche Rentenversicherung aufgenommen, und es 

ÄndG (vgl. BT-Drucks 13/3697 S. 3, 4) – bei der Prü- gibt keinen Ausschluss aus der Versicherung wegen so 

fung der Erwerbsunfähigkeit Ungelernter – vorausge- genannter „eingebrachter“ Leiden, Behinderungen 

setzt, es liegt eine Summierung ungewöhnlicher Leis- oder sonstiger Defizite (vgl. BSG Urteile vom 27. Ok-

tungseinschränkungen oder eine schwere spezifische tober 1966 - 5 RKn 132/64 - BSGE 25, 227, 229 f. = 

Leistungsbehinderung vor – die konkrete Betrach- SozR Nr. 62 zu § 1246 RVO, vom 28. März 1979 - 4 RJ 

tungsweise gilt. Diese von der Rechtsprechung gebilde- 35/78 – und vom 30. November 1983 – 4 RJ 109/82), es 

te Fallgruppe ist durch die Legaldefinition der Erwerbs- sei denn, es hat bereits bei Eintritt in die Rentenver-

unfähigkeit in § 44 Abs. 2 SGB VI a.F., die prinzipiell sicherung Erwerbsunfähigkeit bestanden. Allein durch 

nicht von einer möglichen Verweisung ausgeht, nicht das Erfordernis der Mindestbeitragszeit von fünf Jahren 

erfasst (vgl. Kühl, SGb 1999, 551, 553). für die vorzeitigen Versichertenrenten wegen Berufs-

Zutreffend hat der 13. Senat auch keinen Wider- oder Erwerbsunfähigkeit bzw. wegen voller oder – teil-

spruch zum Senatsurteil vom 15. Mai 1991 (5 RJ 92/89 weiser Erwerbsminderung erfolgt eine vom Gesetz vor-

- BSGE 68, 288, 289 f = SozR 3-2200 § 1246 Nr 11) ge- gesehene faktische „Erprobung“, nach deren Ablauf ein 
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„Herabsinken“ der beruflichen Leistungsfähigkeit ins- Analphabeten sind, keine geeigneten Arbeitsmöglich-

gesamt zum Eintritt der genannten Versicherungsfälle keiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt mehr benannt 

führen kann. Denn im Einzelfall soll und kann kaum werden können. Dem ist, wie bereits im zitierten Be-

festgestellt werden, ob z.B. ein Versicherter mit einer schluss des Senats vom 14. Dezember 1998 zum Aus-

Behinderung oder Begabungs- und Sozialisationsdefi- druck gebracht (B 5 RJ 184/98 B - SozR 3-2600 § 43 Nr. 

ziten – auch einer eingeschränkten Kommunikations- 19), uneingeschränkt beizupflichten. Der Senat betont 

fähigkeit unter Einschluss des Lesens und Schreibens – deshalb ausdrücklich, dass für die Annahme einer 

als von vornherein Erwerbsunfähiger eine Werkstatt für „Summierung ungewöhnlicher Leistungseinschrän-

Behinderte besuchen muss oder jedenfalls in jungen kungen“ unter Mitberücksichtigung des Analphabetis-

Jahren eine rentenversicherungspflichtige Beschäfti- mus dessen Vorliegen – ggf. durch einen geeigneten Test 

gung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt aufzunehmen – sicher festgestellt sein muss und dieser erst dann eine 

in der Lage ist. Kommen bei einem regulär Versicherten Rolle spielen kann, wenn das weite Feld der Tätigkei-

im Verlaufe des Erwerbslebens weitere Leistungsein- ten, welche die Fähigkeit des Lesens und Schreibens 

schränkungen hinzu oder nimmt nur mit zunehmen- nicht unbedingt erfordern (z.B. Küchenhilfe, Putz- und 

dem Alter die Kompensationsfähigkeit „eingebrachter“ Reinigungsarbeiten) auf Grund weiterer hinzutretender 

Leiden bis zur Erwerbsunfähigkeit ab, bzw. kommt es Behinderungen nicht mehr offen steht. Denn bei (ge-

zu einem für das „eingebrachte“ Leiden typischem Leis- schätzt) ca. vier Millionen Analphabeten in der Bun-

tungsabbau in einem bestimmten Lebensalter, spielt es desrepublik Deutschland, die zum Großteil in renten-

für die Beurteilung der Erwerbsfähigkeit keine Rolle, versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen 

wann und in welcher Reihenfolge die einzelnen ggf. stehen, kann nicht von einem von vornherein ver-

„eingebrachten“ Defizite und Leistungseinschränkun- schlossenen Arbeitsmarkt allein wegen des Analphabe-

gen aufgetreten sind. tismus ausgegangen werden. Dies zeigt auch der beruf-

Im Gegensatz zu der von der Beklagten im An- liche Werdegang der Klägerin, die in früheren Jahren 

schluss an Kunze (DRV 2001, 189, 192 ff.) vertretenen durchaus in der Lage war, eine angemessene rentenver-

Auffassung spielt es deshalb keine Rolle, ob der mut- sicherungspflichtige Tätigkeit zu finden und sich hier, 

tersprachliche und nicht auf einer geistigen Behinde- ggf. mit entsprechenden Anpassungstechniken, zu be-

rung beruhende Analphabetismus im Rahmen der Prü- währen. 

fung, ob Erwerbsunfähigkeit vorliegt, eine „herabsin-

kensfähige“ Behinderung ist und deshalb keinen Fak- 5. Nach den Feststellungen des LSG...ist die Kläge-

tor für das Entfallen der Erwerbsfähigkeit i.S. von § 44 rin infolge der festgestellten Gesundheitsstörungen 

Abs. 2 Satz 1 SGB VI a.F. darstellen könne. Im Übrigen (rezidivierendes Hals-, Brust- und Lendenwirbelsäu-

erkennt auch Kunze an, dass der Analphabetismus bei lensyndrom, Reizzustand im Bereich der Schultern, be-

der Prüfung, ob der Versicherungsfall der Erwerbs- oder ginnender Kniegelenksverschleiß, arterieller Bluthoch-

Berufsunfähigkeit eingetreten ist, einen verweisungs- druck mit grenzwertiger, linksventrikulärer Hypertro-

einschränkenden Faktor darstellen kann und als „all- phie, Brustrestriktion) nur noch in der Lage, leichte 

gemeine Schwäche“ i.S. eines eingebrachten Leidens körperliche Arbeiten in wechselnder Körperhaltung, in 

als gewichtiger Faktor die Einsatzfähigkeit einschrän- geschlossenen Räumen ohne Zwangshaltungen oder 

ken bzw. ausschließen kann (a.a.O. S. 194). Er warnt einseitige Körperpositionen, ohne dauerndes Arbeiten 

lediglich davor, die Rechtsfigur der „Summierung unge- auf Gerüsten und Leitern, ohne ständige Einwirkungen 

wöhnlicher Leistungseinschränkungen“ zu einem Ein- von Kälte, Hitze, Zugluft, starken Temperaturschwan-

fallstor zu machen und den Gesetzesbefehl, nur in eng kungen und Nässe regelmäßig und vollschichtig zu ver-

begrenzten Ausnahmefällen von dieser Rechtsfigur Ge- richten. Darüber hinaus besteht bei der Klägerin ein 

brauch zu machen, zu missachten. Er räumt aber durch- Analphabetismus, denn sie kann weder in ihrer Mut-

aus ein, dass nach Ausschöpfung aller Ermittlungsmög- tersprache noch in deutscher Sprache lesen und schrei-

lichkeiten Fälle verbleiben können, in denen Versicher- ben. Unter Mitberücksichtigung des Analphabetismus 

ten, die Leistungseinschränkungen haben und zudem liegt nach der tatrichterlichen Beurteilung durch das 
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LSG ein Fall der „Summierung ungewöhnlicher Leis- ruht nicht auf der Schwankungen unterworfenen je-

tungseinschränkungen“ im Sinne der angeführten weiligen Lage des Arbeitsmarktes, sondern auf dem 

Rechtsprechung des Großen Senats des BSG vor. Die- Fehlen von Verweisungstätigkeiten, die die Klägerin mit 

se tatrichterliche Beurteilung beruht auf keiner Rechts- ihrem körperlichen Leistungsvermögen unter Berück-

verletzung oder einer Divergenz zur Rechtsprechung sichtigung ihres Analphabetismus noch verrichten 

des BSG. Es besteht auch keinerlei Anhalt, dass die könnte (vgl. GS 2/95 - BSGE 80, 24, 35 f. = SozR 3-2600 

Grenzen der freien richterlichen Beweiswürdigung § 44 Nr. 8, S. 29). Die Beklagte hat im Übrigen auch kei-

(§ 128 Abs 1 SGG) überschritten worden wären oder ne – einen Rentenanspruch ausschließende – Rehabi-

der Ausnahmecharakter der auf den Einzelfall abstel- litationsleistungen angeboten. 

lenden Rechtsfigur der „Summierung ungewöhnlicher 

Leistungseinschränkungen“ verkannt worden wäre. Anmerkung:

Die tatrichterliche Beurteilung ist deshalb vom Senat zu Mit den in den letzten Jahren zunehmenden Pro-

übernehmen.... blemen am Arbeitsmarkt, die in besonderem Maße ge-

Schließlich begegnet es auch keinen rechtlichen Be- ringer qualifizierte rentenversicherte Arbeitnehmer 

denken, dass das LSG entsprechend dem Klageantrag – treffen, rückt die Frage der Bedeutung von Analphabe-

unter Zugrundelegung „eines Leistungsfalls der Er- tismus im Zusammenhang mit Rentenansprüchen we-

werbsunfähigkeit vom 16.10.1997“ – eine Dauerrente gen Erwerbsunfähigkeit bzw. verminderter Erwerbs-

zuerkannt hat. Wie vom LSG bindend festgestellt und fähigkeit verstärkt in den Mittelpunkt rechtlicher Fra-

in seiner Entscheidung näher ausgeführt worden ist, be- gen in der gesetzlichen Rentenversicherung. Mit Urteil 

standen die Gesundheitsstörungen und die damit ver- vom 4.11.1998 – B 13 RJ 13/98 R – hatte der 13. Senat 

bundenen Leistungseinschränkungen schon vor dem des BSG bereits festgestellt, dass mit Blick auf die Ver-

Rentenantrag vom 16. Oktober 1997, sodass nach der weisungsproblematik bei noch vollschichtig leistungs-

Regelung des § 99 Abs. 1 Satz 2 SGB VI der Renten- fähigen ungelernten Versicherten in Fällen einer „Sum-

beginn auf den Beginn des Antragsmonats festgelegt mierung ungewöhnlicher Leistungseinschränkungen“ 

wird. Eine Befristung der Rente wegen Erwerbsun- die (Un)kenntnis des Lesens und Schreibens zu berück-

fähigkeit gemäß § 102 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 SGB VI in der sichtigen sei. Für diese sogenannten Summierungsfälle 

hier maßgeblichen, bis 31. Dezember 2000 gültigen Fas- sieht das BSG das Erfordernis einer ausnahmsweisen 

sung kam hier auf Grund der Feststellungen des LSG Benennung geeigneter Verweisungstätigkeiten auch bei 

nicht in Betracht. Nach dieser Vorschrift werden Ren- ansonsten noch vollschichtig leistungsfähigen Ver-

ten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit auf Zeit ge- sicherten. Die Rentenversicherungsträger haben den 

leistet, wenn (1) begründete Aussicht besteht, dass die Analphabetismus bisher als zusätzlich zu berücksichti-

Minderung der Erwerbsfähigkeit in absehbarer Zeit be- genden – ggf. entscheidungserheblichen – Umstand bei 

hoben sein kann, oder (2) der Anspruch auch von der der Frage eines eingeengten Verweisungsspektrums in 

jeweiligen Arbeitsmarktlage abhängig ist. Nr. 2 stellt den Fällen der Summierung ungewöhnlicher Leis-

klar, dass Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit tungseinschränkungen betrachtet. Der 5. Senat des 

nur auf Zeit zu leisten sind, wenn der Rentenanspruch BSG macht in vorliegender Entscheidung nun deutlich, 

nicht ausschließlich auf dem Gesundheitszustand, son- dass Analphabetismus selbst eine ungewöhnliche Leis-

dern auch darauf beruht, dass der Teilzeitarbeitsmarkt tungseinschränkung darstellt, die in Summe mit weite-

verschlossen ist (vgl. im Einzelnen Niesel in Kasseler ren derartigen Leistungseinschränkungen die Pflicht 

Komm., Bd. 1, § 102 RdNr. 9, 10 m.w.N., Stand August zur Benennung einer konkreten Verweisungstätigkeit 

1992; Brähler in Gemeinschafts- Komm, Gesetzliche auslösen kann. Wann eine derart relevante Summie-

Rentenversicherung, Bd. 3, § 102 RdNr. 41 ff., Stand rung vorliege, sei im Einzelfall zu beurteilen. 

Mai 2002). Letzteres scheidet bei der vollschichtig ein- Dem 5. Senat ist allerdings klar, dass diese Bewer-

setzbaren Klägerin aus (vgl BSG Urteil vom 18. Juli tung des Analphabetismus durchaus so missverstanden 

1996 - 4 RA 33/94 - SozR 3-2200 § 1246 Nr. 52). Ihre werden könnte, dass sich für den betroffenen Kreis un-

Unfähigkeit, durch Arbeit Einkommen zu erzielen, be- gelernter Versicherter ein leichterer Zugang zur Rente 



wegen Erwerbsminderung öffnet. Der Senat weist daher steht, bevor es zur Anerkennung eines Anspruchs auf 

unter Berufung auf einschlägige Veröffentlichungen Rente wegen Erwerbsminderung kommen kann. 

darauf hin, dass in Deutschland eine nennenswerte Für die Verwaltungspraxis der Rentenversiche-

Zahl von „praktischen Analphabeten“ existiert, die rungsträger bedeutet dies, dass unter Nutzung der Er-

zum Großteil rentenversicherungspflichtig beschäftigt fahrungen aus dem Bereich der beruflichen Teilhabe-

ist, es also grundsätzlich auch für diesen Personenkreis leistungen geeignete Testverfahren anzuwenden sind, 

zugängliche Arbeitsplätze gibt. Ausdrücklich betont der um einen muttersprachlichen Analphabetismus sicher 

Senat, dass der Analphabetismus sicher festgestellt festzustellen und dass verstärkte Aufklärungsarbeit zu 

werden muss, und dass nach Ausschöpfung aller Auf- leisten ist in Bezug auf die Ermittlung eines möglichen 

klärungsmöglichkeiten feststehen muss, dass das wei- geeigneten Arbeitsplatzes. Regelmäßig sollte auch die 

te Feld der Tätigkeiten, die die Fähigkeit des Lesens und Gewährung von beruflichen Teilhabeleistungen in 

Schreibens nicht unbedingt erfordern, nicht mehr offen Form von Alphabetisierungskursen geprüft werden. 
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Rentenzugänge Inland 

aufgeteilt nach Leistungsarten 

Rente wegen Berufsunfähigkeit 

146

Rente wegen Erwerbsunfähigkeit 

Rente wegen voller Erwerbsminderung 
1.409

von 20 Jahren 0

von 20 Jahren 

Erziehungsrente

Regelaltersrente
2.699

Altersrente wegen Arbeitslosigkeit 

Altersrente für Frauen 

Altersrente für Schwerbehinderte, Berufsunfähige, 
Erwerbsunfähige

Kleine Witwen-/Witwerrente 

Große Witwen-/Witwerrente 
1.694

Halbwaisenrente

LVA Rheinprovinz mitteilungen 7-8/ 2004 

(LEAT 14) 15 

Rente wegen teilw. Erwerbsminderung 
(LEAT 74) 

(LEAT 15) 17 

(LEAT 75) 

Rente wegen voller Erwerbsminderung und Wartezeit 
(LEAT 43) 

Rente wegen voller Erwerbsminderung und Wartezeit 
(LEAT 76) 81 

(LEAT 45) 13 

(LEAT 16) 

(LEAT 17) 486 

(LEAT 18) 398 

(LEAT 62) 494 

Altersrente für langjährig Versicherte 
(LEAT 63) 292 

(LEAT 20) 48 

(LEAT 21) 

(LEAT 25) 393 

Vollwaisenrente 
(LEAT 26) 27

Statistiken der LVA Rheinprovinz im Monat März 2004 

Abteilung Versicherung, Rente und Rehabilitation 

Versicherung Rente Rehabilitation

a) Rentenanträge b) Auskunftsersuchen 
Familiengericht / Sonstige 

c) Rentenbestand 

Eingänge 48.519 11.764 2.239 _ 7.703

Erledigungen 46.706 12.336 2.115 7.850

Bestand 71.077 34.247 7.308 = 1.407.387 



Statistiken der LVA Rheinprovinz im Monat April 2004 

Abteilung Versicherung, Rente und Rehabilitation 

Versicherung Rente Rehabilitation

a) Rentenanträge b) Auskunftsersuchen 
Familiengericht / Sonstige 

c) Rentenbestand 

Eingänge 48.015 8.968 1.991 _ 6.569

Erledigungen 46.940 9.819 1.959 6.478

Bestand 72.146 33.399 7.337 = 1.409.201 

Rentenzugänge Inland 

aufgeteilt nach Leistungsarten 

Rente wegen Berufsunfähigkeit 

139

Rente wegen Erwerbsunfähigkeit 
8

Rente wegen voller Erwerbsminderung 
1.064

von 20 Jahren 0

von 20 Jahren 

Erziehungsrente

Regelaltersrente
2.084

Altersrente wegen Arbeitslosigkeit 

Altersrente für Frauen 

Altersrente für Schwerbehinderte, Berufsunfähige, 
Erwerbsunfähige

Kleine Witwen-/Witwerrente 

Große Witwen-/Witwerrente 
1.483

Halbwaisenrente
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(LEAT 14) 10 

Rente wegen teilw. Erwerbsminderung 
(LEAT 74) 

(LEAT 15) 

(LEAT 75) 

Rente wegen voller Erwerbsminderung und Wartezeit 
(LEAT 43) 

Rente wegen voller Erwerbsminderung und Wartezeit 
(LEAT 76) 70 

(LEAT 45) 10 

(LEAT 16) 

(LEAT 17) 411 

(LEAT 18) 305 

(LEAT 62) 385 

Altersrente für langjährig Versicherte 
(LEAT 63) 240 

(LEAT 20) 28 

(LEAT 21) 

(LEAT 25) 319 

Vollwaisenrente 
(LEAT 26) 18
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Rentenzugänge Inland 

aufgeteilt nach Leistungsarten 

Rente wegen Berufsunfähigkeit 
7

103

Rente wegen Erwerbsunfähigkeit 

Rente wegen voller Erwerbsminderung 
1.054

von 20 Jahren 0

von 20 Jahren 

Erziehungsrente
5

Regelaltersrente
1.932

Altersrente wegen Arbeitslosigkeit 

Altersrente für Frauen 

Altersrente für Schwerbehinderte, Berufsunfähige, 
Erwerbsunfähige

Kleine Witwen-/Witwerrente 

Große Witwen-/Witwerrente 
1.294

Halbwaisenrente

LVA Rheinprovinz mitteilungen 7-8/ 2004 

(LEAT 14) 

Rente wegen teilw. Erwerbsminderung 
(LEAT 74) 

(LEAT 15) 12 

(LEAT 75) 

Rente wegen voller Erwerbsminderung und Wartezeit 
(LEAT 43) 

Rente wegen voller Erwerbsminderung und Wartezeit 
(LEAT 76) 78 

(LEAT 45) 

(LEAT 16) 

(LEAT 17) 391 

(LEAT 18) 334 

(LEAT 62) 355 

Altersrente für langjährig Versicherte 
(LEAT 63) 187 

(LEAT 20) 31 

(LEAT 21) 

(LEAT 25) 280 

Vollwaisenrente 
(LEAT 26) 21

Statistiken der LVA Rheinprovinz im Monat Mai 2004 

Abteilung Versicherung, Rente und Rehabilitation 

Versicherung Rente Rehabilitation

a) Rentenanträge b) Auskunftsersuchen 
Familiengericht / Sonstige 

c) Rentenbestand 

Eingänge 45.562 7.898 1.636 _ 6.131

Erledigungen 45.695 9.133 1.685 6.230

Bestand 72.013 32.163 7.286 = 1.402.894 
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Beitragseinnahmen (EURO-Beträge) von versicherungspflichtig beschäftigten Arbeitnehmern Ist-Monat März 2004 

AOK
Rheinland

IKK Nordrhein Betriebskranken-
kassen

Ersatzkassen Landwirtschftl.
Krankenkasse

Gesamtsumme

Beitragseinnahmen der LVA 
insgesamt 229.608.068,19 47.599.516,80 155.625.160,62 105.001.312,11 192.646,80 538.026.704,52

darin enthalten: 
• Beiträge aus Entgeltersatz-

leistungen Krankengeld 4.558.671,43 845.222,18 2.000.000,59 2.200.771,55 580,12 9.605.245,87

• Beiträge aus Entgeltersatz-
leistungen Verletztengeld 399.733,16 139.822,24 188.022,78 0,00 356,36 727.934,54

• Zinsauskehrung 
§ 28 I Abs. 2 SGB IV 9.291,67 1.970,03 7.474,81 3.230,57 0,00 21.967,08

• Beiträge für Pflegepersonen 1.904.148,42 312.788,87 745.338,01 1.032.928,43 67.420,68 4.062.624,41
• Säumniszuschläge 228.059,43 85.355,11 104.084,00 268.647,28 185,09 686.330,91
• Beiträge für versicherungs-

pflichtige Arbeitnehmer 222.508.164,08 46.214.358,37 152.580.240,43 101.495.734,28 124.104,55 522.922.601,71

durch Krankenkasse 
einbehalten:
• Einzugsvergütung 526.180,75 97.752,36 596.290,96 126.928,19 2.337,46 1.349.489,72

• Überweisungsgebühren 0,00 0,00 4,50 0,00 0,00 4,50
• KV Beiträge für 

Rehabilitanden 528.603,75 221.368,46 195.548,95 323.359,97 136,00 1.269.017,13
• Pflegeversicherungsbeitrag 

für Rehabilitanden 64.454,59 25.443,59 23.812,59 37.891,86 16,18 151.618,81
Sonst. Verrechnungen/       
Übergangsgelder 0,00 0,00 35.352,77 0,00 0,00 35.352,77

Überweisungen an LVA 228.488.829,10 47.254.952,39 154.774.150,85 104.513.132,09 190.157,16 535.221.221,59

Beitragseinnahmen von Handwerkern, antragspflichtig versicherten Selbstständigen – Monat Märzr 2004 

Gesamt-
anzahl

Anzahl der Versicherten 

Beitrags-
einnahmen
in Euro 

Regel-
beitrag

Höchst-
beitrag

Einkommens-
gerechter
Beitrag

Halber
Regelbeitrag

Allein-
handwerker

Handwerker 7.912 3.397 1 2.542 1.951 21 2.556.264,43

Vers.pfl.Selbst.  390 220 1 148 21 nicht möglich 141.165,96

Existenzgründer 2.044 1 0 558 1.485 nicht möglich 361.394,49

Gesamt 10.346 3.618 2 3.248 3.457 21 3.058.824,88

Beitragseinnahmen von freiwillig Versicherten – Monat April 2004 

Gesamt-
anzahl

Anzahl der Versicherten 
Beitrags-
einnahmen
in Euro 

Regel-
beitrag

Höchst-
beitrag

Mindest-
Beitrag

Halber
Regelbeitrag

Vereinbarter 
Beitrag

Inland 18.038 137 12 16.639 24 1.226 1.934.998,34

Ausland 555 5 8 432 0 110 75.887,32

Gesamt 18.593 142 20 17.071 24 1.336 2.010.885,66
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Beitragseinnahmen (EURO-Beträge) von versicherungspflichtig beschäftigten Arbeitnehmern Ist-Monat April 2004 

AOK
Rheinland

IKK Nordrhein Betriebskranken-
kassen

Ersatzkassen Landwirtschftl.
Krankenkasse

Gesamtsumme

Beitragseinnahmen der LVA 
insgesamt 234.220.784,61 49.638.757,65 159.059.219,09 104.124.839,09 194.531,64 547.238.132,08

darin enthalten: 
• Beiträge aus Entgeltersatz-

leistungen Krankengeld 3.931.937,07 1.061.588,20 2.069.434,92 1.800.202,89 637,23 8.863.800,31

• Beiträge aus Entgeltersatz-
leistungen Verletztengeld 487.340,54 153.550,53 186.719,50 0,00 181,20 827.791,77

• Zinsauskehrung 
§ 28 I Abs. 2 SGB IV 9.274,48 1.906,87 7.717,27 3.174,45 0,00 22.073,07

• Beiträge für Pflegepersonen 2.049.163,62 304.054,29 735.671,80 1.017.128,70 61.984,32 4.168.002,73
• Säumniszuschläge 198.767,09 79.714,35 103.412,38 573.973,64 64,48 955.931,94
• Beiträge für versicherungs-

pflichtige Arbeitnehmer 227.544.301,81 48.037.943,40 155.956.263,22 100.730.360,26 131.664,41 532.400.533,10

durch Krankenkasse 
einbehalten:
• Einzugsvergütung 469.537,38 230.352,20 642.401,34 128.083,93 2.428,89 1.472.803,74

• Überweisungsgebühren 0,00 0,00 2,00 0,00 0,00 2,00
• KV Beiträge für 

Rehabilitanden 565.759,08 219.594,43 261.574,45 371.089,43 0,00 1.418.017,39
• Pflegeversicherungsbeitrag 

für Rehabilitanden 68.845,53 25.240,72 31.248,29 42.363,37 0,00 167.697,91
Sonst. Verrechnungen/       
Übergangsgelder 0,00 0,00 89.034,32 0,00 0,00 89.034,32

Überweisungen an LVA 233.116.642,62 49.363.570,30 158.034.958,69 103.583.303,21 192.102,75 544.290.577,57

Beitragseinnahmen von Handwerkern, antragspflichtig versicherten Selbstständigen – Monat April 2004 

Gesamt-
anzahl

Anzahl der Versicherten 

Beitrags-
einnahmen
in Euro 

Regel-
beitrag

Höchst-
beitrag

Einkommens-
gerechter
Beitrag

Halber
Regelbeitrag

Allein-
handwerker

Handwerker 7.874 3.293 1 2.547 2.012 21 2.429.000,57

Vers.pfl.Selbst.  386 217 1 146 22 nicht möglich 138.133,14

Existenzgründer 2.267 3 625 1.639 nicht möglich 378.191,99

Gesamt 10.527 3.513 2 3.318 3.673 21 2.945.325,70

Beitragseinnahmen von freiwillig Versicherten – Monat Mai 2004 

Gesamt-
anzahl

Anzahl der Versicherten 
Beitrags-
einnahmen
in Euro 

Regel-
beitrag

Höchst-
beitrag

Mindest-
Beitrag

Halber
Regelbeitrag

Vereinbarter 
Beitrag

Inland 17.985 131 12 16.596 23 1.223 1.580.535,13

Ausland 554 4 7 432 0 111 45.687,54

Gesamt 18.539 135 19 17.028 23 1.334 1.626.222,67
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Kurzfristige geringfügige Beschäftigung 

ist keine Schwarzarbeit 

Lothar Winter, Karlsruhe 

Die Rentenversicherung 5/2004, S. 84 – 87 

Sozialversicherungsrechtlicher Status von Übungsleitern 

in Vereinen – Teil 3 

Bernd Hansen, Hamburg 

Die Beiträge 6/2004, S. 321 – 327 

Beitragsberechnungsgrundlage bei Selbständigen 

Mitteilungen der bayerischen Landesversicherungsanstalten 

5/2004, S. 220 - 228 

Rehabilitation

Rehabilitation von Abhängigkeitserkrankungen durch die BfA 

– Aktueller Stand und Perspektiven – 

Joachim Köhler u. Barbara Naumann, Berlin 

DAngVers 5-6/2004, S. 249 – 259 

Ausbau des internen Qualitätsmanagements 

in der Reha-Klinikgruppe der BfA 

Peter Baron, Berthold Lindow, Janett Görke, Berlin 

DAngVers 5-6/2004, S. 259 – 263 

Drei Jahre Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (IX) 

Oliver Assmus, Anja Druckenmüller, Marion Götz, 

Markus Oberscheven, Nortbert Ritz, Frankfurt/M. 

DRV 5/2004, S. 241 – 262 

Zum Verständnis und zu den Voraussetzungen 

der Rehabilitationswissenschaften in Deutschland 

Prof. Dr. Dr. med. Dipl.-Psysch. Uwe Koch, Hamburg, Dr. Rolf 

Buschmann-Steinhange, Frankfurt/M. 

DRV 5/2004, S. 263 – 272 

Qualitätssicherung und Leitlinien in der medizinischen Reha-

bilitation – Standortbestimmung und Perspektiven – 

Dr. Ulrich Dorenburg, Frankfurt/M., Prof. Dr. Wilfried H. Jäckel, 

Freiburg, Dr. med. Christiane Korukéwitz, Berlin 

DRV 5/2004, S. 273 - 286 

Verlaufsorientierte Auswertungen zur Rehabilitation 

Aktuelle Ergebnisse aus der Reha-Statistik – Datenbasis – 

Dr. Here Klosterhuis, Berlin, Pia Zollmann, Frankfurt/M., Dr. 

Peter Grünbeck, Berlin 

DRV 5/2004, S. 287 – 296 

Weiterentwicklung der Rehabiltitation 

Hans Gerwinn, Angelika Wegener, Münster 

DRV 5/2004, S. 297 - 313 

Rentenversicherung

Die künftige Besteuerung von Alterseinkünften 

Die neuen Regelungen zur privaten und betrieblichen 

Vorsorge 

Ingo Nürnberger u. Martina Perreng, Berlin 

Soziale Sicherheit 5/2004, S. 146 – 157 

Das „Soziale“ in der gesetzlichen Rentenversicherung 

Dr. Susanne Heidel u. Brigitte Loose, Berlin 

DAngVers 5-6/2004, S. 221 – 226 

Rentenzugang der BfA 2003: 

Jeder achte Altersrentner kommt aus Altersteilzeit 

Dr. Kalamkas Kaldybajewa, Berlin 

DAngVers 5-6/2004, S. 227 – 236 

Modell eines versicherungsorientierten Umlageverfahrens 

– Eine Erörterung kritischer Stellungnahmen – 

Hellmut D. Scholtz 

Die Rentenversicherung 5/2004, S. 81 – 84 

Organisationsreform der Gesetzlichen Rentenversicherung 

Günter Roggenkamp, Düsseldorf 

Gesundheits- und Sozialpolitik 3-4/2004, S. 10 – 18 

Karl-J. Hußmann, Abteilung Finanzen und Vermögen 
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Alterssicherung im Wechsel der Generationen Datenschutz
Prof. Dr. Heinz Grohmann, Kronberg 

DRV 4/2004, S. 185 – 199 Datenschutz – Quo vadis? 

Eva-Maria Paulus, Berlin 

Das Vertrauen der Bürger in die gesetzliche DAngVers 5-6/2004, S. 237 - 241 

Rentenversicherung

Dr. Thorsten Heien, München 

DRV 4/2004, S. 211 - 223 

Eskalation an der Küchenzeile? Abkürzungen: 
Einstellungen zur Erwerbstätigkeit von Müttern während der 

(Klein)Kindphase DAngVers Die Angestelltenversicherung 

Dr. Michael Stegmann, Frankfurt/M. 
Die Beiträge Die Beiträge zur Sozial- und

DRV 4/2004, S. 224 - 234 
Arbeitslosenversicherung

Die Rentenversicherung Organ für den Bundesverband der 

Rentenberater e.V. 

Sozialversicherung international DRV Deutsche Rentenversicherung 

Die Französische Alterssicherung nach der Reform ZFSH/SGB ZFSH/SGB, Sozialrecht in Deutschland 

Otto Kaufmann, München und Europa 

ZFSH/SGB 5/2004, S. 266 – 279 

Europäisierung sozialer Sicherung 

Prof. Dr. Dr. h.c. Eberhard Eichenhofer, Jena 

DRV 4/2004, S. 200 - 210 
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Versicherung und Rente 

Aachen Duisburg
LVA Service-Zentrum Aachen, LVA Service-Zentrum Duisburg 

Benediktinerstr. 39, 52066 Aachen 

T (0241) 60 96 02, F (0241) 60 96 61 

service-zentrum.aachen@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr 

Do: 7.30 - 18.00 Uhr 

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr 

Hohestr. 32, 47051 Duisburg 

T (0203) 28 19 01, F (0203) 28 19 19 61 

service-zentrum.duisburg@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr 

Do: 7.30 - 18.00 Uhr 

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr 

Bad Münstereifel Düren
Rathaus, Markstr. 11, 53902 Bad Münstereifel LVA Service-Zentrum Düren, 

T (02253) 505-156 Goethestr. 4, 52349 Düren 

2. Mittwoch eines Monats T (02421) 482-01, F (02421) 482-1961 

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr service-zentrum.dueren@lva-rheinprovinz.de

nachmittags nach Vereinbarung Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr 

Do: 7.30 - 18.00 Uhr 

Bergisch Gladbach Fr: 7.30 - 13.00 Uhr 

Stadthaus, Konrad-Adenauer-Platz, 51439 Bergisch Gladbach 

T (02202) 14 26-51 Düsseldorf
1. Mittwoch eines Monats LVA Hauptverwaltung, Service-Zentrum 

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr Königsallee 71, 40215 Düsseldorf 

nachmittags nach Vereinbarung T (0211) 937-3728, F (0211) 937-3096 

service-zentrum.duesseldorf@lva-rheinprovinz.de

Bonn Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr 

LVA Service-Zentrum Bonn Do: 7.30 - 18.00 Uhr 

Rabinstraße 6, 53111 Bonn Fr: 7.30 - 13.00 Uhr 

T (0228) 28 08-01, F (0228) 28 08-19 61 

service-zentrum.bonn@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr 

Do: 7.30 - 18.00 Uhr 

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr 
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Eschweiler Gummersbach
Stadtverwaltung, Rathausplatz 1, LVA Service-Zentrum Gummersbach, 

52249 Eschweiler Singerbrinkstr. 41, 51643 Gummersbach 

T (02403) 710 T (02261) 805-01, F (02261) 805-1961 

4. Mittwoch eines Monats 

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr 

nachmittags nach Vereinbarung 

service-zentrum.gummersbach@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr 

Do: 7.30 - 18.00 Uhr 

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr 

Essen
LVA Service-Zentrum Essen 

Hindenburgstr. 88, 45127 Essen 

T (0201) 18 98 01, F (0201) 18 98-1961 

service-zentrum.essen@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr 

Do: 7.30 - 18.00 Uhr 

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr 

Heiligenhaus
AOK, Südring 108, 42579 Heiligenhaus 

T (02056) 98 57 0 

1. und 3. Mittwoch eines Monats 

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr 

nachmittags nach Vereinbarung 

Euskirchen
Rathaus, Kölner Str. 75, 53879 Euskirchen 

T (02251) 14-0 

jeden Montag 

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr 

nachmittags nach Vereinbarung 

Heinsberg
IKK, Apfelstr. 36, 52525 Heinsberg 

T (02452) 91 18 12 

4. Montag eines Monats 

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr 

nachmittags nach Vereinbarung 

Frechen
Stadtverwaltung, Johann-Schmitz-Platz 1-3 

50226 Frechen 

T (02234) 50 13 28 

Kall
Rathaus, Bahnhofstr. 9, 53925 Kall 

T (02441) 888-18 

1. Dienstag eines Monats 

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr 

2. Dienstag eines Monats nachmittags nach Vereinbarung 

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr 

nachmittags nach Vereinbarung Kleve
LVA Service-Zentrum Kleve, 

Grevenbroich Bensdorpstr. 12, 47533 Kleve 

AOK, Wilhelmitenstr. 10, 41515 Grevenbroich T (02821) 584-01, F (02821) 584-1961 

T (02181) 23 36 0 service-zentrum.kleve@lva-rheinprovinz.de

2. und 4. Montag eines Monats 

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr 

nachmittags nach Vereinbarung 

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr 

Do: 7.30 - 18.00 Uhr 

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr 
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Köln Mönchengladbach
LVA Service-Zentrum Köln LVA Service-Zentrum Mönchengladbach 

Lungengasse 35, 50676 Köln 

T (0221) 33 17 01, F (0221) 3317-1961 

service-zentrum.koeln@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr 

Do: 7.30 - 18.00 Uhr 

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr 

Lürriper Str. 52, 41065 Mönchengladbach 

T (02161) 497-01, F (02161) 497-1961 

service-zentrum.moenchengladbach@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr 

Do: 7.30 - 18.00 Uhr 

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr 

Krefeld Much
LVA Service-Zentrum Krefeld 

Grenzstr. 140, 47799 Krefeld 

T (02151) 534-01, F (02151) 534-1961 

service-zentrum.krefeld@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr 

Do: 7.30 - 18.00 Uhr 

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr 

Leverkusen
LVA Service-Zentrum Leverkusen 

Heinrich-von-Stephan-Str. 24, 

51373 Leverkusen 

T (0214) 83 23-01, F (0214) 8323-1961 

service-zentrum.leverkusen@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr 

Do: 7.30 - 18.00 Uhr 

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr 

Rathaus, Hauptstr. 57, 53804 Much 

T (02245) 68-54 

3. Dienstag eines geraden Monats 

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr 

nachmittags nach Vereinbarung 

Nettetal-Lobberich
Stadtverwaltung, Doerkesplatz 11, 41334 Nettetal 

T (02153) 8 98-84 52 oder 85 52 

2. und 4. Mittwoch eines Monats 

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr 

nachmittags nach Vereinbarung unter T (02821) 58 40 

Remscheid
Stadtverwaltung, Hindenburgstr. 52-58, 

42853 Remscheid 

T (02191) 16-26 47 

2. Mittwoch eines Monats 

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr 

nachmittags nach Vereinbarung 

Rheinbach
Rathaus, Schweigelstr. 23, 53359 Rheinbach 

T (02226) 917-137 

4. Mittwoch eines Monats 

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr 

nachmittags nach Vereinbarung 
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Solingen Wermelskirchen 
AOK, Kölner Str. 49/51, 42651 Solingen Rathaus, Telegrafenstr. 29-33, 42929 Wermelskirchen 

T (0212) 22 01 0 T (02196) 71 05 33 

jeden Dienstag und jeden 2. Montag 1. Dienstag eines Monats 

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr 

nachmittags nach Vereinbarung nachmittags nach Vereinbarung 

Troisdorf Wuppertal 
Rathaus, Kölner Str. 176, 53840 Troisdorf LVA Service-Zentrum Wuppertal 

T (02241) 90 05 22 Wupperstr. 14, 42103 Wuppertal 

1. Dienstag eines Monats T (0202) 45 95 01, F (0202) 4595-1961 

von 8.30 - 12.30 Uhr und 13.30 - 15.30 Uhr service-zentrum.wuppertal@lva-rheinprovinz.de

nachmittags nach Vereinbarung Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr 

Do: 7.30 - 18.00 Uhr 

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr 
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Rehabilitation

Aachen Düren
LVA Service-Zentrum Aachen, LVA Service-Zentrum Düren, 

Benediktinerstr. 39, 52066 Aachen 

T (0241) 60 96 02, F (0241) 60 96 61 

service-zentrum.aachen@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr 

Do: 7.30 - 18.00 Uhr 

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr 

Goethestr. 4, 52349 Düren 

T (02421) 482-01, F (02421) 482-1961 

service-zentrum.dueren@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr 

Do: 7.30 - 18.00 Uhr 

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr 

Bergheim Duisburg
AOK-Regionaldirektion Erftkreis LVA Service-Zentrum Duisburg 

Geschäftsstelle Bergheim, Bahnstraße 1 

T (02271) 80 70 

jeden 2. Dienstag im Monat 

von 13.30 - 15.00 Uhr 

Bergisch Gladbach 
AOK-Regionaldirektion Rheinisch-Bergischer Kreis,

Bensberger Str. 76, 51465 Bergisch Gladbach 

T (02202) 1 70 

jeden 1. und 3. Donnerstag im Monat 

von 8.30 - 11.30 Uhr 

Bonn
LVA Service-Zentrum Bonn 

Rabinstr. 6, 53111 Bonn 

T (0228) 28 08 01 und F (0228) 28 08 19 61 

service-zentrum.bonn@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr 

Do: 7.30 - 18.00 Uhr 

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr 

Hohe Straße 32, 47051 Duisburg 

T (0203) 28 19 01, F (0203) 28 19 61 

service-zentrum.duisburg@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr 

Do: 7.30 - 18.00 Uhr 

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr 

Düsseldorf
LVA Hauptverwaltung, Service-Zentrum 

Königsallee 71, 40215 Düsseldorf 

T (0211) 937-3728, F (0211) 937-3096 

service-zentrum.duesseldorf@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr 

Do: 7.30 - 18.00 Uhr 

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr 

Engelskirchen
Aggertalklinik, Am Sondersiefen 18 

T ( 02263) 93 0 

jeden Donnerstag von 8.30 - 11.30 Uhr 
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Essen Kleve
LVA Service-Zentrum Essen LVA Service-Zentrum Kleve, 

Hindenburgstr. 88, 45127 Essen 

T (0201) 18 98 01, F (0201) 18 98-19 61 

service-zentrum.essen@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr 

Do: 7.30 - 18.00 Uhr 

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr 

Bensdorpstr. 12, 47533 Kleve 

T (02821) 584-01, F (02821) 584-1961 

service-zentrum.kleve@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr 

Do: 7.30 - 18.00 Uhr 

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr 

Euskirchen Köln
Medizinischer Dienst der Krankenversicherung Nordrhein LVA Service-Zentrum Köln 

Kölner Str. 73, T (02251) 94410 

Jeden 2. Donnerstag von 8.30 – 11.30 Uhr 

Gummersbach
LVA Service-Zentrum Gummersbach, 

Singerbrinkstr. 41, 51643 Gummersbach 

T (02261) 805-01, F (02261) 805-1961 

service-zentrum.gummersbach@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr 

Do: 7.30 - 18.00 Uhr 

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr 

Heinsberg
Medizinischer Dienst der Krankenversicherung Nordrhein 

Schafhausener Str. 52 

T (02452) 90 30 50 

jeden 3. Dienstag im Monat von 8.30 - 11.30 Uhr 

Hürth-Hermülheim
AOK-Regionaldirektion Erftkreis 

Luxemburger Str. 321 - 325 

T (02233) 5 60 

jeden 2. und 4. Mittwoch im Monat 

von 8.30 - 11.30 Uhr 

Lungengasse 35, 50676 Köln 

T (0221) 33 17 01, F (0221) 3317-1961 

service-zentrum.koeln@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr 

Do: 7.30 - 18.00 Uhr 

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr 

Krefeld
LVA Service-Zentrum Krefeld 

Grenzstr. 140, 47799 Krefeld 

T (02151) 534-01, F (02151) 534-1961 

service-zentrum.krefeld@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr 

Do: 7.30 - 18.00 Uhr 

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr 

Leverkusen
LVA Service-Zentrum Leverkusen 

Heinrich-von-Stephan-Str. 24, 

51373 Leverkusen 

T (0214) 83 23-01, F (0214) 8323-1961 

service-zentrum.leverkusen@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr 

Do: 7.30 - 18.00 Uhr 

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr 

Jülich
AOK-Regionaldirektion Düren-Jülich Mönchengladbach
Geschäftsstelle Jülich, Promenadenstr. 3 LVA Service-Zentrum Mönchengladbach 

T (02461) 68 20 Lürriper Str. 52, 41065 Mönchengladbach 

jeden 4. Dienstag im Monat von 8.30 - 11.30 Uhr T (02161) 497-01, F (02161) 497-1961 

service-zentrum.moenchengladbach@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr 

Do: 7.30 - 18.00 Uhr 

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr 
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Monschau Schleiden
AOK-Regionaldirektion Kreis Aachen 

Geschäftsstelle Monschau, Uffenstr. 47 

T (02472) 30 91 

jeden 1. Dienstag im Monat von 8.30 - 11.30 Uhr 

AOK Rheinland, Regionaldirektion Schleiden 

Pönsgenstr. 15 

T (02445) 54 36 und 88 0 

jeden 1. Mittwoch im Monat von 8.30 - 11.30 Uhr 

Nettetal-Lobberich Siegburg
Rathaus, Doerkesplatz 11, Medizinscher Dienst der Krankenversicherung Nordrhein 

2. Etage, Zimmer 360, T (02153) 8 98 84 52 Alfred-Keller Straße 32 

(nur an den Sprechtagen) T (02241) 12 72 80 

jeden 2. Dienstag und jeden 4. Donnerstag von 8.30 - 11.30 Uhr jeden Dienstag von 13.30 - 15.30 Uhr 

Neuss Solingen
AOK-Regionaldirektion Neuss AOK-Regionaldirektion Solingen 

Oberstr. 33, Zimmer 016 Kölner Str. 49/51 

T (02131) 29 35 49 T (0212) 29 20 

jeden Freitag von 8.30 - 11.30 Uhr jeden Mittwoch von 8.30 - 11.30 Uhr 

Oberhausen Wesel 
Berufsförderungswerk, Bebelstr. 56 

T (0208) 85 88 1 

jeden 2. und 4. Donnerstag von 8.30 - 11.30 Uhr 

Arbeitsamt Wesel, Reeser Landstr. 61, Zimmer 79 

T (0281) 96 20 10 3 

jeden Mittwoch von 8.30 - 11.30 Uhr 

Remscheid Wuppertal 
AOK-Rheinland, Regionaldirektion Remscheid LVA Service-Zentrum Wuppertal 

Hindenburgstr. 13-15 Wupperstr. 14, 42103 Wuppertal 

T (02191) 91 70, F (02191) 91 72 35 T (0202) 45 95 01, F (0202) 4595-1961 

jeden 1. und 3. Dienstag im Monat von 8.30 - 11.30 Uhr service-zentrum.wuppertal@lva-rheinprovinz.de

Mo-Mi: 7.30 - 15.00 Uhr 

Do: 7.30 - 18.00 Uhr 

Fr: 7.30 - 13.00 Uhr 
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Kliniken der LVA Rheinprovinz 

Nordseeklinik Borkum Lahntalklinik, Nassau/Lahn 

Bubertstraße 4, 26757 Borkum Emser Straße 37, 56377 Nassau/Lahn 

T 04922 / 921 01 T 02604 / 973 01 

F 04922 / 921 1961 F 02604 / 973 1961 

www.nordseeklinik-borkum.de www.lahntalklinik.de 

Indikationen: Erkrankungen der Atmungsorgane und der Haut Indikationen: Erkrankungen der Bewegungsorgane 

Aggertalklinik, Engelskirchen Klinik Niederrhein, Bad Neuenahr 

Am Sondersiefen 18, 51766 Engelskirchen 

T 02263 / 93 0 

F 02263 / 93 1961 

Hochstraße 13/19, 53474 Bad Neuenahr 

T 02641 / 751 01 

F 02641 / 751 1961 

www.aggertalklinik.de www.klinik-niederrhein.de 

Indikationen: Erkrankungen der Bewegungsorgane, Erkran- Indikationen: Erkrankungen des Stoffwechsels und der Ver-

kungen des arteriellen und venösen Gefäßsystems dauungsorgane, Onkologie/Hämatologie 

Klinik Roderbirken Ruhrlandklinik, Essen 

Roderbirken 1, 42799 Leichlingen Tüschenerweg 40, 45239 Essen 

T 02175 / 82 01 T 0201 / 433 01 

F 02175 / 82 1961 F 0201 / 433 1965 

www.klinik-roderbirken.de www.ruhrlandklinik.de 

Indikationen: Erkrankungen von Herz und Kreislauf, insbeson- Indikationen: Operative und konservative Behandlung sämtli-

dere Nachbehandlung von Herzinfarkten und Herzoperierten cher Lungenerkrankungen einschließlich Tuberkulose, Bron-

chialasthma und Allergien 

Eifelklinik, Manderscheid 

Mosenbergstraße 19, 54531 Manderscheid 

T 06572 / 925 01 

F 06572 / 925 1961 

www.eifelklinik.de 

Indikationen: Psychosomatische Erkrankungen 
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Die „LVA Rheinprovinz Mitteilungen“ erscheinen zweimonatlich. 

Herausgeber Landesversicherungsanstalt Rheinprovinz 

Referat Öffentlichkeitsarbeit 

Königsallee 71 

40215 Düsseldorf 

Anschrift LVA Rheinprovinz 

40914 Düsseldorf 

Telefon (0211) 937 - 2926, Telefax (0211) 937 - 3094 

Internet www.lva-rheinprovinz.de 

E-Mail presse@lva-rheinprovinz.de 

Redaktion Karlpeter Arens, Leitung, 

Thomas Schulzki 

Die namentlich gekennzeichneten Beiträge stellen le-

diglich die Meinung des Verfassers dar; hierfür über-

nimmt die LVA nur die allgemeine pressegesetzliche 

Verantwortung. Nachdruck mit Genehmigung der 

LVA Rheinprovinz und Quellenangabe gestattet. 

Bezugspreis einschließlich Zustellgeld 9,20 Euro 

im Jahr. Einzelheft 2,00 Euro. Der Betrag ist 

mit dem Vermerk Für LVA Mitteilungen auf das Postbankkonto 

Köln, BLZ 370 100 50, Kto. Nr. 17860-509 der LVA 

Rheinprovinz im Voraus zu überweisen. 

Bestellungen sind nur über das Referat Öffentlichkeits-

arbeit möglich. 

Herstellung Werbedruck Schreckhase, Spangenberg 
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